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 I C A R TO O N D E S  M O N AT S

von Johannes Wehrle 

Hört man Richard David Precht über das 
aktuelle Schulsystem reden, bekommt 

man manchmal den Eindruck, das Beste 
wäre, den ganzen Laden abzureißen und 
dann nochmal – aber diesmal richtig – auf-
zubauen.
Jetzt stehe ich selbst vor der Klasse und bis
zum Tag der großen »Bildungsrevolution«,
die er einfordert, merke ich meine eigene 
Verantwortung! Denn ob meine Schüler*in-
nen das Ganze später als frustrierende 
oder als belebende Erfahrung abspeichern,
hängt oft davon ab, ob sich eine Begeiste-
rung auf die Lernenden übertragen konnte. 
Jede*r Schüler*in entscheidet sich immer 

Mark Ronson wurde ein Quiz, in dem die 
Teilnehmenden selbst raten durften, wel-
che Elemente aus anderen Songs übernom-
men wurden. Die großen Reformen im Bil-
dungssystem dauern lange und sind wichtig. 
Aber wie innovativ und gewinnbringend die 
morgige Stunde ablaufen wird, beeinflusst 
die Lehrkraft in weiten Teilen selbst! Und so 
ist der wahrscheinlich beste Hebel, das Bil-
dungssystem von innen heraus zu verbessern, 
die Situation der Lehrenden zu verbessern, 
ihnen Spiel- und Freiräume zu geben.   

wieder neu für oder gegen ein Fach, einen 
Kurs, eine Lehrkraft. Und manchmal ist sehr 
wenig nötig, um jemanden für den Unterricht 
zu gewinnen. Ich merke immer wieder, wie 
groß die Spielräume sind, meinen Unter-
richt zu gestalten. Als ich neulich dieselbe 
Unterrichtsstunde (Bodypercussion mit Mark 
Ronson) im Rahmen eines Großgruppen- 
Projekts sieben Mal in verschiedenen Klas-
sen gehalten habe, fiel mir auf, wieviel bes-
ser der Unterricht von Mal zu Mal wurde – 
während der Inhalt und der Rahmen gleich-
geblieben sind. Kleine, aber effektive Ver-
änderungen: Statt im Stehen, haben wir es 
im Sitzen versucht und plötzlich war es der 
einen Klassenhälfte nicht mehr peinlich mit-
zumachen. Aus einem kurzen Vortrag über 
die Copyright Infringement Vorwürfe von 

Wer verändert die Schule?
 I KO LU M N E

Johannes Wehrle tourte als Jazzpianist 
durch die Welt. Seit seinem Quereinstieg 

arbeitet er als Musiklehrer an der  
Bettina von Arnim-Schule.
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muliert. Ein Zwang, der bei Fernbleiben Bußgelder 
zu Folge hat, hilft niemandem. 

Leider bietet der Koalitionsvertrag zum Thema Ganz-
tag so gar keine Anhaltspunkte. Über den Personal-
schlüssel und Verbesserungen für die Kolleg*innen, 
die die Arbeit in der ergänzenden Förderung und 
Betreuung stemmen: kein Wort. Hier wird deutlich, 
dass wir verstärkt auf die Straße müssen, um das 
Thema aus den Schulen in die Gesellschaft zu tra-
gen. Wir wissen, dass der Personalschlüssel von 1:22 
viel zu gering ist, um die Früh- und Spätbetreuung 
abzudecken. Diesen Personalschlüssel zu verbessern, 
wäre dringend notwendig gewesen.

Am zentralen Punkt der Lehrkräftebildung bleibt 
der Koalitionsvertrag viel zu vage. Eine Absolvent-

*innenanzahl von 2.500 anzustreben, wird nicht aus-
reichen. Es gibt einen jährlichen Bedarf von 3.000 
Absolvent*innen. Wir brauchen eine Ausbildungsof-
fensive und verbindliche Zusagen darüber, wie die 
Hochschulen bei dieser Aufgabe unterstützt werden. 

Die Steigerung der Mittel für die Hochschulen auf 
fünf Prozent ist ein Schritt vorwärts. Mit der erklärten 
Absicht, bei der Mittelvergabe auf Zielindikatoren zu 
verzichten, geht es drei Schritte zurück. Ohne das 
Ziel »Gute Arbeit« auch in den Hochschulverträgen 
zu definieren und überprüfbar zu kontrollieren, wird 
die Befristungspraxis wieder zunehmen. 

Wir werden auch diese Regierung kritisch beglei-
ten und insbesondere kleinere Klassen und auch die 
von der CDU noch vor der Wahl beantragten Ände-
rungen zum Nachteilsausgleich einfordern. Lasst 
uns dran bleiben, denn unsere Arbeitsbedingungen 
von Kita bis Hochschule werden sich ohne unseren 
Einsatz nicht verbessern.  

Martina Regulin, Vorsitzende der GEW BERLIN

Nur wenige Tage bevor SPD und CDU ihren Koali-
tionsvertrag vorgestellt haben kamen im GEW-

Haus acht der wichtigsten bildungspolitischen 
Akteur *innen der Stadt zu einer gemeinsamen Pres-
sekonferenz zusammen, um über Wege aus der Bil-
dungskrise zu sprechen. Trotz unterschiedlicher 
Perspektiven war die Botschaft eindeutig: Bildung 
muss endlich Priorität erhalten in Berlin. 

Der nun vorgestellte Koalitionsvertrag bleibt lei-
der weit hinter den Erfordernissen zurück. Was sich 
die neue Regierung zur Lösung der Bildungskrise 
vorstellt, ist nur zum Teil sinnvoll. Wesentliche Punk-
te fehlen ganz. Im Interview sprach der designierte 
Regierende Bürgermeister Kai Wegner von »vielen 
kleinen Hebeln«. Ob die nun vorgestellten Maßnah-
men tatsächlich Hebelwirkung entfalten werden, darf 
jedoch bezweifelt werden. In der Hand hätte es die 
CDU, die künftig neben dem Bildungs- auch das Fi-
nanzressort führen wird. 

SPD und CDU streben ein verpflichtendes Kita-Jahr 
an für Kinder, die den Sprachtest nicht bestehen. 
Richtig ist, dass Sprachförderung von elementarer 
Bedeutung ist. Wichtig wäre es, hier zu einem aufsu-
chenden partizipativem Verfahren zu kommen, das 
die Möglichkeiten der Familien stärkt. Damit die Kin-
der von Anfang an in den Kitas ankommen und die 
Familien nicht an den bürokratischen Hürden schei-
tern. Ob Sprachförderung in zwölf Monaten vollstän-
dig zu leisten ist und wie und wo die Kinder einen 
Kitaplatz bekommen sollen, ist noch nicht ausfor-

So wird sich die 
Bildungskrise nicht 
bewältigen lassen
Der Koalitionsvertrag von CDU und SPD  

bleibt im Bildungsbereich deutlich hinter  
den Erwartungen der GEW BERLIN zurück
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34 GEWERKSCHAFT 
Bei der Landesdelegierten - 

ver sammlung im Juni wird der  

neue Geschäftsführende  

Landes vorstand der GEW BERLIN  

ge wählt. Die Kandi dierenden  

stellen sich und ihre Ziele vor.

26 SCHULE  Schüler*innen mit sonderpädagogischem Förder-

bedarf werden mitunter von der Schulpflicht befreit. Das geschieht  

nicht im Interesse des Kindes, sondern aufgrund fehlender Strategien  

in der Beschulung und des Mangels an notwendigem Personal,  

kritisiert Lisa Reimann.
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43 GLOSSE
Wer verbeamtet werden möchte, be-

nötigt die »Feststellung der gesundheit-

lichen Eignung«. Die darin thematisier-

ten Anhaltspunkte für längerfristige 

krankheitsbedingte Ausfälle lassen viel 

Raum für Spekulation. Deshalb ent-

wickelt Ryan Plocher fünf sportliche 

Aufgaben, die jede Lehrkraft problem-

los meistern muss.
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8 TITEL  In den Hochschul-

vertragsverhandlungen werden die  

Weichen für die künftigen Verhält-

nisse an Berliner Schulen gestellt.  

Im Schwer punkt beleuchten wir die 

Beziehung zwischen Staat und Hoch-

schulen und lassen dabei vor allem 

die Menschen zu Wort kommen,  

die im Rahmen der Verhandlungen 

wenig Mitspracherecht haben.

 I I N H A LT
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 ■ Neue Dienstvereinbarung  
im Ganztag 

Die Vorsitzenden des Gesamtpersonalrats 
der allgemeinbildenden Schulen sowie 
des Personalrats der berufsbildenden 
und zentralverwalteten Schulen haben 
gemeinsam mit Bildungssenatorin Ast-
rid-Sabine Busse die Weiterentwicklung 
der Dienstvereinbarung über die mittel-
bare pädagogische Arbeit von Erzie-
her*innen an Berliner Ganztagsschulen 
auf den Weg gebracht. Sie soll Erzie-
her*innen noch besser dabei unterstüt-
zen, vier Stunden wöchentlich verbind-
lich im Dienstplan für Vor- und Nachbe-
reitung der pädagogischen Arbeit zu 
verankern. Dienstbesprechungen zählen 
nun nicht mehr zur mittelbaren pädago-
gischen Arbeit. Außerdem wurde verein-
bart, digitale Arbeitsplätze zu schaffen, 
sodass die mittelbare pädagogische Ar-
beit in Absprache mit der Schulleitung 
auch außerhalb der Schule erledigt wer-
den kann. Jedoch können diese Zeiten 
ohne Personalverbesserung nicht abge-
deckt werden. Überdies gilt die Dienst-
vereinbarung nicht für Erzieher*innen, 
die bei einem freien Träger an einer 

Ganztagsschule beschäftigt 
sind. Die GEW fordert daher 
ein ganzheitliches Neuden-
ken des Systems. 

 ■ Eilantrag gegen gendersensible 
Sprache in der Schule erfolglos

Das Verwaltungsgericht Berlin hat den Eil-
antrag eines Vaters gegen die Verwendung 
einer gendersensiblen Sprache und die 
aus seiner Sicht im Ethikunterricht einsei-
tig dargestellte Identitätspolitik und die 
»Critical Race-Theory« an den Gymnasien 
seiner Kinder zurückgewiesen. Vor dem 
Hintergrund des staatlichen Erziehungs-
auftrags in der Schule würde das elterli-
che Erziehungsrecht hier nicht verletzt. 
Die Schulleitungen hatten den Lehrkräften 
die Verwendung genderneutraler Sprache 
im Unterricht ausdrücklich freigestellt 
und gleichzeitig klar darauf hingewiesen, 
dass die Regeln der deutschen Rechtschrei-
bung im Lehr- und Lernprozess einzuhal-
ten seien. Die Benutzung genderneutraler 
Sprache in Lehrmaterialien überschreite 
nicht den durch die Rahmenlehrpläne ein-
geräumten Spielraum. Eine genderneutrale 
Kommunikation mit Eltern- und Schüler-
*innenschaft verstoße nicht gegen die 
Vorgabe der deutschen Amtssprache, da 
diese selbst bei Verwendung von Sonder-

 ■ GEW BERLIN fordert 
Akutmaßnahmen zur Entlastung

Um die belastenden Auswirkungen des 
Personalmangels auf die Lehrkräfte, Er-
zieher*innen, weiteren Fachkräfte und 
Schulleitungen abzufedern, gibt es aus 
Sicht der GEW BERLIN ganz konkrete Maß-
nahmen, die auf schulorganisatorischer 
Ebene zeitnah umgesetzt werden könn-
ten, ohne einen hohen Mehrbedarf im 
Bereich der Lehrkräfte oder Erzieher*in-
nen auszulösen. Die GEW BERLIN fordert 
deshalb mehr Stellen für unter anderem 
Sekretär*innen, Verwaltungsleitungen, IT- 
Administrator*innen und pädagogische 
Assistenzen. Außerdem sollte der Aufga-
benumfang von Lehrkräften und Erzie-
her*innen gezielt verringert werden und 
es sollten Kriterien sowie eine zeitliche 
Begrenzung für Dienstbesprechungen 
festgelegt werden, damit diese nicht zu 
einer zusätzlichen Belastung werden. 
Durch die Entlastung von nicht-pädago-
gischen Aufgaben und die Unterstützung 

durch andere Berufsgruppen 
kann die Lage von Pädagog*in-
nen verbessert werden. Down-
load Forderungspapier

 ■ Neue GEW-Broschüre: Angestellt 
oder verbeamtet? GEWusst wie!

Die Rückkehr Berlins zur Verbeamtung 
wirft viele Fragen auf – für alle, die jetzt 
verbeamtet werden und erst recht für 
die, die noch unentschlossen sind, ob die 
Verbeamtung für sie der richtige Weg ist. 

In dieser Broschüre gehen wir auf die un-
terschiedlichen Regelungen für Beamt*innen 

und Angestellte ein. Jetzt als 
GEW- Mitglied kostenlos bestel-
len oder online zum Down-
load. 

 ■ Seiteneinstieg: Kolleg*innen dürfen 
nicht dauerhaft Lehrkräfte zweiter 
Klasse bleiben 

Lehrkräfte ohne volle Lehrbefähigung 
können sich künftig für eine unbefristete 
Weiterbeschäftigung bewerben. Die GEW 
Berlin kämpfte lange gegen Fristverträge 
mit schlechterer Entlohnung und für eine 
dauerhafte Perspektive der Lehrkräfte, 
die angesichts des Mangels unverzichtbar 
für Berliner Schulen sind. Wir fordern die 
Senatsbildungsverwaltung nun dazu auf, 
zügig strukturierte Qualifizierungsange-
bote bereitzustellen, um den Kolleg*in-
nen den Erwerb einer vollen Lehramtsbe-
fähigung zu ermöglichen. Dazu gehöre 
unter anderem, dass Ermäßigungsstun-
den gehört werden, wenn die Lehrkräfte 
sich für ein Q-Masterstudium an den Uni-
versitäten entscheiden oder andere Wei-
terqualifikationen nutzen. Die Weiterbe-
schäftigungsmöglichkeiten für LOVL 
wurden in einer internen Ausschreibung 
über alle Schulen verschickt. Vorausset-
zung für eine unbefristete Weiterbeschäf-
tigung ist, dass die Lehrkräfte seit min-
destens drei Jahren an öffentlichen Schu-
len tätig sind, darunter mindestens ein Jahr 
zusammenhängend an einer Schule.

 I K U R Z  & B Ü N D I G

Anlässlich des feministischen Kampftages am 8. März rief die GEW BERLIN unter dem Motto
»Feministisch, Solidarisch, Gewerkschaftlich« zur Demonstration auf. Im Fokus standen die 
Arbeitsbedingungen von Frauen*, aber auch internationale Themen sowie Fragen der sexu-
ellen Selbstbestimmung.  FOTO: GEW BERLIN
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zeichen hinreichend verständlich bleibe. 
In einem freiheitlich-demokratisch ausge-
stalteten Gemeinwesen könne die Schule 
zudem offen für ein breites Spektrum 
von Meinungen und Ansichten sein. 

 ■ Muster für Grundsatzbeschlüsse  
zur Arbeitszeit von Lehrkräften 

Aktualisiert in unseren Schulrechtsinfos 
findet ihr ein Muster für einen Antrag an 
die Gesamtkonferenz zur Arbeitszeit/Teil-
zeit von Lehrkräften. Die Punkte sind ex-
emplarisch und müssen nicht gänzlich 
übernommen werden. Gleichzeitig können 
je nach Bedürfnis und Organisation der 
Schule weitere Punkte zu dem Themen-
komplex geregelt werden. Der Tagesord-

nungspunkt inklusive Antrag 
muss zuvor bei der Schullei-
tung eingereicht werden.

 ■ Gipfel gegen Jugendgewalt:  
darf kein Strohfeuer bleiben

Die GEW BERLIN begrüßt die schnelle und 
verbindliche Stärkung der Berliner Ju-
gendsozialarbeit. Doch Geld allein ver-
hindert noch keine Jugendkriminalität. 
Insbesondere die Schulsozialarbeit kann 
eine wichtige Rolle in der Prävention ein-
nehmen. Dafür braucht es vor allem ei-
nen Fokus auf die öffentliche Schulsozi-
alarbeit. Nur so werden Strukturen nach-
haltig etabliert und sichere Arbeitsplätze 
geschaffen. Darüber hinaus stellt die 
GEW BERLIN infrage, ob das beschleunig-
te Verfahren über das Neuköllner Modell 
immer das passende Modell ist, um mit 
Jugendkriminalität umzugehen. Erfahrun-
gen zeigen, dass so die Jugendgerichts-
hilfe ausgehebelt wird.

 ■ Endlich: L 2-Lehrkräfte können in 
die Studienratslaufbahn

Als Berlin im Jahr 2014 die Lehrkräftebil-
dung komplett umgestellt und drei neue 
Lehrämter eingeführt hat, wurden die 
Lehrer*innen mit fachwissenschaftlicher 
Ausbildung in zwei Fächern (L 2) schlicht 
vergessen. Die GEW BERLIN hat lange da-
für gekämpft, dass die L 2-Lehrkräfte die 
Möglichkeit bekommen, in das Lehramt 
ISS/Gymnasium zu wechseln und damit 
die Laufbahnbefähigung für die Studien-
ratslaufbahn zu erwerben. Jetzt endlich 
wurde im Lehrkräftebildungsgesetz § 18 
Absatz 5 (neu) die rechtliche Grundlage 

dafür geschaffen. Der zweijährigen Unter-
richtstätigkeit in der gymnasialen Ober-
stufe gleichgestellt ist eine mindestens 
zweijährige Tätigkeit als Leiter*in oder 
stellvertretende*r Leiter*in eines Schul-
praktischen Seminars für das Lehramt 
ISS/Gymnasium. Die Befähigung für das 
Lehramt ISS/Gymnasium und damit die 
Studienratslaufbahn wird von der Senats-
bildungsverwaltung festgestellt. Die Än-
derung des LBiG ist am 23. Februar 2023 
zusammen mit dem sogenannten Lehr-
kräftebindungsgesetz in Kraft getreten.

 ■ Maximalbeträge für Schulfahrten
Seit dem 17. Januar gelten neue Ausfüh-
rungsvorschiften für Veranstaltungen der 
Schule mit präziseren Regelungen zu Ver-
tragsabschluss, Dienstreisekosten und 
Datenschutz, die die GEW BERLIN grund-
sätzlich begrüßt. Die Pauschalen bei den 
Dienstreisekosten sind endlich weggefal-
len und es gibt Präzisierungen zur Ar-
beitszeit von Erzieher*innen, Pädagogi-
schen Unterrichtshilfen und anderen. Die 
GEW BERLIN hatte schulische Konten für 
den Zahlungsverkehr gefordert. Dies wur-
de nicht realisiert, die Kontogebühren 
werden nun aber erstattet. Andere Kritik-
punkte wurden zum Teil aufgegriffen. So 
wurde die Mitbestimmung der Gesamt-
konferenz gestärkt und das Thema Versi-
cherungsschutz mehr berücksichtigt. Des 
Weiteren werden Maximalbeträge für Schul-
fahrten, gestaffelt für Grund- (300 Euro), 
Mittel- (650 Euro) und Oberstufe (850 Euro), 
definiert mit der Möglichkeit zur Ausnah-

meregelung. Für selbstorgani-
sierte Projektfahrten in Klein-
gruppen wird ein rechtlicher 
Rahmen geschaffen. 

 ■ Sechs Stolpersteine für  
Schwarze Menschen

Die Verfolgung Schwarzer Menschen im 
Nationalsozialismus fand bisher wenig Be-
achtung. Begleitend zur Sonderausstellung 
»Auf den Spuren der Familie Diek. Geschich-
ten Schwarzer Menschen in Tempelhof- 
Schöneberg« im Schöneberg Museum wer-
den in den nächsten Monaten insgesamt 
sechs Stolpersteine verlegt. www.museen- 
tempelhof-schoeneberg.de/stolpersteine.
html 

 

Gegrübelt habe ich ausgiebig, aber ein-
fallen wollte mir nichts für diese Kolum-

ne. Also habe ich gemacht, was jetzt alle 
machen, wenn sie nicht weiterwissen: ich 
habe ChatGPT um einen Gruß gebeten.

Es folgte prompt die Antwort: »Als künst-
liche Intelligenz habe ich zwar keinen 

persönlichen Bezug zu euren alltäglichen 
Arbeitsbedingungen, aber ich weiß, wie 
wichtig eure Arbeit für unsere Gesellschaft 
ist. Ihr tragt maßgeblich dazu bei, dass 
unsere Kinder und Jugendlichen eine quali-
tativ hochwertige Bildung erhalten und auf 
ihrem Lebensweg bestmöglich unterstützt 
werden. Ich möchte euch daher meinen Dank 
aussprechen und euch ermutigen, auch 
weiterhin für eure Anliegen einzutreten!«

Wer behauptet, dass nicht auch der 
Zuspruch einer KI guttun kann!?                            

     mhh 
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Die Leser*innen dieser Ausgabe wundern  
sich vielleicht, wieso angesichts des  
Themas Hochschulverträge Kinder auf 
den Titel bildern zu sehen sind. Das sind 
Berliner Schüler*innen, die in der Grund-
schule der Künste neue Lernformate  
erproben. Es handelt sich dabei um ein 
innovatives Transferprojekt der Universität 
der Künste, das zeigt, welchen wichtigen 
Beitrag die Berliner Hochschulen für  
die Stadtgesellschaft leisten. Die Bilder 
verdeutlichen, wieso es sich lohnt, den  
Hochschulen im Rahmen der Hochschul-
verträge ausreichend Mittel und Ressour-
cen zur Verfügung zu stellen.
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tante Lehrkräftemangel ist dabei nur eines der Pro-
bleme, für die im Rahmen der Hochschulverträge 
innovative Lösungsansätze gefunden werden müs-
sen. Dass die Hochschulen und ihre Mitarbeitenden 
dafür bereits erhebliches leisten, zeigen Leucht-
turmprojekte wie die Grundschule der Künste, die 
wir im Rahmen dieser Ausgabe fotografisch darstel-
len. Solche Projekte verbessern die schulische Bil-
dung und zeigen gleichzeitig, wie eine akademi-
sche Ausbildung aussehen kann, die Forschung, 
Lehre und Praxis gleichermaßen verzahnt. Senat 
und Hochschulen müssen die Ressourcen dafür be-
reitstellen, damit die Beschäftigten diese Arbeit gut 
und gelingend erbringen können. Wie diese Ressour-
cen aussehen können und welche weiteren Ideen die 
Mitglieder der Hochschulen haben, wird anhand 
der verschiedenen Artikel in diesem Schwerpunkt 
deutlich.   

In den Hochschulverträgen wird in den kommen-
den Wochen schriftlich vereinbart, was die Hoch-

schulen in den kommenden vier Jahren leisten sol-
len und welche Ressourcen die Senatsverwaltung 
ihnen dafür zur Verfügung stellt. Bis 2022 wurde 
ein Gesamtvolumen von 1,4 Milliarden Euro festge-
schrieben. Angesichts dieser hohen Summe ist es 
verwunderlich, dass die Hochschulverträge in der 
Öffentlichkeit kaum diskutiert werden. In der Presse 
liest man eher selten darüber und unter Studieren-
den und Mitarbeitenden der Hochschulen scheinen 
die Vertragsverhandlungen kaum beachtet zu wer-
den. In der vorliegenden Ausgabe wollen wir die 
Hochschulverträge genauer unter die Lupe nehmen 
und dabei vor allem die Menschen zu Wort kommen 
lassen, die im Rahmen der Verhandlungen eher 
wenig Mitspracherecht haben, nämlich die Studie-
renden und Beschäftigten im Mittelbau. Der ekla-

Hochschulen  
gestalten Zukunft
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Berlin war neben Baden-Württemberg und Nord-
rhein-Westfalen eines der ersten Länder, die das 
neue Modell einführten und die Berliner Frauenbe-
auftragten waren die ersten, die die große Macht 
solcher Vereinbarungen erkannten. Nach intensiven 
politischen Diskussionen wurde die Erfüllung gleich-
stellungspolitischer Zielsetzungen eines von neun 
inhaltlichen Zielen in dem ersten Vertrag zwischen 
Senat und Hochschulen. Seither ist Gleichstellung 
ein Thema aller Verträge in Deutschland geworden 
und, auch wenn es bisher nicht gelungen ist eine 
quantitative Wirkung der Vereinbarungen zu bele-
gen, dürfen wir sicher annehmen, dass dieses Inst-
rument einen Anteil an der freilich viel zu langsa-
men Verbesserung der Situation von Frauen in den 
Hochschulen hat. In den bis 2022 gültigen Verträgen 
ist dem Thema Gleichstellung und Diversity ein ei-
genes Kapitel gewidmet. 

Ein positiver Ansatz mit begrenzter Wirkung 

Bundesweit sind seit 1997 rund 800 Hochschulver-
träge, Ziel- und Leistungsvereinbarungen oder ähn-
lich benannte Dokumente zwischen Staat und Hoch-
schulen abgeschlossen worden. Sie gehören neben 
der leistungsorientierten Mittelverteilung zu den 
zentralen Werkzeugen, mit denen die Beziehung 
zwischen Staat und Hochschulen gestaltet wird. 
Trotzdem wissen wir nur wenig über die konkrete 
Wirkung der Vereinbarungen. 

In einer Befragung von Hochschulleitungen durch 
Forscher*innen der Ruhruniversität Bochum wurden 
die Verträge zwar grundsätzlich positiv bewertet, 
der konkrete Nutzen und das Innovationspotential 
aber als eher gering eingeschätzt. Themen wie Digi-
talisierung, Klimawandel, Gesundheits- und Frie-
densforschung wurden beispielsweise eher selten 
aufgenommen. Andererseits sind die Verträge Teil 
einer insgesamt deutlich verlässlicheren Beziehung 
zwischen Staat und Hochschulen. Es sind nur sehr 
wenige Fälle bekannt, in denen Vereinbarungen ge-

Als am 30. Mai 1997 die Berliner Universitäten 
erstmals einen Hochschulvertrag unterzeichne-

ten, stand das gegenseitige Verständnis am Anfang 
einer neuen Beziehung zwischen Staat und Hoch-
schulen. Bis dahin waren Hochschulen eher nachge-
ordnete Behörden und die Senatsverwaltung für 
Wissenschaft, Forschung und Kultur legte fest, wie 
viele Beschäftigte, Bücher und Bleistifte jede Hoch-
schule für was zu verwenden hatte. Im Rahmen der 
sogenannten Input-Steuerung wurden Hochschulen 
von außen geplant, ausgestattet und wenn der Se-
natsverwaltung irgendwo Geld fehlte, dann konnte 
sie mit zögerlichen Verfahren oder Stellenbeset-
zungssperren Gelder zurückhalten, während die 
Hochschulen von irgendwas immer zu viel und von 
anderem zu wenig hatten, weil die Pläne des Minis-
teriums nicht korrigiert oder Mittel von einem Zweck 
zum anderen verschoben werden konnten. 

Die gegenseitige Ankerkennung von notwendigen 
Sparmaßnahmen auf Seiten des Senates und von 
Planungssicherheit auf Seiten der Hochschulen als 
ersten Satz des ersten Berliner Hochschulvertrages 
öffnete die Tür zu einer neuen Beziehung zwischen 
Staat und Hochschulen: Die Hochschulen bekamen 
zwar weniger Geld, sollten darüber aber freier ver-
fügen und sich vor allem darauf verlassen können. 

Unter dem Namen »New Public Management« wur-
de den Hochschulen seither bundesweit mehr finan-
zielle und organisatorische Autonomie gewährt, 
gemeinsam wurden Zielzahlen für Absolvent*innen 
und Forschungsvorhaben formuliert und der Staat 
zog sich sukzessive aus der operativen Planung zu-
rück und konzentrierte sich auf die Vereinbarung 
von Zielen und die Prüfung von Ergebnissen. 

Die Geschichte  
eines Vertrags 

Mit den Hochschulverträgen werden wichtige Weichen für eine innovative  
Hochschullandschaft gestellt. Der Blick zurück offenbart die Schwierigkeiten,  

aber auch die Erfolge dieses politischen Steuerungsinstruments

von Karsten König

»Ein Vierteljahrhundert nach dem ersten  
Berliner Hochschulvertrag ist es an der Zeit, die 
Verhandlungsprozesse neu zu strukturieren.«
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Die Künste sind grundlegend für eine  
umfassende Bildung. Aus diesem 
Grund erkunden in der Grundschule 
der Künste der UdK Berlin Studierende 
gemeinsam mit Kindern und Lehren-
den aus Hochschule und Schule, wie 
inklusive Bildung durch die Künste in 
der Migrationsgesellschaft gelingen 
kann. Die Künste wie Ästhetische  
Bildung brauchen Zeit und Raum in 
der Schule wie der Lehrkräftebildung!

Kirsten Winderlich
(Leiterin der Grundschule der Künste)
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brochen oder gerichtlich angezweifelt wurden und 
der Wittenberger Hochschulforscher Peer Pasternack 
bescheinigt den Verträgen daher eine erstaunliche 
Karriere im politischen System. 

Auf die Verhandlung kommt es an

Den Verträgen zwischen Staat und Hochschulen kön-
nen grundsätzlich sehr unterschiedliche Verhand-
lungsprozesse zugrunde liegen. Der Verwaltungsfor-
scher Arthur Benz unterscheidet dabei zwischen 
positionsbezogenen, kompromissorientierten und 
verständigungsorientierten Verhandlungen, die ganz 
unterschiedlich verlaufen und unterschiedliche Vor- 
und Nachteile haben. Bei positionsbezogenen Ver-
handlungen nutzen die Akteur*innen Machtmittel 
wie Drohung, Täuschung oder Verschleierung, um 
möglichst die eigenen Positionen durchzusetzen. 
Wenn kleinteilige Aufgaben und Gegenleistungen 
vereinbart werden, handelt es sich meist um ein ko-
operatives Aushandeln. Verständigungsorientierte 
Verhandlungen zeichnen sich wiederum dadurch 
aus, dass beide Seiten ganz offen nach innovativen 
Problemlösungen suchen. 

Mit Formulierungen wie »gemeinsamer Auftrag« 
und »gemeinsamen Anstrengungen«, wie sie unter 
anderem am Beginn der Berliner Hochschulverträge 
von 2018 stehen, wird in fast allen Verhandlungen 
bundesweit der Eindruck vermittelt, es gehe um eine 
gemeinsame, verständigungsorientierte Problemlö-

sung. In der Praxis zeigt sich aber, dass Akteur*in-
nen ganz unterschiedliche Verhandlungsformen in 
die Verhandlungen einbringen. Verwaltungen ma-
chen Vorgaben, Hochschulen verheddern sich in ei-
nem Feilschen um Schwerpunkte oder Organisati-
onseinheiten und die Öffentlichkeit erwartet Ent-
scheidungen von weitreichender Vernunft. 

Offenheit der Ziele schafft Klarheit

Dabei zeigt das Modell von Arthur Benz, dass gar 
nicht alles in aufwändigen verständigungsorientier-
ten Verhandlungen entschieden werden kann: Vor 
allem die Verteilung von knapper werdenden Mitteln 
kann kaum auf Verständigung beruhen, denn wer 
gibt schon freiwillig Ressourcen ab? Hier könnten 
klare (politische) Ansagen hilfreich sein. Wenn es aber 
darum geht, Routineaufgaben zu bewältigen, also 
zum Beispiel möglichst viele Studierende auszubil-
den, dann sind Vorgaben selten hilfreich, weil sie 
Widerstand produzieren. Hier bieten sich Austausch-
prozesse an: Wer kann und will wie viel Ausbildung 
zu welchen Kosten ermöglichen? Soll aber eine inno-
vative Hochschule der Zukunft gestaltet werden, 
dann helfen weder Vorgaben noch Aushandlung, 
vielmehr müsste dazu ein vertrauensvoller Raum für 
verständigungsorientierte Problemlösung geschaffen 
werden: Was sind die Herausforderungen der Zu-
kunft, welche Ideen könnten hier weiterhelfen?

Soweit man es von außen sehen kann, vermischen 
sich in den Verhandlungen bisher diese drei Ebenen 
immer wieder. Je nach Blickwinkel mag das zu Ent-
täuschungen führen und eben dazu, dass die Verein-
barungen und Verträge zwar als wichtiges Instru-
ment der Hochschulsteuerung akzeptiert, aber in 
ihrer Wirkung als eher diffus eingeschätzt werden. 

Vielleicht ist es ein Vierteljahrhundert nach dem 
ersten Berliner Hochschulvertrag an der Zeit, die Ver-
handlungsprozesse neu zu strukturieren: Was muss 
schnell politisch entschieden werden, wo ist Platz 
für kooperativen Wettbewerb und für welche wichtigen 
Themen muss ein verständigungsorientierter Raum 
geschaffen und wie kann dieser gestaltet werden? 
Möglicherweise wäre eine gute Verhandlungskultur 
zwischen Staat und staatlich finanzierten Einrichtun-
gen auch etwas, das in anderen politischen Berei-
chen hilfreich sein könnte.   

Karsten König,  
Professor für Soziale Arbeit an der  

Internationalen Hochschule IU 
 in Dresden

Weitere Informationen 
findest du im Buch  

»Macht und Verstän di - 
gung in der externen 

Hochschul steuerung.«  
von Karsten König  

(2021)

»Die Verträge sind Teil einer insgesamt  
deutlich verlässlicheren Beziehung zwischen  
Staat und Hochschulen.«
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verwaltung über das Parlament somit über das Wahl-
volk legitimiert sind, verhandeln auf Seiten der 
Hochschulen nur die Hochschulleitungen. Diese sind 
allerdings nicht von der Mehrheit der Mitglieder der 
Hochschule gewählt, sondern maßgeblich nur von 
einer Minderheit: den Pro-
fessor*innen. 

Studierende, Promovie-
rende und Mitarbeiter*in-
nen haben – obwohl sie 
die große Mehrheit dar-
stellen – nur einen gerin-
gen Einfluss auf die Fest-
legung, was bei ihnen wirklich gebraucht wird. Für 
etwas Transparenz sorgt das neue Berliner Hoch-
schulgesetz immerhin mit der Regelung, dass die 
Hochschulen in den jeweiligen Akademischen Gre-
mien eine Zielsetzung für die Verhandlungen be-
stimmen sollen – aber auch hier haben (bislang) die 
Professor*innen die Mehrheit aufgrund alt herge-
brachter Regelungen im Gesetz.

Aktuell werden wieder einmal die sogenannten 
Hochschulverträge zwischen den Hochschulen 

und der Senatsverwaltung für Wissenschaft verhan-
delt. Auch wenn vieles davon hinter verschlossenen 
Türen stattfindet, ist die Aufregung oder gespannte 
Erwartungshaltung doch verständlich, denn die Hoch-
schulverträge bestimmen die Arbeit der Universitäten, 
künstlerischen Hochschulen und Hochschulen für 
angewandte Wissenschaften in Berlin grundlegend.

Mit den Hochschulverträgen, die für jede der staat-
lichen Hochschulen ausgehandelt werden, werden 
die Verpflichtungen der Hochschule und die dafür 
vom Land Berlin zur Verfügung gestellten finanziel-
len Mittel vereinbart. Dieser Aushandlungsprozess 
zwischen Bedarf vor Ort und Zielsetzung von Seiten 
des Landes bestimmt also die Verhandlungen zu den 
Hochschulverträgen. 

Es ist allerdings kritisch wer »vor Ort«, also in den 
Instituten, Fachbereichen, Fakultäten, Studiengän-
gen, Laboren und Büros bestimmt, was genau not-
wendig ist. Während die Entscheidungen der Senats-

Alle an einem Verhandlungstisch
Auf Seiten der Hochschulen verhandeln in erster Linie die Professor*innen über die Ausgestaltung  

der Hochschulverträge. Aber nur durch eine Mitwirkung aller Statusgruppen ist gesichert,  
dass die Verträge sinnvoll Ziele enthalten und konsequent umgesetzt werden

von Barry Linnert und Anette Simonis

»Studierende, Promovierende und 
Mitarbeiter*innen haben nur einen 
geringen Einfluss auf die Festlegung.«
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Ukraine, ist der Ausgleich der Inflation und damit 
eine adäquate Steigerung der Grundfinanzierung der 
Universitäten und Hochschulen eher nicht zu erwar-
ten. Die Personalmittel werden vermutlich nicht mit 
der Inflation mithalten und genauso wenig die drin-
gend benötigten Mittel für Bauinvestitionen.

Hochschulverträge mit Leben füllen

Allerdings können Verbesserungen der Arbeits- und 
Karrierebedingungen in der Wissenschaft, zum Bei-
spiel angestrebte Entfristungen, in den Verträgen 
vereinbart werden. Die Universitäten und Hochschu-
len sollten sich im eigenen Interesse verpflichten, 
um als gute Arbeitgeber*innen gute Forschung und 
gute Lehre zu ermöglichen. Genauso sollten sie die 
Gestaltungsmöglichkeiten der Arbeits- und Studien-
bedingungen durch die Mitglieder der Universitäten 
und Hochschulen, zum Beispiel durch Diskussionen 
über die Ziele, die sie in den Hochschulverträgen fest-
legen wollen, verbessern.

Weitere wichtige Themen sind Digitalisierung, 
Nachhaltigkeit, Gleichstellung, Personalentwicklung, 
die genauso wie die Studienkapazitäten im Rahmen 
der Verträge verhandelt werden müssen.

Viele einzelne, befristete Projektförderungen aus 
den vergangenen Jahren, zum Teil aufgrund von be-
sonderen Bedingungen während Corona, sollten da-
durch abgelöst werden. Ebenso wichtig wie das Ver-
handlungsergebnis, also der konkrete Hochschulver-
trag, ist auch die Umsetzung. Auch hierzu gibt es 
erste Ansätze mit einer vorsichtigen Begleitung 
durch das Forum gute Arbeit an Berliner Hochschu-
len, in dem neben Vertreter*innen aus den Hoch-
schulen auch die Gewerkschaften mitwirken. Dies ist 
aus unserer Sicht auszubauen und verbindlicher zu 
regeln. Eine kontinuierliche Kontrolle der Erfüllung 
des Vertrags ist notwendig, um die Hochschulverträge 
auch mit Leben zu füllen. 

Wissenschaft finanziell absichern

Aus unserer Sicht ist es also dringend geboten, den 
Prozess auf Seiten der Hochschulen partizipativ zu 
gestalten. Das heißt, dass die Interessen derjenigen, 
die die Aufgaben der Hochschule erfüllen sollen, 
auch wirklich in die Verhandlungen der Hochschul-
leitungen einfließen – am einfachsten durch eine 
entsprechende Zusammensetzung der Gremien.

So könnte dann auch sichergestellt werden, dass 
die Finanzierung von guten Arbeitsbedingungen – eine 
Kernforderung des akademischen Mittelbaus – kon-
kret berücksichtigt wird. Das bedeutet auch, dass die 
Grundfinanzierung durch das Land Berlin auskömm-
lich sein muss. Denn die Personalkosten machen 
den Großteil des Finanzbedarfs aus. Nur mit guter 
Arbeit ist auch gute Lehre und Forschung möglich.

Gute Arbeit im akademischen Mittelbau bedeutet, 
dass die Kolleg*innen ihre Tätigkeit auch in der Ar-
beitszeit schaffen können. Es beinhaltet eine ver-
lässliche Zukunftsperspektive anstelle von kurzen, 
befristeten Teilzeitstellen als Sparmaßnahmen und 
kollegiale Unterstützung anstelle der Erwartung, auf 
einer Teilzeitstelle trotzdem Vollzeit zu arbeiten. 
Zumindest in Bezug auf die Perspektive von promo-
vierten Mitarbeiter*innen hat die letzte Änderung 
des Hochschulgesetzes Verbesserungen gebracht. 
Diese müssen nun aber auch finanziell abgesichert 
werden.

Die Erwartungen an die Verträge sind also hoch, 
aber angesichts der finanziellen Situation des Lan-
des, den Folgen von Corona und des Krieges in der 

»Die Universitäten und Hochschulen sollten  
sich verpflichten, als gute Arbeitgeber*innen  
gute Forschung und gute Lehre zu ermöglichen.«

Barry Linnert, wissenschaftlicher  
Mitarbeiter der FU Berlin 

Anette Simonis, wissenschaftliche Mitarbeiterin  
der Charité, Vertreterin der Statusgruppe

UMFRAGE ZU PARTIZIPATION BEI 
HOCHSCHULVERTRÄGEN

Wir�haben�Berliner�Hochschulen�gefragt,� ob� in� ihren�
akademischen� Senaten� Em��p�fehlungen� für� die� Hoch-
schulverträge�beschlossen�wurden.�So�haben�die�Hoch�-
schulen�geantwortet:

HU Berlin Nein
FU Berlin Ja
UdK  Ja
TU Berlin� Keine�Antwort
BHT� � Keine�Antwort
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HU, TU und UdK festgelegt. Insgesamt sollten von 
2017 bis 2021 Kapazitäten aufgebaut werden, die 
jeweils zu 2.000 Master of Education-Absolvierenden 
führen. In keinem Jahr wurde auch nur die Hälfte 
erreicht, 2021 waren es – nach mitunter sogar fallen-
den Zahlen – 907. 

Dabei ist selbst das Ziel von 
2.000 Absolvierenden zu niedrig 
gewählt: Mit dieser Zahl würde 
nicht einmal der konkret absehba-
re Bedarf an Einstellungen, der sich 
aus altersbedingten Pensionierun-
gen absehen lässt, gedeckt. Weit 
realistischer braucht es 3.000 Stu-
dierende pro Jahr, die erfolgreich abschließen, um 
die jetzige Lücke überhaupt zu schließen, Abwande-
rungen aus Berlin auszugleichen, höhere Teilzeit-
quoten abzufangen, durch Abordnungen Lehrkräfte-
bildung und andere Institutionen Praxisexpertise 
zukommen zu lassen und um endlich auch dem 
Kinderrecht auf Inklusion gerecht werden zu kön-
nen, beispielsweise durch reguläres Team-Teaching 
und kleinere Klassen. 

Die aktuelle Lehrkräftebedarfskrise ist nicht mehr 
zu übersehen. Wovor GEW und Wissenschaft seit 

Jahren warnen, lässt sich jetzt auch von den Kultus-
ministerien nicht mehr leugnen oder kleinreden: In 
ihren eigenen Prognosen erwarten sie bis 2035 über 
30.000 fehlende Lehrkräfte, in der Stellungnahme 
der Ständigen Wissenschaftlichen Kommission der 
KMK 2023 wird von 40.000 bis 150.000 fehlenden 
Lehrkräften ausgegangen. 

Die Lage ist ernst, weil der Mangel in der Konse-
quenz auch erhebliche Belastungen der Bestands-
lehrkräfte mit sich bringt. Die weiter erhöhte Belas-
tung führt als Konsequenz zu Teilzeit als Selbst-
schutz oder zum Ausstieg aus dem Beruf – ein Teu-
felskreis. Nicht zuletzt ist der Mangel an entspre-
chenden Lehrkräften in den für die Durchsetzung 
von Bildungsgleichheit zentralen Schulformen Grund-, 
nichtgymnasiale Sekundar- und beruflichen Schulen 
ein katastrophales Systemversagen, sodass dem An-
recht auf gute Bildung noch weniger entsprochen 
werden kann.

In Berlin werden in den Hochschulverträgen Ziel-
zahlen für die lehrkräftebildenden Universitäten FU, 

Mit hohen Zielen den  
Druck erhöhen

In den Hochschulvertragsverhandlungen werden die Weichen für die künftigen  
Verhältnisse an Berliner Schulen gestellt. Die Universitäten sollten verpflichtet werden,  

3.000 Lehramtsabsolvierende pro Jahr zum Abschluss zu bringen

von Nick Oelrichs

»Lehrkräftebildung wird  
nicht als öffentliches Gut  
verstanden.«
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Dennoch bleibt es richtig, auf den 3.000 zu behar-
ren: Selbst, wenn die Zahl kurzfristig nicht erreich-
bar ist, zeigt sich in ihrem Festschreiben in den 
Hochschulverträgen ein Eingeständnis der Krise des 
Schulsystems durch die Anerkennung des Bedarfs 
und insofern eine Abkehr von den vorherigen Be-
schönigungen und Leugnungen des Mangels. Sie ist 
mittelfristig wichtig, um den Universitäten Zeit zu 
geben, entsprechende Kapazitäten aufzubauen. Und, 
am wichtigsten: Die Zahl muss von zielgerichteten 
strukturellen Maßnahmen und Ressourcenaufwüch-
sen begleitet werden. 

Hohe Ziele setzen, damit sich was bewegt

Dass es nicht reicht, einfach die Zahl 3.000 ohne 
Unterfütterung in Verträgen vorzuschreiben, sollte 
dabei klar sein. Schlechtestenfalls führt die in Dis-
kussionsveranstaltungen als unerreichbar kommen-
tierte Zahl dazu, dass die Hochschulen von vornhe-
rein nicht mit voller Energie dabei sind. Sinkende 
Zahlen an Bewerbungen auf Lehramtsstudienplätze, 
kleinere Abiturjahrgangskohorten, jahrzehntealte 
strukturelle Probleme in MINT- und beruflichen Fä-
chern scheinen ihnen zunächst Recht zu geben. 

In der Fakultät Bildende Kunst der Uni-
versität der Künste herrscht eine über-
wältigende Einigkeit darüber, dass im 
Rahmen der aktuellen Hochschulvertrags-
verhandlungen dringende Weichenstel-
lungen geschehen müssen, um den Beruf 
Kunst Lehramt wieder attraktiv zu ma-
chen. Erstens braucht es eine Wiederein-
führung des grundständigen Großfachs 
Kunst. Zweitens muss es im Bereich Grund-
schule eine Reduzierung des Zwangs zu 
Dreifach-Lehrer*innen auf zwei Fächer 
(Kunst plus Deutsch oder Mathe) geben. 
Drittens fordern wir eine an den wirkli-
chen Bedarfen orientierte finanzielle 
Ausstattung im Rahmen der Hochschulfi-
nanzierung.

Jörg Heiser, Dekan der Fakultät Bildende 
Kunst (UdK Berlin)
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Nick Oelrichs,  
wissenschaftlicher Mitarbeiter an der 
TU Berlin, Mitglied des Leitungsteams 

der Abteilung Wissenschaft und der 
AG Lehrkräftebildung

dern und weiter zu wenig Lehrkräfte zu haben. Die 
Universitätsleitungen würden diese Minder- oder 
ausbleibenden Mehreinnahmen im Zweifel einfach 
einplanen. 

Partizipation und Transparenz sichern

Stattdessen gilt es, sie bei ihrem Statusbewusstsein 
zu packen: Falls sie sich den Zahlen und ihrem ge-
sellschaftlichen Auftrag zur Lehrkräftebildung wei-
ter verschließen und insbesondere in den Senaten 
gering priorisieren, sollte – durchaus auch als Druck-
mittel – die (Wieder-)Einführung einer Pädagogischen 
Universität oder einer gemeinsamen, zentralen (ähn-
lich der Charité organisierten) lehrkräftebildenden 
Fakultät mit möglichen Vor- und Nachteilen disku-
tiert werden. Hier wäre eine direktere Steuerung 
möglich und eine Identifikation von Leitung und 
Gesamtorganisation mit dem Ziel einer zukunftsfä-
higen und auskömmlichen Lehrkräftebildung.

Insbesondere vor dem Hintergrund der neuen Ko-
alitionsbildung müssen die Hochschulverträge trans-
parent und partizipativ verhandelt werden, wie auch 
vor der Wahl von den (bisherigen) zuständigen 
Staatssekretär*innen versprochen. Davon ist mo-
mentan noch nichts zu merken – Lehrkräftebildung 
wird weiter nicht als öffentliches Gut verstanden. 
Mit dem (wahrscheinlichen) Einzug der CDU in die 
Landesregierung, die im Wahlkampf hinter die 
Gleichstellung von Grundschullehrkräften ein Frage-
zeichen gesetzt hat, gilt es nicht nur, für bessere 
Lehrkräftebildung zu streiten, sondern auch, ge-
werkschaftlich Errungenes wie die Akademisierung 
des Berufsstandes zu verteidigen. 

Die Hochschulverträge sind das zentrale Steue-
rungsinstrument der Politik, um die erste Phase der 
Lehrkräftebildung zu gestalten und den Universitä-
ten Freiräume, aber auch Impulse zu geben, im Rah-
men der gesetzlichen Vorgaben die nötigen Verände-
rungsprozesse anzugehen. 

In den sonderpädagogischen Fächern und dem 
Grundschullehramt gibt es hohe Erfolgsquoten – wer 
das Studium mit dem Bachelor beginnt, beendet es 
meist erfolgreich mit dem Master of Education, eine 
Folge der hohen Identifikation mit dem künftigen 
Beruf und der reformierten Grundschullehramts-Stu-
diengänge. Dies bedeutet, dass höhere Absolvieren-
denzahlen hier – vergleichsweise einfach – über eine 
Erhöhung der Kapazität und Aufwüchse bei Profes-
suren, wissenschaftlichem und Verwaltungs-Personal 
geschaffen werden können. 

In MINT-Fächern und den beruflichen Fächern an-
dererseits gibt es viele NC-freie Studienplätze, für 
die sich keine Interessierten finden. Hier weiter fik-
tive Plätze aufzubauen ist wenig erfolgsverspre-
chend. Stattdessen müssen die Studiengänge attrak-
tiver werden und besser an das Vorwissen der Stu-
dierenden anschließen, was zum Beispiel durch ei-
nen Ausbau von Begleitprogrammen und spezielle, 
professionsbezogene fachwissenschaftliche Veran-
staltungen anstelle der allgemeinen Vorlesungen 
erreicht werden könnte. 

Entwicklungen des Studienverlaufs im Auge 
behalten

Generell gilt jedoch, dass es momentan noch zu we-
nig Daten gibt, um die Wege der Studierenden vom 
Studienbeginn bis zum Abschluss oder Wechsel aus 
dem Studium zu verfolgen und Gründe zu erfassen. 
Abhilfe verschaffen könnte eine gemeinsame Daten-
bank der lehrkräftebildenden Universitäten mit re-
gelmäßigen öffentlichen Reporten zur aktuellen Si-
tuation, auch mit Blick auf Diversitätsmerkmale, die 
einen Wechsel mehr oder weniger wahrscheinlich 
machen. 

Der Mangellage an Dozierenden im Lehramt, die 
sich aus den weit unattraktiveren strukturellen Ar-
beitsbedingungen an Universitäten im Vergleich zu 
Schulen begründet, ist mit einer Ausweitung von 
Dauerstellen zu begegnen. Die jetzigen, beispiels-
weise im Sonderprogramm Beste Lehrkräftebildung 
geschaffenen Projektstellen bieten keine Perspektive 
für die Mitarbeitenden, sich in Prozesse einzuarbei-
ten und langfristig die Studienbedingungen zu ver-
bessern. Die Gesetzgebenden verfehlen hier durch 
eigene Projektfinanzierung ihr politisches Ziel von 
Dauerstellen für Daueraufgaben.

Finanzielle Anreize als Druckmittel für die Univer-
sitäten zur verbindlichen Umsetzung der Vertrags-
vorgaben scheinen eher ungeeignet, da für das Land 
Berlin nicht von Interesse sein kann, nach Ablauf der 
Verträge Geld von den Universitäten zurückzufor-

 »Die Hochschulverträge sind das zentrale  
Steuerungsinstrument der Politik, um die  
erste Phase der Lehrkräftebildung zu gestalten 
und den Universitäten Freiräume, aber auch  
Impulse zu geben, die nötigen Veränderungs­
prozesse anzugehen.«
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scheidungsträger*innen eingeladen, die auch hinter 
den geschlossenen Türen die Verhandlungen führen: 
Armaghan Naghipour, Staatssekretärin für Wissen-
schaft, Alexander Slotty, Staatssekretär für Bildung 
und Niels Pinkwart, Vizepräsident der HU Berlin (an 
den Verhandlungen sind natürlich auch Vertreter*in-
nen der anderen Unis beteiligt). Außerdem waren 
noch die wissenschaftspolitischen Sprecher*innen 
von SPD, Ina Czyborra, Grünen, Laura Neugebauer 
und LINKE, Tobias Schulze, eingeladen, da die aus-
gehandelten Verträge am Ende der Zustimmung des 
Berliner Abgeordnetenhaus bedürfen.

Das Interesse war groß. Über 400 Leute kamen 
zum Town-Hall-Meeting, 60 Leute direkt in die 
Ahornstraße und über 350 Menschen waren digital 
dabei. In Eingangsstatements machten Leila vom 
Landesschüler*innenausschuss, Maren Söder und 
Hannes Bülow als Lehrkräfte und Dana Löscher als 
Lehramtsstudentin eindringlich klar, warum jetzt 
alles getan werden muss, um ausreichend Lehrkräf-
te auszubilden und gute Studienbedingungen zu 
gewährleisten.

Es klingt ziemlich unsexy dieses Wort: »Hoch-
schulverträge«. Doch wer ernsthaft mehr Leh-

rer*innen, kleinere Klassen und Entlastung will, 
kommt an den Hochschulverträgen nicht vorbei. Aus 
diesem Grund hatten »Schule muss anders« und die 
GEW BERLIN am 24. Januar gemeinsam zum Town-
Hall-Meeting »Lehrkräftemangel – Warum die Hoch-
schulverträge für die Bekämpfung des Lehrer*innen-
mangels so wichtig sind«, eingeladen.

In den Hochschulverträgen geht es unter anderem 
um die zentrale Frage, wie viele Lehrkräfte in den 
nächsten Jahren an den Berliner Universitäten HU, 
FU, TU und UdK ausgebildet werden sollen und da-
mit um eine zentrale Weichenstellung für die Bil-
dungschancen junger Menschen in dieser Stadt. 
Doch obwohl es sich bei diesem Thema um ein öf-
fentliches Gut handelt, wird Intransparenz großge-
schrieben. Wer genau am Verhandlungstisch sitzt, 
wann die Treffen stattfinden und wie der genaue 
Zeitplan aussieht, ist kaum rauszubekommen.

Um über Zielzahlen, Transparenz, Studienqualität 
und Finanzierung zu diskutieren, haben wir die Ent-

Ein zweifelhaftes 
Transparenzversprechen

Über 400 Menschen nahmen am Town-Hall-Meeting von »Schule muss anders« und der  
GEW BERLIN teil. Trotz intensiven Austauschs kam nicht der Eindruck auf, dass die politisch 

Verantwortlichen für partizipative Verhandlungen bereit sind

von Philipp Dehne 

Wer sich näher mit 
dem Thema 

Hochschulverträge 
beschäftigen möchte, 

kann sich die 
Aufzeichnung des 

Town-Hall-Meetings 
online anschauen. 
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Philipp Dehne,  
Mitbegründer der Berliner  

Bildungskampagne  
»Schule muss anders« und  

Bildungsaktivist bei der LINKEN

Armaghan Naghipour. Sie sei auch zu weiteren öf-
fentlichen Austauschformaten bereit. Dass sie die 
Verantwortung, solchen Austausch zu organisieren 
und Transparenz zu schaffen, bei »Schule muss an-
ders« oder der GEW BERLIN und nicht bei der zu-
ständigen Senatsverwaltung sieht, irritierte gleich 
mehrere Zuhörer*innen. Dass gut sechs Wochen 
nach dem Town-Hall-Meeting dann am 10. März eine 
Verhandlungsrunde zum Thema Lehrkräftebildung 
stattfand, ohne dass die Öffentlichkeit darüber in-
formiert wurde, ließ weitere Zweifel an dem Trans-
parenzversprechen aufkommen. 

Ausbildungsoffensive muss Priorität sein

Eigentlich war vorgesehen, dass die Senatsverwal-
tung mit den Unis die Verträge bis zum Juni fertig 
verhandelt hat. Doch die Wiederholungswahl scheint 
den eh schon intransparenten Ablauf durcheinan-
dergebracht zu haben. Die ersten Verhandlungsrun-
den sind gestartet, abgeschlossen werden die Hoch-
schulvertragsverhandlungen dann aber wohl von der 
neuen Koalition, wie immer sie auch aussieht.

Klar ist, dass sich die Forderungen zur Ausbil-
dungsoffensive auch an eine eventuell neue Koaliti-
on und Senatsverwaltung richten: Die Lehrkräftebil-
dung muss innerhalb der Hochschulverträge und der 
Unis hohe Priorität bekommen. Eine Ausbildungsof-
fensive mit dem Ziel, 3.000 Lehrkräfte jährlich aus-
zubilden, muss in den Hochschulverträgen festge-
schrieben werden. Dafür müssen die Unis einerseits 
eine »Sonderfinanzierung Lehrkräftebildung« erhal-
ten, die mindestens 17 Millionen Euro pro Jahr be-
trägt und andererseits müssen die Gelder, die für die 
Lehrkräftebildung vorgesehen sind, innerhalb der 
Unis auch dafür ausgegeben und nicht intern umver-
teilt werden. Und natürlich müssen die weiteren Ver-
handlungen endlich transparent ablaufen. Für diese 
Forderungen werden sich »Schule muss anders« und 
die GEW BERLIN auch weiterhin stark machen, damit in 
Berlin endlich die Weichen raus aus dem Lehrkräfte-
mangel gestellt werden. 

3.000 Lehramtsabsolvent*innen pro Jahr als Ziel

Doch wie viele Lehrkräfte sind ausreichend? Mindes-
tens 3.000 pro Jahr sagen die Schätzungen von 
»Schule muss anders« und auch die Berechnungen 
der Senatsbildungsverwaltung vom Mai 2022. Umso 
erstaunlicher war, dass Wissenschaftsstaatssekretä-
rin Naghipour angab, dass man lediglich 2.300 Lehr-
kräfte jährlich benötige und dementsprechend auch 
als Zielzahl in den Hochschulverträgen festschrei-
ben wolle. Noch erstaunlicher war, dass Bildungs-
staatssekretär Slotty ihr zunächst beipflichtete, um 
auf Nachfrage zu erklären, dass man schon 3.000 
neue Lehrkräfte pro Jahr brauche, aber 2.300 als 
Zielzahl korrekt sei, da ihm der Glaube daran fehle, 
dass man von heute auf morgen die Mittel zur Ver-
fügung stellen und die Studierenden finden würde. 

Es macht aber einen entscheidenden Unterschied, 
ob nur 2.300 Lehrkräfte jährlich gebraucht werden 
oder, ob man aus Kostengründen nur Studienplätze 
für 2.300 Absolvent*innen schaffen möchte, obwohl 
die eigene Verwaltung einen Bedarf von 3.000 Lehr-
amtsabsolvent*innen pro Jahr berechnet hat. Mit zu 
geringen Zielzahlen wird der Lehrkräftemangel wei-
ter fortgeschrieben. Zudem ist das beliebte Argu-
ment, dass es gar nicht genügend Bewerber*innen 
für das Lehramtsstudium gebe, in dieser Form 
falsch. In einigen Lehramts-Studienfächern wie zum 
Beispiel Informatik oder beim Berufsschullehramt 
gibt es zu wenige Bewerber*innen. Jedoch werden in 
anderen Fächern regelmäßig Bewerber*innen wegen 
fehlender Studienplätze und des NCs abgewiesen. 
Allein zum letzten Wintersemester traf das knapp 
3.000 Bewerbungen im Lehramtsbereich, davon al-
lein circa 1.500 für das größte Mangelfach Sonder-
pädagogik und hunderte in weiteren dringend benö-
tigten Fächern. Hier mehr Studienplätze zu schaffen, 
hilft und ist eine Frage des politischen Willens und 
des Willens, in Bildung zu investieren.

Die Unis benötigen einerseits mehr und langfristi-
ge Mittel, um das für den Kapazitätsaufwuchs not-
wendige Personal anstellen und gute Studienbedin-
gungen schaffen zu können. Andererseits müssen 
sie auch selbst in die Verantwortung genommen 
werden, wie die Erfahrungen der letzten Hochschul-
verträge zeigen. Die dort vereinbarten Zielzahlen 
wurden jeweils krachend verfehlt, auch, weil die 
Lehrkräftebildung innerhalb der Unis oft nicht genü-
gend Aufmerksamkeit und Ressourcen bekommt. 
Für 2018-2022 war das Ziel, 2.000 Lehrkräfte jähr-
lich auszubilden. Die Absolvent*innenzahlen lagen 
immer unterhalb von 1.000, also nicht einmal bei 
der Hälfte des angestrebten Ziels und nur bei einem 
Drittel des tatsächlichen Bedarfs.

Dass angesichts dieses politischen Steuerungsver-
sagens die aktuellen Verhandlungen erst recht trans-
parent ablaufen sollten, sollte selbstverständlich 
sein. Dem stimmten die meisten der Gäst*innen in 
Worten auch zu. »Es geht darum, dass man Transpa-
renz schafft in dem Prozess«, betonte zum Beispiel 

»Mehr Studienplätze zu schaffen, hilft und ist 
eine Frage des politischen Willens und des 
Willens, in Bildung zu investieren.«
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gestartet. In Mathe oder Deutsch saß ich teilweise 
mit über 200 Menschen in einer Vorlesung, aber 
auch hier findet in den Seminaren in der Regel eine 
gute Betreuung statt. Bisher waren es auch höchs-
tens 30 Leute in einem Seminar. Manchmal wäre es 
gut, wenn wir weniger wären, um noch besser be-
treut zu werden, aber irgendwann ist der Rahmen 
der Möglichkeiten im Hinblick auf die zur Verfügung 
stehenden Räumlichkeiten und personellen Ressour-
cen auch ausgeschöpft, was ich durchaus verstehen 
kann. 

Einige Studierende entscheiden sich ja, das Lehramts-
studium abzubrechen oder zu wechseln. Was meinst 
du, woran das liegt?

Dürheide:  Von dem, was ich mitbekomme, hängt 
das oft mit finanziellen Gründen zusammen. Einige 
Studierende können sich das Studium wahrschein-

bbz: Lieber Lennart, wieso willst du eigentlich Lehrer 
werden?

Dürheide:  Ich studiere an der Humboldt-Universi-
tät zu Berlin Grundschullehramt für die Fächer 
Deutsch, Mathe und islamische Theologie. Ich habe 
mich damals für den Studiengang aus zwei Gründen 
entschieden. Zum einen komme ich ursprünglich 
aus Marokko und wollte hier in Deutschland meinen 
Platz finden. Zum anderen will ich wie meine Grund-
schullehrerin werden. Stell dir vor, jedes Mal, wenn 
es mir nicht so gut geht, denke ich an sie und daran, 
was sie mir sagte. Das will ich den Kindern auch 
mitgeben können.

Wie hast du allgemein die Betreuung durch Hoch-
schulprofessor*innen und Lehrende empfunden?

Dürheide: Das hängt sehr stark vom Fach ab. In der 
islamischen Theologie sind wir nur mit zehn Leuten 

Einen Weg zum Abschluss ebnen
Lennart Dürheide studiert Lehramt, ist Deutschlandstipendiat und unterrichtet bereits  
an einer Schule. Er berichtet davon, welche Unterstützung er sich in Zukunft von dem  

Berliner Senat und den Hochschulen wünscht

Das Interview führte Josef Hofman

»Ich stellte fest, dass 
nichts Anderes im  
Leben mich je mit so 
viel Glück und Freude 
erfüllt hat, wie die  
Arbeit mit Kindern 
und für Kinder.«
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und genügende Praxiserfahrung ist, sondern auch 
die Schulleitungen, die diese Studierenden beschäf-
tigen.

Das finde ich sehr einleuchtend. Gerade im Lehramt 
ist es ja wichtig, sich schon früh mit dem Arbeitsfeld 
auseinander zu setzen.

Dürheide:  Ich bin aktuell an einer Grundschule 
tätig und ich habe seit kurzem auch die Verantwor-
tung für eine sechste Klasse im Fach Deutsch. Die 
Arbeit an Schulen ist für Lehramtsstudierende im-
mer eine herausfordernde Erfahrung. Als ich das 
erste Mal Unterrichtsverantwortung für eine Klasse 
übernahm, war es im Fach Mathematik in einer drit-
ten Klasse. Ich stand mehr-
mals kurz davor zu sagen: 
»Nein, das kann ich nicht 
machen«. Ich stand mehr-
mals vor der Tür der Schul-
leitung, um meine Kündigung 
einzureichen, aber irgend-
was in mir hat mich dazu ge-
bracht, doch dranzubleiben. 
Und das war bisher wirklich die schönste Erfahrung 
in meinem Leben überhaupt. Ich stellte fest, dass 
nichts Anderes im Leben mich je mit so viel Glück 
und Freude erfüllt hat, wie die Arbeit mit Kindern 
und für Kinder. Und seitdem weiß ich, dass eine 
Brennpunktschule zum Beispiel für mich the-place-
to-be sein wird, wenn ich fertig bin. Es darf nie lang-
weilig werden!

Was sollten Senat und Hochschulen noch verändern, 
damit sich die Qualität der Ausbildung verbessert und 
mehr Studierende eine positive Studienerfahrung ha-
ben?

Dürheide:  Ich denke Betreuung ist das Wichtigste 
und es sollte alles dafür getan werden, dass Studie-
rende bei der Organisation des Studiums, bei der 
Arbeit im Seminar und bei Prüfungen eine ausrei-
chende personelle Betreuung erhalten. Das Thema 
Betreuung war auch ein großes Thema bei dem Kick-
Off zum Leitbild Lehre an der HU. Es leuchtet mir 
ein, dass auch die Mitarbeitenden der Universitäten 
Unterstützung dabei brauchen, qualitativ hochwer-
tige Seminar- und Prüfungsangebote zu entwickeln. 
Ich finde die Politik sollte den Hochschulen ausrei-
chende Mittel zur Verfügung stellen, damit sie mehr 
Menschen für Betreuungsaufgaben einstellen und 
gleichzeitig diese Menschen auch entsprechend qua-
lifizieren können. 

lich wegen steigender Miet- und Unterhaltskosten 
einfach nicht mehr leisten. Hinzu kommt, dass das 
Studium ziemlich zeitintensiv ist und nicht alle die 
Möglichkeit haben, noch nebenbei zu arbeiten. Dann 
hast du noch die Sache mit der Familienfreundlich-
keit. Das Online-Studium erwies sich als besonders 
familienfreundlich und barrierearm. Inzwischen fin-
den die meisten Veranstaltungen aber zum Bedauern 
vieler in Präsenz statt und das erschwert es jenen, 
die Kinder betreuen oder eben nebenbei arbeiten 
müssen, das Studium in der Regelstudienzeit oder 
überhaupt abzuschließen. Denn manche fahren eine 
Stunde lang zur Uni und eine Stunde zurück. Dann 
hast du noch den Konflikt zwischen dem Anspruch 
der Unis, Forscher*innen auszubilden und dem 
Wunsch nach einer beziehungsweise der Erwartungs-
haltung an eine möglichst praxisorientierten Lehr-
amtsausbildung. Denn wer auf Lehramt studiert, 
möchte überraschenderweise meist nicht in die For-
schung gehen, sondern mit Kindern arbeiten und 
unterrichten. Nun, wenn aber nach mehreren Semes-
tern immer noch nicht klar ist, wie eine Unterrichts-
stunde geplant wird, schmeißt man auch mal hin, 
wenn einem das Gefühl von Sinnlosigkeit des Ge-
lehrten und Gelernten aufgrund fehlenden Praxisbe-
zugs überkommt.

Hast du Ideen, wie man diese Probleme lösen könnte?
Dürheide:  Vor allem sollte der Senat den Studie-

renden finanziell unter die Arme greifen. Unsere 
Mitstudierenden im Quereinstiegsmaster können 
beispielsweise das Berliner Lehramt-Stipendium in 
Höhe von 500 Euro pro Monat erhalten und ver-
pflichten sich damit, drei Jahre lang in Berlin als 
Lehrkraft zu arbeiten und das Studium in der Regel-
studienzeit abzuschließen. Dieses Stipendienpro-
gramm könnte die Politik auf Landesebene doch 
einfach für alle Grundschullehramtsstudierenden 
öffnen. Ich glaube, das wäre eine günstige Option, 
um Studierende finanziell zu entlasten und gleich-
zeitig Anreize zu schaffen, das Studium zu beginnen, 
zu beenden und in Berlin zu arbeiten. 

Dann die Anzahl der Studienplätze ausbauen und 
den NC abschaffen, denn die besten Abi-Noten ma-
chen noch lange nicht die besten Lehrkräfte. Statt-
dessen vielleicht einen Eignungstest vor dem Studi-
um verpflichtend einführen.

Seitens der Hochschule würde ich mir wünschen, 
die Benotung für weitere für den Beruf irrelevante 
Module abzuschaffen. Denn wer die Qualifikations-
ziele erreicht hat, hat sie eben erreicht, ob mit einer 
vier oder einer eins. Wie bereits gesagt, nicht die 
Noten sind es, die eine kompetente Lehrkraft ausma-
chen, sondern das sind nur kleine Bruchteile im 
Kompetenzerwerb. 

Außerdem sollte die Anrechnung von Praxiszeiten 
außerhalb des Studiums deutlich erleichtert werden. 
Viele Studierende arbeiten bereits während des Stu-
diums in einem hohen Maß an Schulen. Die Unis soll-
ten nicht mehr allein darüber entscheiden, was gute 

Josef Hofman,  
wissenschaftlicher Mitarbeiter an  
der HU Berlin und ehrenamtlicher  

Redakteur der bbz

»Vor allem sollte der Senat den  
Studierenden finanziell unter  
die Arme greifen.«
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gibt es keine entsprechende Festlegung des De-
putats in der Lehrverpflichtungsverordnung. So war 
es zunächst Universitäten überlassen, das Lehrde-
putat festzulegen – mit der Folge, dass die Hum-
boldt- wie die Freie Universität die Lehrverpflich-
tung auf 18 Semesterwochenstunden festlegten. Im 
Sommer 2022 gab die Senatsverwaltung auf politi-
schen Druck hin Order an die Universitäten, die De-
putate auf 14 Semesterwochenstunden zu reduzie-
ren. Dies wurde zumindest an der Freien Universität 
an keiner Stelle ausreichend an die betroffenen Mit-
arbeiter*innen kommuniziert und nur äußerst 
schleppend und auf Druck des Personalrats hin um-
gesetzt. Das Deputat von 14 Semesterwochenstun-
den soll nun in einer Novellierung der Lehrverpflich-
tungsverordnung festgeschrieben werden. 

Dozierende aus der Lehramtsbildung haben wie-
derholt öffentlich darauf aufmerksam gemacht, dass 
die hohe Lehrbelastung auf Kosten der Studierenden 
wie der Lehrenden geht. Die für den universitären 
Lehrbetrieb übliche Verbindung von Forschung und 
Lehre ist durch den geringen Forschungsanteil der 
Stellen de facto kaum möglich. Unbezahlte Über-
stunden sind der Normalfall. Die eigene Forschung 
und akademische Qualifikation könne, wenn über-
haupt, nur in der Freizeit vorangetrieben werden. 
Hochdeputate sind berufliche Sackgassen, da für 
universitäre Karrieren die erfolgreiche Forschung 
und nicht die Lehre ausschlaggebend ist. Positiv ist 
an den Hochdeputatsstellen immerhin: Sie sind ent-
fristet. Die akademische Qualifizierung ist also nicht 
existenziell notwendig, um an der Universität ange-
stellt bleiben zu können, wie es bei regulären Mittel-
baustellen der Fall ist.

Masse statt Klasse in der Lehramtsbildung

Spezifisch für die Berliner Lehramtsbildung ist ein 
hoher Praxisanteil: Die Masterstudierenden verbrin-
gen ein ganzes Semester im Praktikum an der Schule 
und werden dabei von ihren Dozierenden betreut. 
Praktikumsbetreuung ist eine individuelle Beglei-
tung: Dozierende hospitieren am Unterricht und re-
flektieren ihn gemeinsam mit den Studierenden. 

Es wird viel über den Berliner Lehrkräftemangel 
und die Arbeitsverhältnisse an den Schulen dis-

kutiert. Die Arbeitsbedingungen in der Lehrer*innen-
bildung werden dabei oftmals nur am Rande ge-
streift. Hier liegt aber bereits eine Wurzel für die 
Berliner Bildungsmisere. Ein Großteil der universitä-
ren Lehramtsbildung wird von Dozierenden auf so-
genannten Hochdeputatsstellen gestemmt. Das sind 
zum einen Lehrkräfte für besondere Aufgaben (Lf-
bA), die mit einem Deputat von 16 Semesterwochen-

stunden acht Seminare in der Woche anbieten müs-
sen. In ihren Arbeitsverträgen ist keinerlei bezahlte 
Forschungstätigkeit vorgesehen. Zum anderen gibt 
es sogenannte wissenschaftliche Mitarbeiter*innen 
mit Aufgabenschwerpunkt Lehre (WiMi Lehre). Sie 
haben ein Deputat von 14 Semesterwochenstunden, 
was sieben Seminaren pro Woche entspricht und sol-
len zusätzlich in geringem Anteil forschen.

Eine berufliche Sackgasse

Die Personalkategorie WiMi Lehre (ebenso wie die 
Stellenkategorie LfbA) ist eine äußerst kostengünstige 
Möglichkeit für das Land Berlin, universitäre Lehre zu 
sichern. In diesen Beschäftigungsverhältnissen leis-
ten die Angestellten circa dreimal so viel Lehre wie 
reguläre Wissenschaftliche Mitarbeiter*innen in de-
ren Vertrag ein Qualifizierungsziel beziehungsweise 
größere Forschungsanteile vorgesehen sind. Dazu 
kommt, dass nur promovierte Wissenschaftler*innen 
mit Lehrerfahrung die WiMi-Lehre-Stellen besetzen 
dürfen. Es ist also auch ein sehr qualifiziertes Lehr-
personal, das hier günstig eingekauft wird.

Die Senatsverwaltung führte die Stellenkategorie 
WiMi Lehre (§110a) im Jahr 2011 mit einer Novellie-
rung des Berliner Hochschulgesetzes ein. Bis heute 

Forschung auf  
Kosten der Lehre

Mit der Personalkategorie »WiMi Lehre« kann die Senatsverwaltung kostengünstig mehr 
Hochschullehre erwirken und damit mehr Studierenden einen Abschluss ermöglichen.  

Dies geht auf Kosten der Lehrenden wie der Studierenden

von Nina Reusch

»Praxis ist kein Wert an sich, sondern im  
Kontext des Lehramtsstudiums nur sinnvoll, 
wenn sie ausreichend reflektiert wird.“«
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ausreichend reflektiert wird. Aus fachdidaktischer 
Perspektive macht es wenig Sinn, dass Studierende 
einfach drauflos unterrichten. Sie sollten sich zu-
nächst Gedanken über das Warum ihres Faches ma-
chen, darüber, wie Lernprozesse funktionieren und, 
was die pädagogischen und fachdidaktischen Ziele 
des Unterrichts sind. Doch eine gute Lehre, die 
Raum schafft für solche Diskussionen und Praxis-
phasen sinnvoll begleitet, braucht Zeit. Zeit für die 
Vor- und Nachbereitung von Seminaren und Zeit für 
die individuelle Betreuung der Studierenden.

Sinnvoll wäre daher, für den Lehramtsstudiengang 
reguläre Stellen für wissenschaftliche Mitarbeiter*in-
nen zu schaffen. Diese sollten ohne den Druck eines 
hohen Lehrdeputats und angebunden an die eigene 
Forschung Studierende bei den notwendigen Reflexi-
onsprozessen auf dem Weg ins Lehramt begleiten und 
betreuen können. Es wäre zu wünschen, dass der 
Berliner Senatsverwaltung die Zukunft und Qualität 
des schulischen Bildungssystems das wert sei.  

Dies geht einher mit beträchtlichem Organisations-
aufwand und mit einer Betreuung, die häufig über 
rein fachliche Aspekte hinausgeht, befinden sich die 
Studierenden doch in enorm fordernden Situationen. 
So steigert auch die Praktikumsbetreuung die ohne-
hin schon hohe Lehrbelastung der Dozierenden. Dazu 
kommt die Betreuung und Begutachtung von Master-
arbeiten, für die der wissenschaftliche Mittelbau 
nicht kompensiert wird.

Hochwertige Lehre braucht Zeit

Die gesamte universitäre Lehramtsbildung steht un-
ter dem Druck, möglichst schnell möglichst viele 
Absolvent*innen ins Referendariat zu entlassen, um 
den Mangel an qualifiziertem Lehrpersonal auszu-
gleichen. Politisch geht es dabei weniger um die 
Qualität der Lehramtsbildung als um ein schnelles 
Produzieren von Lehrer*innen. Das zeigt die Einfüh-
rung des oben erwähnten Praxissemesters im Jahr 
2015. Mit diesem Praktikum wurde ein relevanter 
Teil der Praxisphase der Lehramtsbildung ins Studium 
verlegt, während das Land Berlin zugleich das Refe-
rendariat von zwei Jahren auf anderthalb kürzte. 

Die Politik einer immer früheren Praxis im Studi-
um ist aus Sicht der universitären Lehre kritisch zu 
sehen. Praxis ist kein Wert an sich, sondern im Kon-
text des Lehramtsstudiums nur sinnvoll, wenn sie 

Nina Reusch,  
wissenschaftliche Mitarbeiterin mit  
Aufgabenschwerpunkt Lehre an der 

FU Berlin
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Jascha war noch nie im Hort. Jascha, 
dessen Namen wir geändert haben, 

kennt auch nicht die zweite große Hof-
pause. Seit fast zwei Schuljahren wird 
Jascha nach der zweiten Schulstunde von 
seiner Mutter abgeholt. Sie ist es dann, 
die das Mittagessen kocht, Schulstoff ver-
mittelt, für Bewegung sorgt. Soziales Ler-
nen in der Peergroup kann sie nicht er-
setzen. Das, was die Schule für sich als 
unzumutbar hält, wird Jaschas Familie 
zugemutet. Aufgrund der von der Schule 
beantragten Schulzeitverkürzung ist die 
Familie von Armut betroffen. Denn Arbei-
ten gehen kann die Mutter nicht. Jascha 
hat Autismus und ist schnell überfordert. 
Erkennt man seine Signale nicht, reagiert 
er so, dass es von außen betrachtet auf 
Menschen impulsiv wirken kann. Schul-
zeitverkürzungen betreffen vor allem 
Kinder mit autistisch typischen Verhal-
tensweisen, die als »aggressiv« bezeichnet 

Natürlich hat die Schule eine Schutz- 
und Fürsorgepflicht allen gegenüber. 
Doch wird oft der erforderliche Rahmen 
für Kinder, die behinderungsbedingt »ex-
plodieren« und den Feuerlöscher durch 
die Scheibe schmeißen oder jemanden 

einen Stift durch die Hand stechen wol-
len, nicht geschaffen. Die Anzeichen der 
Überforderung werden nicht erkannt. Es 
fehlt an zusätzlichem Personal, das ers-
tens auf Kinder mit diesen Verhaltenswei-
sen spezialisiert ist (»Hallo Senat, damit 

werden. Kinder mit ADHS. Kinder, die Toi-
let tenpapier anzünden, Stühle schmeißen 
oder andere verletzen. Es passiert an För-
derschulen und an inklusiven Schulen.

Nicht das Kind ist schuld

Geht es um Ruhen der Schulbesuchs-
pflicht beziehungsweise die Dezimierung 
dieser auf wenige Stunden am Tag, muss 
die Situation und nicht nur das Verhalten 
des Kindes genauer analysiert werden. 
Ein Kind, das aufgrund von Medikamen-
ten gegen Mittag regelmäßig einschläft 
und daher früher nach Hause geschickt 
wird, ist in einer anderen Situation, als 
ein Kind mit Autismus oder mit soge-
nanntem herausforderndem Verhalten 
mit Förderbedarf, das täglich nach zwei 
oder drei Stunden nach Hause geschickt 
wird, weil es »zu herausfordernd« ist. 

Zwei�Schulstunden�am�Tag�
Länger dürfen manche Kinder nicht die Schule besuchen. Diese dauerhafte Schulzeitverkürzung trifft oft 

Familien mit Kindern mit einem sonderpädagogischen Förderstatus

von Lisa Reimann

»Was die Schule nicht 
schafft, wird auf die Eltern 

abgeladen.«
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sind keine Schulhelfer*innen gemeint«) 
und zweitens die überfordernde Situation 
mit dem Kind verlassen kann und bei der 
Selbstregulation draußen oder in anderen 
Räumen unterstützt. Selbst an vergleichs-
weise gut ausgestatteten Förderschulen 
kommt es zu Schulzeitverkürzungen, 
trotz der zwei oder drei Lehrkräfte auf 
sechs Kinder. So muss eine Mutter aus 
Syrien, die dringend einen Deutschkurs 
machen möchte, ihr »schwermehrfachbe-
hindertes« Kind nach der dritten Stunde 
abholen. Ihr wurde offen gesagt, dass es 
an Personal fehlt, um das weglauftendie-
rende Kind mit wenig Impulskontrolle zu 
beaufsichtigen. Die hohe Anzahl von Fa-
milien, die unfreiwillig von Schulzeitver-
kürzung betroffen sind und die sich da-
gegen zur Wehr setzen wollen, zeigt, dass 
es um fehlende Rahmenbedingungen und 
ein überfordertes System Schule geht, 
nicht um eine Überforderung des Kindes, 
die allzu oft als das Totschlagargument 
schlechthin verwendet wird. Dass die Fa-
milien ebenso überfordert werden, scheint 
keine Rolle zu spielen. Was die Schule 
nicht schafft, wird auf die Eltern abgela-
den.

Entscheidung im Nebel

Die vom Senat erwünschte Teilnahme an 
geeigneten alternativen Bildungs- oder 
Erziehungsangeboten findet kaum statt, 
da es kaum Plätze gibt und autismusspe-
zifisch geschultes Personal, Konzepte 
und Angebote fehlen. Denn relativ oft 
trifft es Familien mit Kindern im Autis-
mus-Spektrum. Die Anfrage 19/13840 
des Abgeordneten Lars Düsterhöft zeigt 
das erforderte Vorgehen: »Grundsätzlich 
entscheidet die Schulaufsichtsbehörde 
auf Antrag der Klassenkonferenz, nach 
Anhörung der Schülerin oder des Schü-
lers und seiner oder ihrer Erziehungsbe-

dung verwirklicht wird, müssen personel-
le, sachliche und räumliche Ressourcen 
geschaffen werden. Es braucht professio-
nelle und verlässliche Alternativen zum 
unfreiwilligen Homeschooling.  

Ist es tatsächlich so, dass – wie in der 
Anfrage 18/23908 vom Senat angedeutet 
– der Schutz der anderen Kinder und des 
Personals höher wiegt, als das Recht des 
Kindes mit Behinderung auf Bildung? Das 
klingt erstmal plausibel, entpuppt sich 

aber als ein vorgeschobenes Argument, 
um den Personalmangel und die fehlende 
Eingliederungshilfe in der Schule zu ver-
schleiern. Denn solche Kinder bräuchten 
eine Eins-zu-Eins-Betreuung und das per-
manent. Mit ausreichender Unterstützung 
wäre eine Beschulung bei vielen Schü-
ler*innen möglich. Es muss also eine Lö-
sung geschaffen werden, die Eltern ent-
lastet und die Schulen zu einem dauer-
haften Bildungsort für diese Schüler*in-
nenschaft befähigt. Die Senatsverwaltung 
ist in der Pflicht. 

rechtigten, auf Grundlage einer Stellung-
nahme des Schulpsychologischen und 
Inklusionspädagogischen Beratungs- und 
Unterstützungszentrums (SIBUZ) über die 
vorübergehende vollständige oder teil-
weise Aussetzung der Schulpflicht. Die 
möglichst rasche Wiedereingliederung in 
die Schule ist dabei das Ziel.«

Oft wird dem Wunsch der Schule ent-
sprochen, das SIBUZ hat kaum Kapazitä-
ten einer gründlichen Überprüfung. Im 
Moment ist es auch so, dass die Dauer 
einer ruhenden Schulbesuchspflicht ge-
setzlich nicht festgeschrieben ist. Was 
genau »vorrübergehend« heißt, ist Inter-
pretationssache. Die Erarbeitung einer 
Ausführungsvorschrift zu Paragraph 41 
Absatz drei des Schulgesetzes soll einen 
konkreten Rahmen festlegen. Wann diese 
aber fertig ist, bleibt ungewiss. 

Eine ältere Anfrage des Abgeordneten 
Lars Düsterhöft (Drucksache 18/23908) 
zeigt, dass die Senatsverwaltung für Bil-
dung, Jugend und Familie keine Daten 
dazu erhebt, wie viele Kinder mit dem 
Förderschwerpunkt geistige Entwicklung 
von »Schulzeitverkürzungen« betroffen 
sind. Welche Kinder also dem Senat ge-
meldet werden, kommt oft auf die Eltern 
an, die sich hilflos an die zuständigen 
Mitarbeiter*innen wenden. 

Die Eltern bezahlen mit ihrer Armut

Die Eltern dieser Kinder werden augen-
scheinlich in die Armut getrieben, weil 
sie nicht oder nur eingeschränkt arbeiten 
gehen können. Sie haben den ganzen Tag 
ein herausforderndes Kind zu betreuen 
und sich um sein leibliches und gesund-
heitliches Wohl zu kümmern. Aber das 
schwerwiegendste Argument ist wohl, 
dass dem Kind das Recht auf Bildung nur 
eingeschränkt oder gar nicht zuteilwird. 
Damit für diese Kinder ihr Recht auf Bil-

Lisa Reimann,  
Inklusionspädagogin

»Damit für diese Kinder 
ihr Recht auf Bildung 
verwirklicht wird, müssen 
personelle, sachliche und 
räumliche Ressourcen 
geschaffen werden.«

»Geht es um die Dezimierung der Schulbesuchs-
pflicht auf wenige Stunden am Tag, muss die 
Situation und nicht nur das Verhalten des Kindes 
genauer analysiert werden.«



26 SCHULE � bbz | MAI/JUNI�2023

Wer Lehrkräfte qualifiziert auf ihren 
Beruf vorbereiten will, braucht eine 

gute Aus- und Fortbildung sowie eine 
strukturierte Verzahnung der ersten, 
zweiten und dritten Phase der Lehrkräfte-
bildung. Hierzu gehören neben einer 
guten finanziellen und personellen Aus-
stattung zeitgemäße Bildungsinhalte, wie 
zum Beispiel Inklusion und Digitalisie-
rung, und angesichts wenig Zeit und Res-
sourcen eine klare Absprache, wann und 
wie welche Themen in den drei Phasen 
der Lehrkräftebildung aufgegriffen und 
verzahnt werden. Ein Schulcampus zur 
Ausbildung von Lehrkräften könnte diese 
Phasen besser verzahnen. Als Ort lokaler 
Zusammenführung der verschiedenen 
Ausbildungsphasen könnte so die Quali-
tät der Lehramtsausbildung deutlich ver-
bessert werden.

in der zweiten und dritten Phase vertie-
fend aufgegriffen werden. Ebenso muss 
der Schulcampus, auf den Lehrer*innen-
zentren aufbauend, die zentrale Schalt-
stelle sein, um schulartübergreifende 
Kooperation und Vernetzung herzustel-
len. Die Planungsgruppe eines solchen 
Campus hat den Auftrag zu erfüllen, eine 
Stärken-Schwächen-Analyse der bisheri-
gen lehramtsbezogenen Angebote aller 
Phasen durchzuführen und Empfehlun-
gen für die Optimierung der Lehrer*in-
nenausbildung unter kooperierender und 
übergreifender bildungswissenschaftlicher 
und struktureller Aspekte der drei Phasen 
der Lehrer*innenbildung auszusprechen.

Es bedarf auch einer Neuqualifizierung 
der Lehrenden, um sicher zu sein, neue 
bildungspolitische Themen und inklusive 
Elemente zu verankern, um einen stärke-

Auf einem möglichen Schulcampus muss 
eine Neudiskussion von Inhalten und pä-
dagogischer didaktischer Umsetzung 
sowie eine verstärkte Praxisorientierung 
phasenübergreifend erfolgen. 

Praxisorientierung phasenübergreifend 
gestalten

Dabei spielen bei der Umstrukturierung 
zu einem Schulcampus die inzwischen an 
fast allen lehrkräftebildenden Universitä-
ten eingerichteten Zentren für Lehrer*in-
nenbildung eine wichtige Rolle. Von ih-
nen ausgehend müssen neben den fach-
lichen Inhalten auch die Grundlagen für 
zentrale Bildungsthemen wie Inklusion, 
Heterogenität, Demokratieerziehung und 
Digitalisierung gelegt werden, die dann 

Theorie�und�Praxis�an�einem�Ort
Auf einem Schulcampus könnten die drei Ausbildungsphasen  

der Lehrkräftebildung zusammen gedacht werden

von Thomas Höchst

»Auf einem möglichen 
Schulcampus muss eine 

Neudiskussion von Inhalten und 
pädagogischer didaktischer 

Umsetzung sowie eine verstärkte 
Praxisorientierung 

phasenübergreifend erfolgen.«
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ren Praxisbezug herzustellen und um auf 
die Kooperation zwischen Hochschule, 
Studienseminar, Schule und Fortbildung 
vorzubereiten. Eine reine »Versetzung« 
der Lehrenden an den neuen Wirkungsort 
Schulcampus reicht nicht aus. Ebenso be-
darf es einer Abstimmung zwischen den 
Fachwissenschaften, den Bildungswissen-
schaften und den Fachdidaktiken. Die 
bisherige randständige Rolle der Fachdi-
daktiken muss geändert werden. Sie müs-
sen eine führende Rolle bei der Zusam-
menarbeit zwischen Fachwissenschaften, 
Fachdidaktik, Allgemeiner Didaktik und 
den Bildungswissenschaften einnehmen.

Gleichwertigkeit aller Lehrämter

Im Sinne der verstärkten Kooperation und 
der gemeinsamen Aufgabe, gemeinsame 
Grundlagen für wichtige bildungspoliti-
sche Themen zu legen, sollten sich Studie-
rende nicht zu früh auf ein Lehramt fest-
legen. Es muss eine klare Botschaft ver-
mittelt werden, dass Themen wie Hetero-
genität, Inklusion, Digitalisierung, The-
men für alle Lehrämter sind. Mit einer 
längeren Grundlegungsphase mit min-
destens zwei Praktika an 
verschiedenen Schulfor-
men könnten sich Studie-
rende bewusster für ein 
bestimmtes Lehramt ent-
scheiden und im späteren 
Berufsleben eine stärkere 
Zufriedenheit erreichen.

Daraus ergibt sich dann auch, dass für 
alle Lehrämter eine einheitlich lange Stu-
diendauer gilt. Die Herausforderungen der 
praktischen, didaktischen und wissen-
schaftlichen Grundlegungen sind an allen 
Schulformen gleich herausfordernd und 
fordern in allen Bereichen eine gute Aus-
bildung. Ebenso würde dadurch auch der 
Kooperationsansatz durch gleichwertige 
Laufbahnen gestärkt werden, gerade auf 
einem Schul campus, wenn er denn nicht 
nur ein Ort lokaler Zusammenführung ver-
schiedener Ausbildungsphasen bleibt, son-
dern eine Chance für eine qualitativ bessere 
Lehrer*innenbildung in Zeiten zunehmen-
der Herausforderungen für Lehrkräfte.

Dabei wird die Qualität in allen drei 
Phasen durch vier Aspekte bestimmt: Die 
Inhalte, die Grundlage für Lehr-Lernpro-
zesse sind; der Lehr-Lern-Prozess selbst, 
also vor allem die Gestaltung des konkre-
ten Lernens und der Lehrveranstaltungen; 
die Institution, der Schulcampus, der die 

Verzahnung mit den Schulen

Nicht vergessen werden darf im Rahmen 
eines Schulcampus neben der Kooperation 
der drei Ausbildungsphasen eine bessere 
und engere Verzahnung mit den Schulen 
zu erreichen, um die Praxisqualität der 
Ausbildung zu verbessern. So müsste es 
auf der personellen Ebene beispielsweise 
gemeinsame Absprachen über Praktikums-
ziele, Ansprüche der Schule geben. Schulen 
sind somit ein weiteres wichtiges Element 
in der Planung eines Schulcampus. Sie 
sind von großer Bedeutung in den Praxis-
phasen des Studiums, die sehr wichtig sind 
im Sinne einer individuellen Eignungs-
prüfung für den zukünftigen Beruf, der 
Verminderung des so oft genannten Praxis-
schocks, einer Verzahnung von Theorie 
und Praxis und um Rückmeldungen aus 
der Praxis für die Theorie mitzunehmen.

Aus dem Studienqualitätsmonitoring 
(SQM) des Deutschen Zentrums für Hoch-
schul- und Wissenschaftsforschung DZHW 
der Universität Koblenz geht hervor, dass 
der Berufs- und Praxisbezug der angebo-
tenen Lehrveranstaltungen von 90 Prozent 
der Lehramtsstudierenden als besonders 
wichtig angesehen wird. Genau dies muss 

eine wichtige Zielsetzung 
in der Planungstätigkeit ei-
nes kooperativen Schul-
campus werden. Letztend-
lich wird die Frage einer 
stärkeren Kooperation ins-
gesamt immer unter dem 
Diskurs stehen: Lohnt es 

sich zu kooperieren oder nicht? Allein 
durch eine gesetzliche Verordnung des 
Zusammenlegens auf einem Campus ist 
keine gute Kooperation gesichert, vor al-
lem bei so vielen Akteuren aus verschie-
denen Bildungswelten. Aktuelle empiri-
sche Ergebnisse zeigen sogar eher ein 
ernüchterndes Bild, was zum Beispiel die 
Kooperation zwischen erster und zweiter 
Phase betrifft, obwohl es schon lange lau-
te Rufe nach einer stärkeren Kooperation 
gibt. Gehen wir es also endlich an! 

organisatorischen und baulichen Rahmen-
bedingungen für die Ausbildung schafft; 
und das Handeln der Lehrenden und Stu-
dierenden in deren Zusammenwirken.

Gerade bei dem vierten Punkt, dem 
Handeln der Lehrenden und Lernenden 
ist es wichtig, die Verantwortung der Stu-
dierenden für ihren Lernprozess zu ver-
größern und dementsprechend die neue 
Rolle der Lehrenden in den Mittelpunkt 
zu stellen, nämlich die Veränderung der 
Lehrendenrolle vom Instrukteur zum Lern-
begleiter, dessen Aufgabe darin besteht, 
das selbstorganisierte und aktive Lernen 
(im Team) zu fördern. Die dabei stattfin-
denden Lernprozesse rücken in den Mit-
telpunkt. Natürlich kann es dabei durch-
aus sein, dass das Hochschulstudium zu-
nächst auf eine wissenschaftlich basierte 
Urteilsfähigkeit zielt, aber ein klarer 
Konsens muss sein, dass die Lehramts-
ausbildung aller drei Phasen auf ein 
selbstständiges Lernen abzielt mit einer 
explizit darauf gründenden Handlungs-
fähigkeit. 

Qualität von Lehrer*innenbildung ma-
nifestiert sich in einem stetigen Wechsel-
spiel von Theorie und Praxis mit unter-
schiedlichen Anteilen zu unterschiedlichen 

Zeiten, aber immer mit beiden Anteilen, 
gerne organisiert unter dem gemeinsa-
men Dach eines Schulcampus. Hier wird 
sich am Ende die Qualität der Zusammen-
arbeit auf dem Campus darin beweisen, 
ob es gelungen ist, wissenschaftlichen und 
darauf bezogenen praktischen Umset-
zungsmöglichkeiten in einem guten Gleich-
gewicht gerecht geworden zu sein. Soll 
dies in einem Schulcampus erreicht wer-
den, braucht es verschiedene Qualitäts-
merkmale. Ebenso sollten zeitnah – schon 
bei der Planung – Evaluationsschritte be-
rücksichtigt werden, die klären, wie weit 
und gut man auf dem Weg zum gemein-
samen Schulcampus vorangeschritten ist. 
Hierbei gibt es zahlreiche Möglichkeiten: 
Von der Leitbildformulierung über Ziel-
vereinbarungen und Qualitätszirkel bis 
hin zu Stärken-Schwächen-Analysen und 
Lernender Organisation. Indikatoren in 
den Bereichen der Qualität, Effizienz und 
Effektivität können dabei helfen.

Thomas Höchst,  
Direktor einer Gesamt-

schule, Inklusionsreferent 
und Autor

»Es muss eine klare Botschaft vermittelt werden, 
dass Themen wie Heterogenität, Inklusion und 

Digitalisierung Themen für alle Lehrämter sind.«
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Endlich werden uns Tipps und Tricks 
gegen die vielfältigen Probleme des 

Bildungssystems verraten. Ihr habt noch 
nichts davon gehört? Dann kommt mal 
mit mir mit! Ich nehme euch mit auf eine 
kleine Reise. Packt gern das Schreiben der 
SWK (gleich mehr dazu) in euren Koffer. 
Denn schließlich ist das unser kleines, 
süßes Handbuch, mit dem wir lernen.

Darin könnt ihr erst mal lesen, was die 
»SWK« ist. Ganz viel Freude: »Die Ständige 
Wissenschaftliche Kommission der Kultus-
ministerkonferenz (SWK) ist ein unabhän-
giges wissenschaftliches Beratungsgremi-
um der Kultusministerkonferenz. Ihr ge-
hören 16 Bildungsforscher*innen aus un-
terschiedlichen Disziplinen an. Die SWK 
berät die Länder zu bildungspolitischen 
Fragen. Sie identifiziert bestehende Her-
ausforderungen und gibt evidenzbasierte 
Empfehlungen für deren Lösung. Dabei 
nimmt die Kommission eine interdiszip-
linäre, längerfristige und systemische 
Perspektive ein. Die SWK bindet externe 
Sachverständige in ihre Arbeit ein und 
hört Vertreter*innen aus Politik, Verwal-
tung, Bildungspraxis und Zivilgesellschaft 
an. Eine Geschäftsstelle unterstützt die 
Kommission bei ihrer Arbeit.«

Klingt das nicht vielversprechend? Ich 
finde es großartig und sinnvoll, dass es ein 
unabhängiges Beratungsgremium gibt – 
Neutralität? Lieben wir! Es ist gut und 
höchste Eisenbahn, dass dieses Gremium 
evidenzbasierte Lösungen vorgibt. Schließ-
lich ist der Lehrkräftemangel ein struktu-
relles, bundesweites Problem. Es kann 
nur gut sein, was diese Menschen mit 
unterschiedlichen Perspektiven uns ser-
vieren. Oder!?

Sicherlich habt ihr schon mal davon 
gehört, dass es in Schulen etwas stressig 
zugeht. So hetzt man von A nach B, be-
treut teilweise zwei Klassen gleichzeitig 
und arbeitet auch lange über die eigentli-
chen Arbeitszeiten hinaus. Was kommt 

zeitig aber wieder Fenster schließen, mit 
den Kindern über die letzte und nächste 
Stunde sowie den Lieblingsnachtisch 
sprechen, das Material vom Sachunter-
richt in die Ablagen legen und das wiede-
rum in den Schrank. Schließlich bin ich in 
diesem Raum nur Gast und muss alles zur 
jeder Stunde neu hin und her räumen. 

Dann hetze ich zum nächsten Klassen-
raum, eile zum Schrank, packe hier wie-
der alles aus, klatsche meine Magneten 
und laminierten Kärtchen an die Tafel, 
warte darauf, dass der Steinzeit-Laptop 
hochfährt und rede gleichzeitig wieder 
mit Schüler*innen darüber, was wir jetzt 
machen und welcher der Anfangsbuch-
stabe des Namens meines Partners ist. 
Bähm! 10 Minuten sind um. Ich war we-
der pinkeln, noch habe ich von meinem 
Tee trinken können. Ihr seht, es macht 
Sinn, dass ich mir zukünftig visualisiere, 
dass ich auf Toilette gehe. In der Realität 
klappt’s nicht.

Räume, Platz und ein bisschen Yoga

Neben Visualisierungsaufgaben schlägt 
die SWK Achtsamkeitsübungen vor. Yoga 
ist so ein Klassiker unter den Resilienz-
übungen. Dank meiner nun besser ausge-
bauten Visualisierungsfähigkeiten, kann 
ich mir auch Yoga als durchaus praktische 
Angelegenheit im Unterricht vorstellen. 

Sicherlich habt ihr alle schon ein inne-
res Bild vor Augen, wenn ihr euch das 
Wort »Klassenraum« durch den Kopf ge-
hen lasst. Für den Bau von Schulen wird 
momentan ein Maßstab von zwei Quad-
ratmetern pro Grundschulkind als nötig 
erachtet. Hat meine Klasse 28 Lernende, 
so müsste dementsprechend der Raum 
mindestens 56 Quadratmeter haben. Wenn 
wir es genau nehmen, müssten wir hier 
noch das Mobiliar abziehen. In meiner 
Schule gibt es Räume, die sind etwa halb 

dabei raus? Richtig, viele von uns sind 
ziemlich gestresst. Was ist die logische 
Konsequenz? Die SWK schlägt vor, dass 
wir Stressprävention betreiben, um dem 
Lehrkräftemangel und daraus resultieren-
dem Stress entgegen zu wirken:

»Setzt man direkt beim Stresserleben 
der Lehrkräfte an, so haben sich Acht-
samkeitstrainings bewährt«. Beispiele 
sind Meditation, Atemübungen und Vi-
sualisierungsübungen. Ist das nicht groß-
artig? Wenden wir das Ganze doch direkt 
in der Praxis an.

Augen zu und Pipi-Pause

Ihr hetzt von einem Klassenraum zum 
nächsten? Ihr konntet zwischen der ers-
ten und der sechsten Stunde nicht mal 
auf die Toilette gehen? Kein Problem, 
stelle dir einen Raum mit Fliesen vor. 
Stelle dir eine Kabine mit beschmierten 
Wänden vor, den Geruch von abgestande-
nem Wasser und Schimmel. Atme ein und 
atme aus – Na? Fühlt es sich nicht fast an 
wie eine kurze Toilettenpause? Wer 
braucht schon echte Pausen, wenn das 
Geschäft jetzt auch mit Visualisierungs-
übungen zu erledigen ist?

Denn in der Realität ist es doch oftmals 
so, dass zwischen zwei Stunden zehn Mi-
nuten Pause sind. Diese zehn Minuten 
sind aber nicht dafür gedacht, dass ich 
mir einen Kaffee kochen kann (das ist 
auch schier unmöglich mit den Kaffeema-
schinen aus dem Jahre 1998) – nahaa! In 
diesen zehn Minuten packe ich so schnell 
wie es geht mein gesamtes Unterrichts-
material in die Tasche, das heißt: lustige 
bunte Magneten und laminierte Schilder 
von der Tafel nehmen, Arbeitsblätter die 
übrig sind in die Stehordner der fehlen-
den Kinder sortieren, ins Klassenbuch 
eintragen was ich gemacht habe, das 
Smartboard ausschalten, lüften, gleich-

Aufatmen:�Ausatmen!
Endlich gibt es gute Nachrichten für Lehrer*innen

von Johanna Zerbe
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so groß. Die Klassen, die dort unterrichtet 
werden, allerdings nicht wirklich. 

Wie ist es denn jetzt, wenn ich 28 Kin-
der in einer Klasse habe, jedoch nur Platz 
für 25? Ich würde sagen, kein Problem! 
Wir schlagen Seite 27 der SWK-Stellung-
nahme auf und finden die Lösung! Auf 
geht’s, lasst uns ein bisschen Yoga ma-
chen: Stellt euch auf die Knie, Hände un-
ter die Schultern. Kopf gerade als Verlän-
gerung zur Wirbelsäule. Dabei den Rü-
cken schön in einer Linie lassen. Et voila! 
Die Yogafigur »Kuh« bietet die Möglich-
keit an, dass ihr als Lehrkraft im Hand-
umdrehen selbst zur Sitzbank werdet. 
Dank der Yogaübung konntet ihr das 
Platzproblem eurer Schule lösen. Namaste!

Probleme einfach wegatmen

Der dritte Vorschlag der SWK sind Atem-
übungen. Als artige Staatsdienerin möch-
te ich natürlich auch das Atmen richtig 
können, um meinem Job und all seinen 
Verpflichtungen gerecht zu werden. Wo-
für könnten diese also gut sein? Welche 
Sorgen habe ich? Welche Sorgen kann ich 
geschickt einfach mit vehementem Ein- 
und Ausatmen wegatmen?

Wenn ich so überlege, dann fällt mir 
Einiges ein. In Berlin verlassen nur 900 
Lehramtsabsolvent*innen die Unis, ob-
wohl es eigentlich 3.000 sein müssten. In 
Sachsen-Anhalt wurde kürzlich einfach 

und grundständig studierte Lehrer*innen 
als »Goldstaub«. Ich finde, er hat recht. 
Teilzeiteinschränkungen machen den Be-
ruf unattraktiv. Der Goldstaub wird sich 
aus dem Staub machen, wenn das pas-
siert.

In der Schule verbringt die Zukunft der 
Gesellschaft – Kinder – mehr als die Hälf-
te ihres Tages. Ich verstehe nicht, wie das 
so unwichtig sein kann! Wie soll ich den 
Lernenden gerecht werden, wenn ich 
selbst nicht mal nach Luft schnappen, 
geschweige denn eine Pinkelpause ma-
chen kann. Im Grunde ist es doch wie im 
Flugzeug: Wenn wir uns als pädagogi-
sches Personal nicht zuerst selbst die 
Maske aufsetzen, können wir auch den 
Kindern nicht helfen. Also bitte, liebe ein-
flussreiche Menschen da draußen: Gebt 
uns Sauerstoffmasken, ich möchte Kin-
dern den Unterricht bieten können, den 
sie verdient haben! 

Die ungekürzte Textvariante wurde im 
Infoblatt der GEW Pankow veröffent-
licht.

festgelegt, dass Lehrpersonen eine Stun-
de mehr arbeiten müssen. Wobei – ist ja 
gar nicht so schlimm: Diese Wochenstun-
de zu viel darf ja schließlich ab dem 
Schuljahr 2033/34 abgebummelt werden. 
Zweitausenddreiunddreißig – alle Kinder, 
die jetzt geboren werden, sind dann in 
der fünften Klasse und mein Hund ist 
wahrscheinlich im Hundehimmel. Sorgen 
bereitet mir auch die Idee der SWK, dass 
die Teilzeitarbeit begrenzt werden soll 
und dass Sabbatmodelle »überprüft und 
eingeschränkt« werden sollen. 

Funny! Ich habe das Gefühl, dass diese 
Punkte nicht ganz zur Attraktivität des 
Lehrberufes beitragen werden. Mein per-
sönlicher Schutz, nicht kaputt zu gehen 
in diesem System ist, dass ich in Teilzeit 
arbeite. Wird mir in Zukunft auch das 
noch genommen, dann bin ich weg hier. 
Ich will ja nichts sagen, aber mein Schul-
leiter bezeichnet uns vollausgebildete 

Johanna Zerbe,  
Lehrerin an der  
Grundschule im  

Hofgarten

»Wie soll ich den 
Lernenden gerecht 

werden, wenn ich selbst 
nicht mal nach Luft 

schnappen, geschweige 
denn eine Pinkelpause 

machen kann.«
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Ganzheitliche Bildung für nachhaltige 
Entwicklung mit vielfältigen positiv 

getönten Beziehungs- und Selbstwirksam-
keitserfahrungen in Kindheit und Jugend 
stärkt Menschen, sich für Vielfalt in Natur 
und Kultur einzusetzen. Zukunftsfähige 
Politik braucht hochwertige Bildung für 
nachhaltige Entwicklung, die überall struk-
turell verankert werden muss. Schulen 
und Bildungseinrichtungen haben laut 
der UNESCO den Auftrag, sich so zu ver-
ändern, dass sie Nachhaltigkeit vorleben, 
indem die Rahmenbedingungen zu den 
Inhalten passen, denn das Setting hat be-
reits eine enorme Lernwirkung. Das im-
pliziert auch, alle Alltagsaspekte einer 
Bildungsveranstaltung bewusst zu gestal-
ten und ökonomische Aspekte mit ökolo-
gischer Tragfähigkeit, sozialer Gerechtig-
keit und kultureller Vielfalt zu vereinen. 

Die Natur bietet einen unerschöpfli-
chen Fundus an Erfahrungsmöglichkeiten 

die natürliche Vielfalt von Lebewesen 
noch nicht so intensiv reduziert und zer-
stört wurde, wie in den Monokulturen der 
industriellen Landwirtschaft oder den 
Betonwüsten moderner Gewerbegebiete. 
In Nationalparks erreicht die inzwischen 
wissenschaftlich fundierte sogenannte 
Wildnisbildung glücklicherweise viele 
Schüler*innen im Rahmen von Schulfahr-
ten. Doch ersetzen diese Highlights kei-
nesfalls das regelmäßige Lernen von Kin-
dern in und mit der Natur. Daher sind 
alle Naturräume in Städten von wesentli-
cher Bedeutung für ein gesundes Auf-
wachsen von Kindern. Dass nicht alle 
Kinder den gleichen Zugang zu vielfälti-
gen Naturräumen haben, ist eine gefähr-
liche Ungerechtigkeit, die negative Folgen 
für die ganze Gesellschaft hat. Stellt die 
Natur doch eine wesentliche Quelle für 
Gesundheit, Lebensqualität und als 
Sinninstanz dar. Regelmäßiges »Draußen 

und Lernchancen, um in Bildungsangebo-
ten Fragen eines guten Lebens, nachhal-
tiger Lebensstile und gesellschaftlicher 
Transformation im Sinne der 17 Ziele der 
UN-Weltvision zu ergründen. Die Bezie-
hung Mensch-Natur ab dem Kindesalter 
zu stärken und zu vertiefen, erscheint 
dabei wesentlich, denn unsere Zukunft 
könnte durchaus davon abhängen, ob wir 
Menschen uns als Teil der lebendigen Er-
de empfinden oder als getrennte Indivi-
duen, die den Planeten weiterhin als Res-
sourcenlager ausbeuten. 

Natur als Entwicklungsraum 

Es kann nicht oft genug betont werden, 
wie wichtig insbesondere für Kinder, Na-
tur als Erfahrungs-, Spiel- und Entwick-
lungsraum ist. Besonders geeignet sind 
Landschaften und Lebensräume, in denen 

Raus�an�die�frische�Luft
Neue Partner*innenschaften können Bildungsungerechtigkeiten entgegenwirken

von Anke Schlehufer
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lernen« sollte daher zumindest in allen 
Schulen, insbesondere in Grundschulen, 
selbstverständlich werden. Denn es ist 
längst durch langjährige Praxis und Stu-
dien erwiesen, dass das »Draußen ler-
nen« mit allen Sinnen, neben der Stär-
kung von Gesundheit und Resilienz, die 
Lernmotivation und Konzentrationsfähig-
keit steigert und es eindeutige Zusam-
menhänge gibt zwischen positiven Natur-
erfahrungen in der Kindheit und späte-
rem Engagement für Natur- und Klima-
schutz.

Natur bietet unzählige Möglichkeiten 
für eine erlebnis- und handlungsorien-
tierte Bildung für nachhaltige Entwick-
lung mit Kindern. Diese sollte einerseits 
Freiräume für vielfältige selbstbestimmte 
Naturerfahrungen bieten und zugleich 
gezielt wesentliche Bezüge 
zu Alltagsfragen, globalen 
Zusammenhängen und 
nachhaltigen Lebensstilen 
herstellen. In und mit der 
Natur können Kinder er-
spüren und erforschen, 
wie Leben sich in Kreisläu-
fen abspielt und wie Kreislaufwirtschaft 
funktioniert. Natur kennt keinen Müll, 
dafür Beständigkeit und Wandel. An sol-
che Naturbeobachtungen und Erlebnisse 
können philosophische Gespräche über 
nachhaltige Wirtschaftsweisen und Le-
bensstile geknüpft und gemeinsame Pro-
jekte mit als sinnvoll erkannten Lösungs-
strategien entwickelt werden.

Kulturelle Errungenschaften 
selbstwirksam begreifen

Jeder Mensch wiederholt in seiner per-
sönlichen Entwicklung wesentliche Evo-
lutionsphasen des Lebens. Die Grundthe-
men der Kindheit sind daher universell. 
Kinder erproben in enger Bezogenheit auf 
ihre Mitwelt spielerisch und experimen-
tierend, wie sie menschliche Grundbe-
dürfnisse selbsttätig erfüllen können. Im 
Erproben handwerklicher und künstleri-
scher Fähigkeiten bietet die Natur für 
Kinder die besten Voraussetzungen. Es 
wird darum gehen, unsere Gesellschaften 
so zu verändern, dass alle Menschen ler-
nen, bewusst und respektvoll im Sinne 
der Natur und der lebendigen Erde zu 
leben und zu wirtschaften. Hierbei kön-
nen wir viel aus der Vergangenheit lernen 
und Kinder lieben es, alte Handwerks-
techniken zu erproben wie Feuermachen, 

gemacht, ihr Bildungsverständnis zu ver-
ändern, mit Unterstützung von »Schule 
im Aufbruch«, Umweltstationen und an-
deren außerschulischen Bildungseinrich-

tungen und Initiativen. 
Kooperationen und Ver-

netzungen auf vielen Ebe-
nen sind gefragt, damit 
möglichst viele Kinder er-
lebnis- und handlungsorien-
tiertes Lernen im Sinne der 
Bildung für nachhaltige Ent-

wicklung erfahren können und das mög-
lichst oft draußen. 

Bildung für nachhaltige Entwicklung 
fördert die Fähigkeit, eine mögliche Zu-
kunft zu imaginieren, aus der Vergangen-
heit zu lernen und in der Gegenwart ganz 
präsent zu sein, um in Zusammenhängen 
global denken sowie empathisch und ver-
antwortungsbewusst lokal handeln zu 
können. Es braucht anregende Lernumge-
bungen und Freiräume, damit alle Kinder 
ihr individuelles Potential an Fähigkeiten 
entfalten können. Es braucht Lernbeglei-
ter*innen mit reflektierten, lebensförder-
lichen Werthaltungen, positiven Leitbil-
dern und achtsamer Zuneigung, damit 
möglichst alle Kinder die beglückende 
Erfahrung machen können, sich als Per-
son in einer Gemeinschaft willkommen 
zu fühlen, zugleich frei und verbunden, 
sowie gleiche Chancen bekommen, ihren 
individuellen Beitrag zum Wohl des Gan-
zen gestalten zu können.  

Kochen und Alltagsgegenstände, Gefäße, 
Schmuck, Musikinstrumente herzustel-
len, aus Ton, Holz, Pflanzenfasern, Wolle 
oder Leder.

Kinder sollten mit Techniken umgehen, 
die für sie überschaubar und nützlich, 
sinnlich verstehbar und gut handhabbar 
sind. Kein Computer und kein elektroni-
sches Spielzeug kann die Vielfalt an Lern-
möglichkeiten ersetzen, die die lebendige 
Natur bietet. Die Glückserfahrungen, die 
Kindern dabei machen, den eigenen Kör-
per aktiv einsetzen zu können, im sinnli-
chen Erspüren, im handwerklichen Ge-
schick sowie im Erleben körperlicher Be-
wegung, Kraft und Ausdauer, formen und 
prägen ein Leben lang das Selbstwertge-
fühl und das Vertrauen in die eigene 
Wirksamkeit. 

Der differenzierte und bewusste Um-
gang mit den digitalen Medienwelten 
lässt sich erfahrungsgemäß am besten 
lernen, wenn genügend Handlungsalter-
nativen in der Kindheit eingeübt wurden. 
Das Erzählen, Vorlesen und Selbstlesen 
von Geschichten gehört zu den unersetz-
lichen Kindheitsschätzen, die Imaginati-
on und Kreativität fördern, wohingegen 
die schnelle Bilderflut digitaler Medien 
Kinder eher überfordert. Im Grundschul-
alter sollte daher der kreative Umgang 
mit Medien im Vordergrund stehen. Das 
Erstellen von Reportagen mit Fotos und 
Text, Radiointerviews und Filmclips ha-
ben deutlich Vorrang vor dem passiven 
Konsumieren von Bilderwelten aus zwei-
ter Hand.

Viele Schulen haben sich auf  
den Weg gemacht

Es wird dringend Zeit, dass Schulen sich 
dahingehend verändern, dass alle Schü-
ler*innen mit Freude und Motivation 
ganzheitlich und möglichst selbstbe-
stimmt »Wesentliches« lernen, um ein 
sinnerfülltes, gutes Leben als verantwor-
tungsbewusste mündige Menschen im 
Sinne der 17 Nachhaltigkeitsziele der 
Vereinten Nationen zu gestalten. Viele 
Schulen haben sich bereits auf den Weg 

Anke Schlehufer,  
Biologin und Erzieherin

»Es kann nicht oft genug betont werden, wie 
wichtig insbesondere für Kinder Natur als 

Erfahrungs-, Spiel- und Entwicklungsraum ist.«
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Wir alle, auch die Kinder, sind von 
Dingen umgeben, in denen Kinder-

arbeit stecken kann. Ob T-Shirts, Snea-
kers, Jeans, Handys oder Nahrungs- und 
Genussmittel wie Schokolade, Kakao, Nu-
tella, Kaffee, Tee, Nüsse bis hin zu Blu-
men oder Steine für den Gartenweg, für 
öffentliche Plätze oder für Grabsteine, 
Teppiche – Kinderarbeit ist allgegenwärtig. 
Über 160 Millionen Kinder arbeiten welt-
weit, gemäß der Statistik der Internatio-
nalen Arbeitsorganisation (ILO), viele von 

ihnen unter schwersten und gesundheits-
schädlichen Bedingungen. Dazu gibt es 
höchst anschauliche Materialien von ver-
schiedenen Herausgeber*innen, wie von 
unserer GEW-Stiftung fair childhood (fc), 
der UNESCO, Brot für die Welt, dem Mi-
nisterium für wirtschaftliche Zusammen-
arbeit und Entwicklung et cetera. Es gibt 
also hervorragende Quellen, sich als Leh-
rer*in über Kinderarbeit zu informieren 
und dazu Unterricht bis hin zum Projekt 
zu gestalten. Das Thema hat es in sich 
und hat viele Bezüge zu verschiedenen 
Fächern, wie Politik, Erdkunde, Ethik. Je-
des Kind und jeder junge Mensch, die 
hierzulande Zugang zu Bildung haben, 
sollte darüber informiert sein, wie Kinder 
in anderen Ländern armutsbedingt zum 
Arbeiten gezwungen, von Bildung ausge-
schlossen werden und wie sich das aus-
wirkt. Eine Bewusstseinsbildung, die in 
die Schulen gehört. Nur ein weltweiter 

das gesamte Leben belastend. Die bestür-
zende Folge der Ausbeutung von Kindern 
ist ein eklatant hoher Analphabetismus in 
den Ländern des globalen Südens und 
damit geringe Zukunftschancen, ein Teu-
felskreis von Armut und Arbeitslosigkeit, 
schlimme gesundheitliche Schäden. In 
der Ausstellung »Kleine Hände – krum-
mer Rücken« von UNICEF, per download 
abrufbar, heißt es: »Für die Arbeitgeber 
ist Kinderarbeit ein gutes Geschäft. Denn 
Kinder lassen sich viel leichter ausbeuten 
als Erwachsene. Sie arbeiten oft sehr be-
reitwillig und erhalten wenig Lohn. Oft 
ist ihnen nicht bewusst, welche Gefahren 
ihnen drohen – und wie sehr sie ausge-
beutet werden.« 

In dieser UNICEF-Ausstellung werden 
Beispiele gezeigt. Das Foto eines Mäd-
chens aus Djenne in Mali, das Steine 
schleppt. Die gleiche Arbeit verrichten 
Kinder aus Peru, bei einem Steinbruch in 
der Nähe von Arequipa. Gezeigt wird ein 
zwölfjähriges Dienstmädchen in Nairo-
bia, Kenia und eines in Davao, einer Stadt 
in den Philippinen. Dazu heißt es: »Milli-
onen von Mädchen schuften in privaten 
Haushalten. Oft müssen sie von frühmor-
gens bis spät kochen, putzen und wa-
schen – ohne jeden Kontakt zur Außen-
welt. Die Dienstmädchen sind der Willkür 
ihrer Arbeitgeber oft schutzlos ausgelie-
fert. Gewalt und sexueller Missbrauch 
sind für viele von ihnen Alltag. Zur Schu-
le gehen die Mädchen fast nie.« Ein Junge 
aus Brasilien befestigt auf Drahtleinen 
Sisal, der als Grundstoff für viele Textili-
en verarbeitet wird. Der Kommentar da-
zu: »Zwei von drei arbeitenden Kindern 
und Jugendlichen sind in der Landwirt-
schaft tätig. Die Arbeit auf dem Feld ist 
anstrengend und häufig auch gefährlich: 
Viele Kinder kommen mit giftigen Dünge-
mitteln oder Pestiziden in Berührung 
oder verletzen sich – zum Beispiel beim 
Ernten der messerscharfen Blätter der Si-
sal-Pflanze.« Weitere Beispiele folgen: aus 
der Teppichindustrie in Nepal, Kinderpro-

Widerstand gegen Kinderarbeit wird dazu 
führen, dass Kinderarbeit geächtet wer-
den kann. Nicht zuletzt gehört dieses 
Thema in die Lehrkräfteweiterbildung.

Auch wenn es seit dem 1. Januar 2023 
in Deutschland ein Lieferkettengesetz 
gibt, das Kinderarbeit verbietet, sind des-
sen Lücken eklatant und die Durchset-
zung schwierig. Gut, dass dieses Gesetz 
gegen große Widerstände durchgesetzt 
wurde. Jedoch ist der Weg lang und müh-
sam, Kinderarbeit wirkungsvoll zu be-
kämpfen. Ohne breite Unterstützung 
wird das nicht gelingen. Gut ist auch, 
dass ein europäisches Lieferkettengesetz 
in Arbeit ist und in anderen Ländern sol-
che Gesetze entwickelt oder verbessert 
werden. Die Gesetzesebene ist das eine, 
das andere unentbehrliche ist der öffent-
liche Druck. Und dazu gehört, dass Auf-
klärung stattfindet. Aufklärung über Kin-
derarbeit und aktive Unterstützung für 
Bildung für alle Kinder ist auch das Ziel 
der GEW-Stiftung fair childhood, seit ih-
rer Gründung im Jahr 2011. Bildung statt 
Kinderarbeit ist unser Motto. Dafür zu 
spenden ist das eine, das andere ist, dass 
in den Schulen das Thema Kinderarbeit 
aufgegriffen wird, und so die Kinder, Ju-
gendlichen und ihre Eltern darüber infor-
miert werden.

Kinderarbeit zum Thema machen

Um Missverständnissen vorzubeugen: 
Die ausbeuterische Form von Kinderar-
beit ist etwas Anderes, als wenn Kinder 
mal bei der Ernte helfen, kleine Aufgaben 
im Haushalt übernehmen oder im Prakti-
kum handwerkliche, industrielle oder 
sonstige Arbeit kennen lernen. Die Welt 
der Arbeit zu erkunden und an lebens-
praktische Tätigkeiten herangeführt zu 
werden, ist unentbehrlich und für eine 
berufliche Orientierung erforderlich. 
Aber von Bildung ausgeschlossen zu 
sein, ist diskriminierend, schädlich und 

Kleine�Hände�–�krumme�Rücken
Bewusstseinsbildung zum Thema Kinderarbeit gehört in Schulen.  

Die GEW-Stiftung fair childhood empfiehlt Materialien und wirbt für das Thema im Unterricht

von Stephanie Odenwald

»Aufklärung über 
Kinderarbeit und aktive 
Unterstützung für Bildung 
für alle Kinder ist das  
Ziel der GEW-Stiftung fair 
childhood, seit ihrer 
Gründung im Jahr 2011.«
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stitution in Tschechien, Straßenkinder 
mit Gelegenheitsarbeiten wie Schuhe put-
zen, Autos waschen, betteln. Am Beispiel 
Pakistan: Arbeit auf den Müllhalden. Und 
für diese Kinder gilt, dass ihre Familien 
in großer Armut leben.

Materialien zur Kinderarbeit wurden 
auch vom Bundesministerium für wirt-
schaftliche Zusammenarbeit und Ent-
wicklung herausgegeben und können 
dort bestellt werden. Im Folgenden zwei 
Beispiele. Zum ersten: »Woher kommt die 
Schokolade? Eine Reise in die Welt des 
Kakaos«. Hier erfahren die Kinder, dass 
zwei Drittel des gesamten Kakaos aus 
Westafrika stammen, mit dem Schwer-
punkt Elfenbeinküste. Arbeit in Kakao-
plantagen wird gezeigt. Genannt wird die 
Zahl von fast zwei Millionen Kindern, die 
in Ghana und der Elfenbeinküste gefähr-
liche Arbeiten machen, auch auf Kakao-
plantagen. Weiterhin wird die Gefährdung 
der Umwelt durch Abholzung der Wälder 
thematisiert, sowie nicht ausbeuterische 
Produktionsmöglichkeiten in Genossen-
schaften und fairer Handel. All dies in 
kindgerechter bildhafter Darstellung und 
Sprache. Zum zweiten: »Ein T-Shirt auf 

Schulclubs schon viele Kinder aus der 
Kinderarbeit herausgeholt und Schulbe-
such ermöglicht haben.

Am 21. Juni 2023 wird im Berliner GEW-
Haus auf einer Veranstaltung der GEW-Se-
nior*innen über unsere fc-Arbeit infor-
miert und eine Auswahl des Materials, 
wie die Ausstellung, die Filme und Flyer 
gezeigt. Die für die Stiftung fc aktiven 
Kolleg*innen sind in mehreren Bundes-
ländern dabei, über dieses Thema zu wer-
ben und zum Spenden aufzurufen. 

Spende an: fair childhood, Bank für Sozialwirtschaft 
Spenden, IBAN: DE16 7002 0500 0009 8400 00,  
BIC: BFSWDE33MUE. Für Spenden über 300 EUR 
stellen wir gerne eine Spendenbescheinigung aus. 
Bitte denke daher daran, deine Adresse bei der 
Überweisung anzugeben!

Reisen. Wo kommt unsere Kleidung her?«. 
In dieser Broschüre finden Kinder in De-
tektivarbeit heraus, was es bedeutet, dass 
ihr T-Shirt in Bangladesch produziert 
wurde: Arbeiten für wenig Geld bei der 
Baumwollernte, bei der Stoffherstellung, 
beim Kleidung nähen, Kinderarbeit, ein-
schließlich Gesundheits- und Umwelt-
schäden durch Färben und Bearbeitung 
der Kleidung mit Chemikalien. Und wie-
der: faire Produktion und fairer Handel. 
Am Schluss bei beiden Broschüren die 
Frage: »Was kannst du tun?«

Auch unsere Stiftung fair childhood 
bietet eine Ausstellung an mit dem 
Schwerpunkt, wie das Ziel Bildung statt 
Kinderarbeit vor Ort durchgesetzt wird. 
Es gibt diverse Flyer als Info-Material zu 
diesem Thema und drei kleine Filme über 
Schulen in Simbabwe, Uganda und Malawi, 
die online abrufbar sind und im Rahmen 
unserer Projekte gefördert wurden. Das 
Besondere an unserer Stiftung ist, dass 
wir mit den Bildungsgewerkschaften der 
betreffenden Länder zusammenarbeiten 
und die darin organisierten Kolleg*innen 
in den Gemeinden mit Hilfe eines Netz-
werks von Dorfältesten, Müttern und 

Stephanie Odenwald, 
GEW-Stiftung  
fair childhood

»Jeder junge Mensch, der hierzulande Zugang zu Bildung hat, sollte 
darüber informiert sein, wie Kinder in anderen Ländern armutsbedingt 

zum Arbeiten gezwungen, von Bildung ausgeschlossen werden  
und wie sich das auswirkt.«
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Martina 
Regulin
Im Juni 2021 
habe ich das 
Amt der Vor-

sitzenden der GEW BERLIN übernommen. 
Jetzt werbe ich erneut um eure Unterstüt-
zung, um mit euch gemeinsam weiter für 
die Positionen der GEW BERLIN zu kämp-
fen. Ich habe Erziehungswissenschaften 
studiert und arbeitete an der Freien Uni-
versität Berlin. In den Hochschulen wird 
besonders deutlich, dass in Deutschland 
Bildungschancen und Karrierewege von 
strukturell ungleichen Rahmenbedingun-
gen abhängen. Die Kindergärten bilden 
den Grundbaustein der Bildung. Ab 2026 
gibt es einen Rechtsanspruch auf Ganz-
tagsbetreuung. Die Ganztagsschulen in 
Berlin sind eine sehr wichtige Errungen-
schaft, um Bildung ganzheitlich umzuset-
zen. Doch der derzeit bestehende Fach-
kräftemangel in Kita, Schule und bei der 
ergänzenden Förderung und Betreuung 
macht diese qualitativen Elemente aktuell 
zunichte. Derzeit steht die Verbeamtung 
der Lehrkräfte im Vordergrund. Die Aus-
stattung der Schulen mit ausreichend 
Lehrpersonal wird damit aber nicht er-
reicht. Die Schulen, die eine Ausstattung 
von 97 Prozent haben, gelten als vollstän-
dig mit Lehrkräften ausgestattet, sind es 
aber nicht. Wenn die Unterrichtsstunden-
tafel mit dem Personal abgedeckt werden 
muss, geht es nur dadurch, dass Förder-
stunden nicht angeboten werden können. 
Die schwächsten Schüler*innen leiden 
hierrunter am meisten. Die Darstellung 
der Politik, dass in Teilzeit nur gearbeitet 
wird, um mehr Freizeit zu haben, ist ein 
Zeichen von Ignoranz oder Blindheit an-
gesichts hoher Krankmeldungen, Überlas-
tungsanzeigen und steigender Burnout- 
Zahlen bei allen im Schul- und Kitabereich 
Tätigen. Die GEW BERLIN trägt die Bil-
dungsthemen in die Öffentlichkeit und 

nach ausreichend Gesundheitsschutz für 
die Beschäftigten. Die intensiven Debatten 
haben uns stärker gemacht. Die größte He-
rausforderung in den nächsten Jahren 
wird sein, wie wir mit Blick auf die Verbe-
amtung von Lehrkräften die Mitglieder-
zahlen halten können. Das wird nur ge-
lingen, wenn wir zum einen noch inten-
siver um Berufseinsteiger*innen werben 
und zum anderen unsere Expertise für 
Beschäftigte in Hochschulen, Schulen, 
Kitas und freien Trägern in allen Fragen 
des Arbeitslebens herausstellen. Die GEW 
BERLIN ist für mich ein großes Stück po-
litische Heimat. Eingetreten bin ich 2009 
insbesondere, weil die GEW sich für Bil-
dungsgerechtigkeit stark macht. Die Ab-
hängigkeit des Bildungserfolgs von der 
sozialen Herkunft ist für mich neben der 
Vermögensverteilung die größte soziale 
Ungerechtigkeit in diesem Land. Ich ar-
beite gerne für die GEW BERLIN, gerne im 
Team des GLV sowie der Geschäftsstelle 
und gerne mit meiner Mitvorsitzenden 
Martina Regulin. Ich bewerbe mich für drei 
weitere Jahre als Landesvorsitzender.
 

Sven 
Dudkowiak
Seit fast 20 Jah-
re bin ich Mit-
glied der GEW 
und diese Entscheidung war gut so für 
mich. Zurück in Berlin an einer ISS ver-
schlug es mich auf eine Mitgliederver-
sammlung. Das war meine Initialzündung, 
die bildungspolitischen Rahmen   bedin-
gun gen sowie die Arbeitsbedingungen an 
Bildungseinrichtungen aktiv mitzugestal-
ten. Sich mit Menschen treffen, die sich 
für gute Arbeit und Bildung engagieren, 
zu diskutieren, auch zu streiten, um Posi-
tionen zu ringen, sich vernetzen, um mit 
der GEW Einfluss zu nehmen. Durch mei-
ne Tätigkeit lernte ich viele Menschen 
aus den verschiedensten Bereichen und 
Professionen kennen, in der GEW sind wir 

macht die Arbeitsbedingungen der Be-
schäftigten und damit auch vor allem der 
Frauen sichtbar. Der Politik muss deut-
lich gemacht werden, dass es strukturelle 
Änderungen in den Arbeitsbedingungen 
braucht, um die Bildungschancen für alle 
zu erhöhen. Hier ist die GEW gefragt! Au-
ßerdem ist dies der einzige Weg, dem 
Fachkräftemangel bei den Erzieher*innen 
und den Lehrkräften entgegenzutreten. 
Wenn wir weiter über die einzelnen Orga-
nisationsbereiche hinweg gut und ver-
netzt zusammenarbeiten, uns gegensei-
tig stärken und solidarisch sind, können 
wir breit unsere Inhalte voranbringen. 
Hierfür möchte ich weiter mit euch kämp-
fen und dafür im Team mit Tom Erdmann 
als Vorsitzende weiterarbeiten. 

Tom 
Erdmann
»Da habe ich 
doch sofort 
die GEW auf 
der Matte stehen.« So wird die Kurz zeit- 
Senatorin Astrid- Sabine Busse in einem 
Pressegespräch zitiert. Sie antwortete auf 
die Frage, ob sie angesichts des Lehrkräf-
temangels die Teilzeitregelungen stren-
ger auslegen will. Als Gewerkschafter 
treibt mir eine solche Antwort ein breites 
Grinsen ins Gesicht, zeigt sie doch, dass 
an uns kaum ein Weg vorbeiführt. Ich bin 
fest davon überzeugt, dass es nur an 
dem politischen Einfluss der GEW BERLIN 
liegt, dass wir aktuell über die Frage des 
Nachteilsausgleichs auch nur diskutieren, 
auch wenn viele Fragen noch völlig unklar 
sind. Seit 2015 bin ich euer Landesvorsit-
zender, zuvor war ich drei Jahre lang 
Pressesprecher. Die zurückliegenden acht 
Jahre waren die spannendsten und auch 
wirksamsten meines beruflichen Lebens. 
Wir haben die GEW BERLIN auch in der 
Corona- Pandemie arbeitsfähig gehalten. 
Wir waren eine laute Stimme für gerechte 
Bildung, aber auch in unserer Forderung 

Eure�Vorstellung�für�den�GLV
Bei der Landesdelegiertenversammlung im Juni wird der neue Geschäftsführende Landesvorstand  

der GEW BERLIN gewählt. Auf den nächsten Seiten stellen sich die Kandidierenden vor
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ein multiprofessionelles Team und das 
ist gut so! Ich habe viel gelernt, in der 
Bezirksleitung, in den Präsidien der LDV, 
der DGB Regionalkonferenzen und des 
GEW Gewerkschaftstages, vor allem nicht 
immer alles durch die Lehrerbrille zu se-
hen und Perspektivwechsel als Bereiche-
rung zu erleben. Uns eint ein Ziel: gute 
Arbeit und gute Bildung. Und hier müs-
sen wir uns alle auf Augenhöhe begeg-
nen. Schwerpunkte meiner gewerkschaft-
lichen Arbeit sind der Arbeits- und Ge-
sundheitsschutz, Organizing und Re-Ak-
tivierung der Schulgruppen, die Digitali-
sierung, der DGB Kreisvorstand und die 
Vernetzung. Ich will eine GEW, die Bottom 
up ihre Positionen partizipativ erarbeitet, 
in die politische Diskussion einbringt 
und durchsetzt, die Top down Möglich-
keiten hierfür schafft, Raum sich zu be-
gegnen, zu vernetzen, Aktionen, Diskus-
sionen, Öffentlichkeitsarbeit leistet und 
vieles mehr. Ich will eine digitale GEW, 
die neue Wege der Kommunikation und 
Zusammenarbeit weiterentwickelt, damit 
möglichst alle Kolleg*innen sich aktiv in 
die GEW einbringen können und die Ver-
einbarkeit von Familie und Ehrenamt mög-
lich wird. Ich will diesen Weg mit euch ge-
meinsam gehen, ich werbe um eure Unter-
stützung, darum kandidiere ich für den 
Vorsitz der GEW BERLIN. Und Wahlkampf 
machen wir dann auf der LDV! Gemeinsam 
stark! Ich freue mich auf eure Fragen. 

VB FINANZEN

Wir kandidieren zum zweiten Mal als 
Team für den Vorstandsbereich Finanzen 
und sind verantwortlich für die Aufstel-
lung und Darlegung des Haushalts sowie 
der satzungsgemäßen Verwendung der 
Mitgliedsbeiträge. Die letzte Wahlperiode 
war durch stabile Einnahmen gekenn-
zeichnet. Arbeitskampfmaßnahmen so-
wie eine kontinuierliche Mitgliedergewin-
nung der Berufsanfänger*innen in allen 
pädagogischen Bereichen ließ die Mitglie-
deranzahl und so auch die Einnahmen 
stabil bleiben. Insgesamt konnten alle 
Verbindlichkeiten und gewerkschaftspo-
litischen Vorhaben sowie Serviceleistun-
gen der GEW finanziert werden. Die fi-
nanziellen Rahmenbedingungen werden 
dem Landesvorstand und der Landesdele-
giertenversammlung mit den Haushalts-
plänen und Haushaltsabschlüssen vorge-
legt. Auch in der nächsten Wahlperiode 
ist es unser Anliegen, auf die satzungs-

gemäße Verwendung der Finanzen hinzu-
wirken. Ziel ist es, dass wir innerhalb der 
AG HKO (Haushalts – und Kassenord-
nung) Vorschläge zur Mittelverwendung 
für die Frühjahrs – LDV 2024 erarbeiten.

Heike Willert
Ich kandiere 
im Team mit 
Uwe Friese für 

den Vorstandsbereich Finanzen. In den 
letzten zwei Jahren konnte ich mich gut 
in die Thematik ein arbeiten. Ich bin seit 
1993 als Lehrerin für Mathematik und 
Geographie in Berlin tätig. In der GEW bin 
ich seit ca. zehn Jahren ehrenamtlich en-
gagiert, erst als Mitglied der Bezirkslei-
tung Spandau und seit Juni 2021 als eine 
der beiden Schatzmeister*innen. Ich bin 
zurzeit gewähltes Vorstandsmitglied des 
Gesamtpersonalrates der allgemeinbil-
denden Schulen sowie Mitglied des örtli-
chen Personalrates Spandau. Neben den 
Aufgaben im Landesverband Berlin werde 
ich mich innerhalb der HV AG Beitrags-
ordnung für die Novellierung der Bei-
tragsordnung einsetzen. Hier gilt es, den 
Beschluss vom Bundesgewerkschaftstag 
zur Änderung des Mindestbeitrages in-
nerhalb der gebildeten AG umzusetzen.

Uwe Friese
Nach langjähri-
ger Tätigkeit in 
der Privatwirt-

schaft sowie bei freien Trägern bin ich 
seit November 2009 im öffentlichen 
Dienst als Betreuer an der Marianne- 
Cohn-Schule, einem Förderzentrum für 
Geistige Entwicklung im Bezirk Tempel-
hof/Schöneberg. Seit mehreren Jahren bin 
ich Mitglied der Bezirksleitung Tempel-
hof/Schöneberg und zurzeit gewähltes 
Vorstandsmitglied des Gesamtpersonalra-
tes der allgemeinbildenden Schulen. Auf 
Bundesebene vertrete ich die GEW BERLIN 
in der Haushaltskommission. Gern würde 
ich die gute Zusammenarbeit mit Heike 

die nächsten drei Jahre im Team Vorstands-
bereich Finanzen fortsetzen. Über Eure 
Unterstützung würden wir uns freuen. 

VB SCHULE

Im Mai 2019 wurden wir als Team in den 
GLV gewählt. Seitdem setzen wir uns in 
erster Linie für gute Schulen ein. Dazu ge-
hört es, die notwendigen Rahmenbedin-
gungen zu definieren und einzufordern. 
Bildungspolitisch legen wir den Fokus 
auf Inklusion, Chancengleichheit, Antidis-
kriminierung sowie auf multiprofessio-
nelle Zusammenarbeit und die Weiterent-
wicklung von Bildungskonzepten. Natürlich 
unterstützen wir auch das Tarifvorhaben 
der GEW BERLIN für kleinere Klassen sowie 
die geplante Arbeitszeitstudie. Wir haben 
zu unterschiedlichen Themen Fachtage, 
Fachgespräche und Townhalls durchge-
führt und sind im steten Austausch mit 
den AGs, den Fachgruppen sowie weiteren 
Vereinen und Akteur*innen der Berliner 
Bildungslandschaft. Unter anderem im Lan-
desschulbeirat und im Beirat Inklusion 
sind wir die Stimme der GEW Berlin. Ge-
meinsam mit Klaudia Kachelrieß, Referen-
tin des Vorstandsbereiches, wollen wir uns 
weiter für diese Themen engagieren. Auf 
Bundesebene wollen wir weiter Berliner Per-
spektiven einbringen – unter anderem in der 
Debatte zur Überarbeitung der schulpoliti-
schen Positionen und im Forum Bildung 
in der digitalen Welt. Wir würden unsere 
Arbeit gerne als Team fortsetzen. Durch 
unsere sehr unterschiedlichen Biografien 
können wir viele Themen gut abbilden.
 

Karin Petzold
Ich habe an der 
TU BERLIN Er zieh-
ungswissenschaf-
ten studiert und viele Jahre an den Uni-
versitäten und Hochschulen zum Thema 
Integration von Menschen mit Behinde-
rungen gelehrt. Parallel habe ich in ver-
schiedenen Grund- und Oberschulen die 
Integration unterstützt und vorangetrie-
ben. Seit 2013 unterrichte ich als Quer-
einsteigerin an einer Spandauer Grund-
schule. Seit meiner Studienzeit bin ich in 
der GEW und habe mich politisch z.B. im 
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Arbeitskreis Gemeinsam für inklusive Bil-
dung und als Gründungsmitglied des 
Runden Tischs Gemeinschaftsschule en-
gagiert. Derzeit lebe ich in Pankow, habe 
einen Sohn (23 Jahre) und eine Pflege-
tochter (16 Jahre).

Lydia 
Puschnerus
Als Sprachleh-
rerin habe ich 

an vielen Orten der Welt gearbeitet und 
Einblicke in unterschiedliche Bildungskul-
turen gewonnen. Aktuell unterrichte ich in 
Schöneberg am Gymnasium Englisch, Spa-
nisch sowie eine Willkommensklasse in 
Deutsch. Seit 2016 bin ich als Landesdele-
gierte in der GEW BERLIN aktiv, weil ich 
den schulpolitischen Diskurs mitgestalten 
will. Mein Schwerpunktthema ist der mo-
derne Arbeitsplatz Schule im Kontext von 
Digitalisierung und Berliner Schulbauof-
fensive. Ansprüche an Schule und Schul-
gemeinschaft haben sich stark verändert, 
aber eine Weiterentwicklung des Bil-
dungsbegriffs bleibt aus. An der GEW-Bun-
desdebatte zur Überarbeitung der schul-
politischen Positionen bin ich aktiv betei-
ligt; diese möchte ich weiterhin in die 
Berliner Gruppierungen tragen. Ich setze 
mich ein für einen modernen, gerechten 
Bildungsbegriff, für bessere Standards in 
Sachen Bildungsinfrastruktur und für ge-
sunde und nachhaltige Arbeits- und Lern-
orte. 

VB KINDER-, JUGENDHILFE UND 
SOZIALARBEIT

Wir kandidieren erneut als Team für den 
Vorstandbereich Kinder-, Jugendhilfe und 
Sozialarbeit. In den vergangenen zwei 
Jahren haben wir die Anliegen aus den 
vielschichtigen sozialpädagogischen Tä-
tigkeitsfeldern aufgenommen und bear-
beitet. Insbesondere die Aktivierung von 
Kolleg*innen bei freien Trägern der Ju-
gendhilfe ist gut gelungen. Mit dem An-
gebot eines Fachtages zur Schulsozialar-
beit konnten wir Kolleg*innen aus diesem 
Arbeitsfeld erreichen, nun muss dieses 
Engagement weiter genutzt werden. Es 
herrscht eine große Unzufriedenheit in den 

Fabian  
Schmidt
Ich arbeite als 
Sozialarbeiter 
in einem frei-
en Träger und bin dort Mitglied des Be-
triebsrats. Meine Arbeit in der Fachgrup-
pe Kinder-, Jugendhilfe und Sozialarbeit 
hat das Ziel, Mitglieder in sozialen Beru-
fen innerhalb der GEW BERLIN sichtbarer 
zu machen und zu stärken. Meine Schwer-
punkte beinhalten die Vernetzung von 
sozialpädagogischen Fachkräften zu ge-
werkschaftlichen Themen sowie den 
Kampf um faire und tarifliche Bezahlung 
bei freien Trägern und im öffentlichen 
Dienst. In diesem Rahmen wurde mit den 
Kolleg*innen der betreffenden Fachgrup-
pen im November 2022 ein Fachtag zur 
Schulsozialarbeit durchgeführt. Wichtige 
Anliegen sind mir die Verbesserung der 
Personalausstattung in der Sozialen Ar-
beit und Entlastungen für die Kolleg*in-
nen. So wurden Pressegespräche und 
Aktionen organisiert, um den Forderun-
gen der Beschäftigten Nachdruck zu ver-
leihen. Ich bringe mich derzeit bei den 
Planungen von Aktionen zur Verbesse-
rung des Personalschlüssels im Ganztag 
ein und möchte dort gemeinsam mit den 
Kolleg *innen aktiv werden. 

VB HOCHSCHULE UND 
LEHRER*INNENBILDUNG

Wir haben ein Problem. Hochschulbe-
schäftigte kämpfen mit fehlender Mitbe-
stimmung und Kettenbefristung. Darun-
ter leidet die Betreuung der Studieren-
den, was sich auch in Abbrüchen zeigt. 
Die sind besonders in der Lehrkräftebil-
dung schmerzhaft, denn sie verschärfen 
den Mangel, der schon jetzt die Ausbil-
dungsbedingungen im Referendariat und 
die Lebensqualität im Beruf überschattet. 
Um bei der Bekämpfung dieser Probleme 
die verschiedenen Interessen aller Be-
schäftigten und Lernenden zu vertreten 
braucht es ein Team, das an der Schnitt-
stelle von Hochschule und Schule eng 
zusammenarbeitet – das sind wir! Wir 
vereinen Expertise und Erfahrung für bei-
de Bereiche und sind uns in Zielen und 
Ausrichtung einig: In feministischer und 

Bildungseinrichtungen, da die Rahmenbe-
dingungen vor Ort katastrophal sind. Be-
schäftigte können ihre Arbeitsaufgaben 
nicht adäquat erfüllen und nehmen gesund-
heitliche Risiken in Kauf. Der gesetzlich 
verankerte Bildungsauftrag für die Kinder 
und Jugendlichen ist in Gefahr. Derzeit 
überlegen wir gemeinsam mit Kolleg*innen 
in Kita und Ganztagschulen, mit welchen 
konkreten Aktionen wir auf die angespann-
te Personalsituation aufmerksam machen 
und was wir ihr entgegnen können. Dies 
wird eine sehr große Herausforderung 
für die GEW BERLIN werden, die wir nur 
gemeinsam stemmen können. Wir möch-
ten diese Herausforderung annehmen 
und als Team an den Themen weiterarbei-
ten und hoffen auf eure Unterstützung.

Christiane 
Weißhoff
Ich bin Erzie-
herin, stellver-
tretende Kita-

leiterin und Vorsitzende des Personalra-
tes des Eigenbetriebes Kindergärten City. 
Ich bin seit vielen Jahren ehrenamtlich in 
der Fachgruppe Tageseinrichtungen, in 
der Abteilung Kinder,- Jugendhilfe und 
Sozialarbeit und im Vorstandsbereich 
Kinder-, Jugendhilfe und Sozialarbeit ak-
tiv. Zu meinen fachlichen Themen gehö-
ren zum Beispiel die Umsetzung einer 
inklusiven Bildung und der Kinderrechte. 
Mein Augenmerk liegt auf den Arbeitsbe-
dingungen: die Personalausstattung, die 
Zeiten für mittelbare pädagogische Arbeit, 
faire Bezahlung bei freien und öffentlichen 
Trägern. Die Umsetzung des neuen Kita- 
Quali tätsgesetz in Berlin sehe ich als ei-
nen weiteren Schwerpunkt an. Die der-
zeitige Krise wirkt sich stark auf unsere 
Arbeits- und Lebensbedingungen aus. 
Hier gilt es Antworten zu finden, um gute 
Bedingungen für die Beschäftigten in ihrer 
Arbeit für die Kinder, die Jugendlichen 
und ihrer Familien zu ermöglichen.
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antifaschistischer gewerkschaftlicher Ar-
beit kämpfen wir für mehr Dauerstellen, 
bessere Ausbildungsbedingungen in Stu-
dium und Referendariat und bessere 
Qualifikationsbedingungen für Quer- und 
Seiteneinsteiger*innen.

Laura Pinnig
Geboren 1976 
in Berlin- Kreuz-
 berg. Nach dem 

Abi: Lehre zur Tischlergesellin. 2001-2006 
Studium an der HU Berlin. Seit 2009 Leh-
rerin an der Grundschule (erst in Mitte, 
jetzt in Spandau). Im Ref: Mitglied des 
Personalrats der Lehramtsanwärter*in-
nen, 2012-2021 Personalrätin in Mitte, 
seit 2020 Mitglied des Hauptpersonalrats. 
Seit 2018 aktiv im DGB-Kreisverband Mit-
te. Zwischen 2011-2016 war ich bereits 
Leiterin des Vorstandsbereichs Hoch-
schule und Lehrer*innenbildung. In die-
ser Zeit habe ich mich für die GEW bei 
der Novellierung des Lehrkräftebildungs-
gesetz engagiert. Seit der Öffnung der 
Lehramtsausbildung informiere ich regel-
mäßig Quereinsteigende über den Zu-
gang und setze ich mich für bessere Be-
dingungen ein. Der Quereinstieg konnte 
den Lehrkräftemangel nicht aufhalten. 
Ich bezweifle, dass die Wiedereinführung 
der Verbeamtung etwas daran ändern 
wird, denn das größte Problem sind die 
hohen Abbrecherquoten in allen Phasen 
der Lehrkräftebildung. Deshalb muss die 
Lehrkräftebildung evaluiert werden! 

Laura Haßler
Geboren 1994 
in Landshut: 
Seit 2021 set-

ze ich mich als Leiterin des Vorstandsbe-
reichs für bessere Arbeits-, Ausbildungs- 
und Mitbestimmungsbedingungen in 
Hochschule und Referendariat ein, habe 
Verbündete gefunden, Strategien erarbei-
tet und so manches Etappenziel erreicht. 
An diese Arbeit will ich gemeinsam mit 

ten war ich auch aktiv in der Tarifausein-
andersetzung zum TVStud und mit Be-
ginn meiner Arbeit aktive Betriebsrätin 
und in der jungen GEW. Seit letztem Jahr 
unterstütze ich im Rahmen des Aktivie-
rungsprojektes Betriebsgruppenarbeit in 
meiner Branche. Diese möchte ich im 
Rahmen meiner Kandidatur, auch in Ver-
bindung mit den Abteilungen und Bezir-
ken, weiter stärken. Dabei liegt mir die 
gewerkschaftliche Organisierung in der 
Sozialen Arbeit besonders am Herzen. 

Christoph Wälz
Ich bin seit 2010 angestellter Lehrer an 
einer ISS. Seit ich 2011 an einem Beam-
tenstreik teilgenommen habe, beschäftigt 
mich die Frage, wie wir das Streikrecht 
schützen und ausweiten können. Ich bin 
seit 2012 Mitglied des Pankower Perso-
nalrats, seit 2020 in Vollfreistellung. Seit 
2017 arbeite ich in Bezirksleitung und 
Landesvorstand der GEW mit. Mein wich-
tigstes Anliegen ist dabei die Aktivierung 
von Betriebsgruppen und neuer Vertrau-
ensleute. Ich habe Erfahrung in der Ent-
wicklung und Durchführung von Vertrau-
ensleute-Schulungen zur Nutzung unse-
rer gewerkschaftlichen und schulgesetz-
lichen Rechte an der eigenen Schule. In-
terne und externe Kommunikation sind 
Schwerpunkte von mir sowohl in der Be-
zirksleitung (monatliches Infoblatt, Mes-
senger-Gruppen, soziale Medien) als auch 
im Personalrat (PR-Infos, Website). Ich bin 
Mitglied der Partei Die LINKE und schreibe 
regelmäßig sowohl für die bbz als auch 
für verschiedene linke Publikationen wie 
express oder analyse & kritik.  

dem Leitungsteam der Abteilung Wissen-
schaft, dem ich nun auch angehöre, an-
knüpfen – mit einem Fokus auf die stär-
kere Sichtbarkeit unserer GEW-Positionen, 
einer engeren Vernetzung unserer Aktiven 
und einer besseren Einbindung unserer 
Mitglieder. Ich kämpfe für eine demokra-
tische Hochschule, für praxisnahe Lehr-
käftebildung und für gewerkschaftliche 
Forderungen, die bei Gleichstellung auch 
Betroffene von Rassismus und Klassis-
mus sowie finanziell Prekäre im Blick ha-
ben. Meine Erfahrungen aus Hochschul-
politik, Personalrat, TVStud-Kampagne 
und meiner derzeitigen Tätigkeit als Dok-
torandin am Leibniz-Zentrum für Zeithis-
torische Forschung will ich weiterhin in 
den Vorstandsbereich einbringen. 

VB ÖFFENTLICHKEITSARBEIT

Eine starke Gewerkschaft braucht eine 
aktive und kritische Basis. Mitgliederge-
winnung, -aktivierung und -bindung, der 
Aufbau von Betriebsgruppen und die Ver-
netzung von Vertrauensleuten sind dafür 
zentral. Genau daran arbeitet derzeit Ma-
rie Viney (27) im Aktivierungsprogramm 
der GEW, das in den letzten Jahren vom 
Vorstandsbereich Öffentlichkeitsarbeit 
entwickelt wurde. Die Mitgliederzeit-
schrift bbz trägt auf einem hohen Niveau 
dazu bei. Sie wirft Schlaglichter auf unse-
re Arbeitswelt und hilft, sich in aktuellen 
bildungs- und gewerkschaftspolitischen 
Debatten zu orientieren. Mit Christoph 
Wälz (43) wollen wir diese Arbeit fortset-
zen. Wir wollen Kontroversen noch sicht-
barer machen und die bbz im Austausch 
mit Debatten in den Fach- und Arbeits-
gruppen weiterentwickeln. Wir stehen für 
eine beteiligungs- und kampagnenorien-
tierte Gewerkschaftsarbeit. Wenn Gewerk-
schaften am Konflikt organisieren, kön-
nen sie gewinnen. Unsere stärkste Waffe 
ist der Streik – unser Streikrecht ist ein 
Menschenrecht.

Marie Viney
Ich bin Sozialarbeiterin und angestellt bei 
einem Freien Träger der Kinder- und Ju-
gendhilfe. Seit 2016 bin ich Mitglied der 
GEW und war lange für die DGB-Jugend 
ehrenamtlich aktiv im Rahmen des Pro-
jekttags »Demokratie und Mitbestim-
mung«, wo meine Aufgabe war, Azubis in 
unterschiedlichen Branchen die Gewerk-
schaftsarbeit und ihre Rechte in der Aus-
bildung nahe zu bringen. Zu Studienzei-FO
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Die zwingen mich! Ich will nicht, aber 
ohne den Zuschlag muss ich!« Anstatt 

sich zu freuen, sagte mir das ein Freund 
nach seinem Examen. Für uns junge Kolleg-
*innen bestimmt die Frage der Verbeam-
tung nicht nur unsere täglichen Gespräche. 
Sie ist auch eine grundlegende Frage, wie 
unser Berufsleben verlaufen wird. Arbeit 
als Beamt*in ist anders. Rechte werden 
gegen Geld eingetauscht. Mehr Beamt*in-
nen bedeutet auch mehr Kontrolle bei der 
Verwaltung des Mangels und weniger Spiel-
raum zur Mitbestimmung für uns. 

Gezwungen wird in die Verbeamtung 
niemand. Vor die Wahl gestellt werden 
Neueinsteiger*innen in 
den Beruf dennoch: Möch-
test du die Rechte eine*r 
Angestellt *in oder die Si-
cherheit und das Geld ei-
ne*r Beamt*in? Manche 
entscheiden sich mit Blick 
auf Lebensplanung für die 
Sicherheit, viele nehmen den Schnitt im 
Gehalt hin. Die einzelnen Entscheidungen 
sind dabei nicht das Problem. Das wir vor 
die Wahl gestellt werden und zwischen 
Recht und Geld entscheiden müssen, ist 
die Frechheit und zeigt uns die politische 
Motivation, mit der wir dieses »Angebot 
Verbeamtung« bekommen. Es geht nicht 
darum, den Mangel im Schulsystem 
durch bessere Arbeitsbedingungen zu 
beheben. Es soll Mangel über Kontrolle 
reguliert werden. Und wer kontrollieren 
möchte, der braucht möglichst viele in 
seiner Verfügung. Schule ist dabei nicht 
nur Arbeitsplatz, sondern gesellschaftli-
ches Zentrum und damit Kernaufgabe für 
jeden Staat. In der aktuellen Entwicklung 
entscheidet sich dieser gerade dafür, die-

ob der Staat es dem Kapital ermöglicht 
aus der Krise eine Chance werden zu las-
sen, oder ob wir das Gemeinwohl wieder 
als Kernaufgabe einfordern. Dafür müs-
sen wir als Gewerkschaft mit den Voka-
beln des Arbeitskampfs sprechen und 
nicht an politische Parteien appellieren. 
Der Streik sollte daher nicht wieder nur 
auf die Lohnarbeit im kapitalistischen Be-
trieb beschränkt sein, sondern muss auch 
ein Mittel für unseren Kampf um das In-
teresse des Gemeinwohls bleiben.

Um dafür zu kämpfen, müssen wir da-
zulernen. Selbst mit möglicherweise ein-
geklagtem Beamt*innenstreikrecht kön-

nen wir keinen Abwehr-
kampf führen. Wenn wir 
im Bildungsbereich strei-
ken, dann streiken wir für 
alle, sowie die Arbei-
ter*innen bei der Post und 
der BSR nicht nur für sich 
streiken. Wir streiken alle 

immer auch für etwas Größeres. Lasst 
uns groß und lasst uns breit streiken. 
Wenn wir mehr streikende Lehrer*innen 
haben wollen, dann müssen diese direk-
ter an die Tarifverhandlungen und Ent-
scheidungen angebunden werden, und 
dann muss uns wieder klarwerden: Wir 
gehen hier nicht nur für kleinere Klassen 
demonstrieren, wir streiken für einen an-
deren Umgang mit der Krise unserer Ge-
sellschaft. 

se Aufgabe nicht zu lösen, sondern zu 
verschieben, oder auf Schultern zu ver-
teilen, die sich nicht mit nervigen Streiks 
wehren können. Eine Abgabe des Streik-
rechts ist daher für junge Kolleg*innen 
besonders schmerzhaft. 

Aber warum hängen wir eigentlich so 
an unserem Streikrecht? Wir sehen und 
spüren jeden Tag wie an der Jugend ge-
spart wird. Wir sind als Erzieher*innen 
und Lehrer*innen diejenigen, die das all-
gemeine Interesse des Gemeinwohls um-
setzen. Wir wissen aber auch, dass wir es 
unter den gegebenen Umständen nicht 
umsetzen können.

Politisch taugen diese Missstände nur 
etwas für Sonntagsreden. Danach ver-
flüchtigt sich der vage gesellschaftliche 
Anspruch des Gemeinwohls sehr schnell 
wieder. Nach Jahrzehnten der Sparpolitik 
und braven Durchprivatisierung der Ins-
titutionen und Vertreter*innen dieses Ge-
meinwohls stehen wir am Ende einer Ent-
wicklung. Kommt nun noch die Wieder-
verbeamtung erfolgreich durch, dann 
sind aus Sicht des Senats die Lehrer*in-
nen in der Verbeamtung sicher verwahrt 
und die Erzieher*innen an die »freien« 
Träger verkauft. Es fühlt sich wie ein lan-
ger Abwehrkampf an, den wir verlieren. 
Gleichzeitig sind wir mitten in einer Kri-
se, die einen Anfang markiert. Gerade in 
diesem Jahr, indem sich die Frage stellt, 

Jim Funke-Kaiser, 
Sprecher*innen-Team der 
jGEW, Lehrer und Mitglied 
des Bezirksleitungs-Teams 

Tempelhof Schöneberg

Kontrolle�statt�Streiks
Unser Autor wünscht sich ein umfassendes Streikrecht,  

das die Gewerkschaften gemeinsam einsetzen

von Jim Funke-Kaiser

»Mehr Beamt*innen bedeutet auch mehr  
Kontrolle bei der Verwaltung des Mangels und 

weniger Spielraum zur Mitbestimmung für uns.«



39MAI/JUNI 2023 | bbz  GEWERKSCHAFT

FO
TO

: I
M

AG
O

 IM
AG

ES
/J

A
N

 H
U

EB
N

ER

Im Paragrafen 3 der Satzung der GEW 
BERLIN heißt es: »Die GEW bekennt sich 

zum Arbeitskampf als Mittel gewerkschaft-
liche Forderungen durchzusetzen.« Das gilt 
für alle Mitglieder unabhängig von ihrem 
Status als Arbeitnehmer*in oder Beamt*in.

 Ein Blick in die Vergangenheit zeigt je-
doch, dass in der GEW Beamt*in-
nen erst seit 2008 im Rahmen 
von Tarifverhandlungen gezielt 
zum Streik aufgerufen wurden. 
Streiks fanden gleichwohl seit 
Anfang der 70er Jahre in vielen 
Landesverbänden statt. Anlässe 
waren meist Pflichtstunden, sei 
es die Abwehr von Erhöhungen 
oder die Forderung nach Redu-
zierung. Infolge des Tarifabschlus-
ses Ende der 80er Jahre, wurde 
die Arbeitszeit im öffentlichen 
Dienst auf 38,5 Stunden gesenkt, 
jedoch galt dies nicht für Lehr-
kräfte. Die Unterrichtsverpflich-
tung sollte nach dem Willen der 
Arbeitgeber*innen auf dem Niveau 
von 1904 verbleiben.

Die Frage nach der Rechtmäßigkeit des 
Streikverbots

Die Entscheidung der GEW, in der Tarif-
runde 2009 auch ihre verbeamteten Mit-
glieder in den Streik um höhere Prozen-
te einzubeziehen, hatte – nicht unerwar-
tet – disziplinarrechtliche Folgen. Es wur-
den Missbilligungen, Verweise und Geld-
bußen bis zu 1.500 Euro verhängt. Dagegen 
wandten sich eine Reihe von Mitgliedern 
mit gewerkschaftlichem Rechtsschutz über 
die Verwaltungsgerichte bis zum Bun des-
verfassungsgericht, das 2018 ein Streik-
verbot für Beamt*innen aus Artikel 33 GG 
ableitete. Dagegen riefen die Kläger*innen 
mit gewerkschaftlichem Rechtsschutz den 
Europäischen Gerichtshof für Menschen-
rechte an.

Am 1. März 2023 schließlich fand die 
mündliche Verhandlung vor der Großen 

sung des gegnerischen Anwalts, Profes-
sor Walter, scharf entgegen. Dieser ver-
trat die Meinung, dass die Lehrkraft sehr 
wohl wisse, dass der Beamt*innenstatus 
erhebliche Vorteile biete und deshalb je-
de*r freiwillig sein Streikrecht an der Kas-
se abliefere. Das sei nach seiner Meinung 

ein faires Tauschgeschäft: Status 
gegen Menschenrecht. Das sei, 
so Buschmann, jedoch völlig ir-
relevant, da das Streikrecht als 
Menschenrecht nicht und durch 
nichts abbedungen werden kön-
ne. In dieser Frage gebe es keine 
Vorteilsrechnung für das eine 
oder andere, es gehe allein um 
das Menschenrecht.

Anders als wir das aus deut-
schen Gerichten kennen, konnte 
man aus dem Verlauf der Ver-
handlung keine Rückschlüsse 
ziehen, in welche Richtung der 
EGMR tendiert. Vom Ausgang 
des Verfahrens hängt jedoch 
viel ab. Verneint der EGMR das 
Streikrecht, wird dies die ruhen-

den Verfahren in verschiedenen Bundes-
ländern negativ beeinflussen. Ob dann ei-
ne erneute Rechtsprüfung durch europä-
ische Institutionen möglich ist, ist zumin-
dest zweifelhaft. Sollte sich der EGMR für 
ein Beamt *innenstreikrecht aussprechen, 
werden GEW und DGB vor großen Heraus-
forderungen stehen. Zum einen geht es 
dann darum, eine europarechtskonforme 
Umsetzung in deutsches Recht zu be-
werkstelligen, zum anderen wird der Ein-
bezug der Beamt*innen in Tarifauseinan-
dersetzungen neue Herausforderungen 
für Gewerkschaften – organisatorisch und 
finanziell – mit sich bringen. 

Kammer des EGMR statt, dem 17 Richter-
*innen aus verschiedenen europäischen 
Ländern angehören. Vorbereitet wurde diese 
Verhandlung durch umfangreiche Schrift-
 sätze durch die Prozessvertreter *innen bei-
der Seiten. In der mündlichen Verhandlung, 
die in englischer Sprache geführt wurde, 

haben beide Seiten in einem halbstündi-
gen Vortrag ihre Hauptargumente noch 
einmal vorgetragen und wenige Fragen 
der Richter*innen beantwortet. Danach 
wurde die Verhandlung geschlossen. Das 
Urteil erhält man erst, wenn die Mei-
nungsbildung des Gerichtes abgeschlos-
sen ist – das kann einige Monate bis zu 
einem Jahr dauern. Die Kläger*innen er-
fahren erst eine Woche vorher, dass nun 
das schriftliche Urteil veröffentlicht wird.

Status gegen Menschenrecht?

Rudolf Buschmann vom Gewerkschaftli-
chen Centrum für Revision und Europäi-
sches Recht der DGB Rechtsschutz Gm-
bH, der die GEW Kläger*innen vertrat, 
bezeichnete die Disziplinierung streiken-
der Beamt*innen als Diskriminierung ge-
genüber Tarifbeschäftigten, die dieselben 
Aufgaben erledigen. Er trat der Auffas-

Der�Kampf�um�das�Streikrecht
Ein Bericht von der mündlichen Verhandlung vor der Großen Kammer des Europäischen Gerichtshofes 

für Menschenrechte und die Frage nach der Rechtmäßigkeit des Streikverbots für Beamt*innen

von Ilse Schaad 

Ilse Schaad, 
ehemaliges Vorstands-

mitglied in der GEW  
BERLIN und beim  

GEW-Haupt vorstand
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In der März-April Ausgabe der bbz dieses 
Jahres stellte Ilse Schaad zwei Thesen 

auf. Erstens: Die gestiegene Personalrats-
arbeit dürfe kein Grund dafür sein, sich in 
der GEW nicht zu engagieren. Zweitens: 
Eine fehlende Verknüpfung zwischen Per-
sonalratsarbeit und GEW würde dazu füh-
ren, dass die Personalräte »Bestandteil der 
Behörden« werden würden. Zur ersten The-
se werden Beispiele aus den 1980er Jahren 
ausführlich dargestellt. Beide Thesen sind 
eine Verkürzung der aktuellen Situation 
innerhalb der GEW BERLIN, den Berliner 
Schulen und schulischen Personalräten.

Teilbeschäftigung als Lösung

Die Kernfrage, die Ilse zurecht anspricht, 
ist die Tatsache, dass die GEW, anders als 
alle anderen DGB-Gewerkschaften, mas-
siv auf Ehrenamt setzt. Das wird erst 
zum Problem, wenn die Gremien keine 
Ehrenamtlichen finden. Das gesunkene 
gesamtgesellschaftliche Interesse an po-
litischem Engagement ist für alle Partei-
en, Verbände und Gewerkschaften ein 
Problem und die GEW BERLIN ist keine 
Ausnahme. Zur Lösung dieses Problems 
wird besprochen, ob wir die Aufgaben 

hat; sie müssen zu jeder Zeit geführt wer-
den können. Bisher konnte die Vollfrei-
stellung vom Vorstandsbereich VBBA teil-
weise über Personalräte erfolgen. 

Eine Personalratsvollfreistellung setzt 
natürlich voraus, dass in einem Beruf ge-
arbeitet wird, wo eine solche Vollfreistel-
lung möglich ist. Die Betriebsräte der 
freien Träger, zum Beispiel, haben keine 
solche Ressourcen; es sollte aber auch 
für arbeitslose Mitglieder möglich sein, 
einen Vorstandsbereich zu leiten. Das ge-
hört zur gewerkschaftlichen Demokratie. 

Das Aktivierungsprojekt testet die Idee, 
inwiefern mehr Mitglieder für die GEW 
gewonnen und aktiviert werden können, 
wenn aktive GEW-Mitglieder für einen Tag 
in der Woche für GEW-Arbeit bezahlt wer-
den. In diesem Schuljahr testen drei Lehr-
kräfte und drei Kolleg*innen freier Träger 
der sozialen Arbeit diese Idee; nächstes 
Schuljahr machen drei andere Lehrkräfte 
mit. Danach und währenddessen wird 
das Projekt evaluiert; eine automatische 
Weiterführung ist nicht Teil des Beschlus-
ses der Landesdelegiertenversammlung.

Die von Ilse geschilderte Problematik, 
dass Personalräte ohne GEW-Engagement 
oder GEW-Engagement im Hauptamt zu 
einer Entfremdung von der Erfahrung der 

durch eine Teilbeschäftigung bei der GEW 
lösen können, weil eben die alte Lösung 
der Personalratsentlastung immer selte-
ner greift. 

Obwohl alle GEW-Gremien von der Pro-
blematik der fehlenden Ehrenamtlichen 
betroffen sind, wird die Lösung der Teil-
hauptamtlichkeit nur in zwei Bereichen 
besprochen: Für Mandate des Geschäfts-
führenden Landesvorstandes (GLV) und 
im Aktivierungsprojekt. Mitglieder des 
GLV werden traditionell in der GEW von 
ihren Personalräten massiv unterstützt, 
damit sie GEW-Arbeit erledigen können. 
Wenn sie keine Personalratsmitglieder sind 
oder wenn ihre Personalräte sie nicht ent-
lasten können, können sie im Moment 
Arbeitsverträge von der GEW erhalten. Bis 
auf den Vorstandsbereich Beamten-, An-
gestellten- und Tarifpolitik (VBBA) sind alle 
diese Arbeitsverträge Teilzeitverträge. Alle 
anderen GLV-Mitglieder arbeiten weiter-
hin in ihren Hauptberufen. Die Leitung 
des Vorstandsbereichs Beamten-, Ange-
stellten- und Tarifpolitik kann nur in Voll-
freistellung gemacht werden, weil dieser 
Tarifverhandlungen führen muss. Tarif-
verhandlungen lassen sich nicht ver-
schieben, weil man einen Deutschkurs 
oder ein Gespräch mit dem Jugendamt 

Die Ehrenamtsdebatte
Personalräte haben aufgrund steigender Belastung immer weniger Zeit  

für ehrenamtliche Aufgaben in der GEW BERLIN. Die Teilbeschäftigung bei der GEW  
sollte als Lösung nicht leichtfertig verworfen werden

von Ryan Plocher
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Mitglieder oder des Berufes führen wür-
de, ist nur denkbar für vollfreigestellte 
Funktionär*innen. Wer in der Bildung ar-
beitet, kennt sich damit aus. Es gibt zwar 
vollfreigestellte Personalratsmitglieder, 
aber sie sind eine Minderheit. Die aller-
meisten Mitglieder von Personal- und Be-
triebsräten arbeiten noch in ihren Haupt-
berufen. Da die GEW sehr viel Ehrenamt-
liche braucht, muss es sich wohl bei Ilses 
Argumentation doch um Personalratsmit-
glieder handeln, die nicht durch den Per-
sonalrat vollfreigestellt sind. Die ehren-
amtlichen Aufgaben der GEW BERLIN las-
sen sich nicht alleine durch vollfreige-
stellte Personalratsmitglieder machen, 
denn von denen gibt es schlichtweg zu 
wenige. Es darf nicht ausgelassen wer-
den, dass Kolleg*innen bei freien Trä-
gern, in der Wissenschaft und in der Er-
wachsenenbildung auch GEW-Mitglieder 
sind und sehr selten Personal- oder Be-
triebsratsentlastung haben. 

Historische und aktuelle Belastungen

Was machen denn diese Personalratsmit-
glieder der staatlichen Schulen und wieso 
haben sie, verglichen mit den 1980er, we-
niger Zeit und Kraft für GEW-Engagement? 

Dabei sind wir bei der Wurzel der Ehren-
amtsproblematik. Die Belastungen in der 
öffentlichen Schule sind massiv seit den 
1980er durch mehrfache Pflichtstunden-
zahlerhöhungen, Inklusion mit kaum Zu-
satzressourcen, Ganztagsbetrieb, Digita-
lisierung, Kürzungen bei der Instand-
haltung von Gebäuden, und vielem mehr 
gestiegen. »Lehrkräfte haben vormittags 
Recht und nachmittags GEW« trifft auf 
die Lehrkraft von heute einfach nicht mehr 
zu. Wer im Beruf so ausgelastet wird, hat 
kaum noch Kraft, in Gremien zu sitzen. Das 
gilt auch für Personalratsmitglieder. 

Mit einem historischen Beispiel versucht 
Ilse, das Argument der vielen Einstellun-
gen im Schulbereich zu widerlegen, aber 
sie begrenzt sich alleine auf das Einstellen 
an sich. Die Problematik liegt viel mehr 
in der Eingruppierung. Die Eingruppie-
rung von zum Beispiel Seiten- und Quer-
einsteiger*innen oder von Lehrkräften 
nach dem Recht des Heimatlandes ist 
eben viel komplexer als die Eingruppie-
rung von Lehrkräften, die auf Lehramt 
studiert haben. Die Anzahl dieser »Lauf-
bahnbewerber*innen« ist bekanntlich ge-
sunken. Ilse argumentiert ebenfalls gegen 
eine gesunkene Anzahl von »Konflikten.« 
Ob es juristisch weniger Konflikte gibt, 
kann ich als Personalratsmitglied nicht 
beurteilen, aber durch die erheblich ge-
stiegene Belastung an Schulen, gibt es in 
den Schulen immer mehr Streit zwischen 
Schulleitung und Kollegium, wo die Per-
sonalräte aktiv werden müssen. 

Die Herausforderungen in der Berliner 
Wissenschafts- und Hochschulland-

schaft sind enorm. Sie reichen von den 
ungelösten Problemen der Lehrkräftebil-
dung über die Auseinandersetzungen 
rund um die neuerliche Novellierung des 
Berliner Hochschulgesetzes und die viel-
fältigen Anstrengungen gegen prekäre 
Beschäftigungsverhältnisse (Stichworte: 
Gute Arbeit in der Wissenschaft und Dau-
erstellen für Daueraufgaben) bis zu den 
aktuellen Fragen zur Umsetzung der Ar-
beitszeiterfassung. Dazu kommen die 
immer noch eklatanten Defizite bei der 
Gleichstellung am Arbeits- und Studien-
ort Hochschule in Berlin.

Mitglieder offen und die Termine werden 
per Email bekanntgegeben. Darüber hin-
aus werden wir zu intensiven Diskussio-
nen und der aktiven Beteiligung zu the-
menspezifischen Punkten einladen. Wei-
tere Aktionen und Veranstaltungen, die 
auf die unterschiedlichen Anliegen der 
Mitgliedergruppen – Studierende, Mittel-
bau, Gremienaktive et cetera – gezielt 
eingehen, werden folgen. 

Das neue Team wird diese und weitere 
Themen vereint angehen und bringt da-
für vielfältige Erfahrungen und Expertise 
mit: aus Verwaltung, wissenschaftlichem 
Mittelbau und studentischer Beschäfti-
gung, von Hochschulen und Universitä-
ten, aus der Gremien- und Personalrats-
arbeit. 

Die Abteilung kann aber noch viel 
mehr. Deshalb hat sich das Team, neben 
der thematischen Arbeit und der stärke-
ren Sichtbarkeit und Vernetzung nach 
außen, das große Ziel gesetzt, euch mehr 
Möglichkeiten zu bieten, um sich einzu-
bringen. Die Sitzungen des Leitungs-
teams sind, in guter Tradition, für alle 

Für mehr Sichtbarkeit und stärkere Vernetzung
Die Abteilung Wissenschaft hat ein neues Leitungsteam gewählt

von Felicia Kompio und Till Grigoleit

Ryan Plocher,  
Lehrer und Mitglied des 

Personalrats der  
allgemeinbildenden  

Schulen Neukölln 

»Das gesunkene gesamtgesellschaftliche Interesse  
an politischem Engagement ist für alle Parteien,  

Verbände und Gewerkschaften ein Problem und die  
GEW BERLIN ist keine Ausnahme.«

Felicia Kompio und Till Grigoleit,  
Sprecher*innen der Abteilung  

Wissenschaft
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Fachgruppe Gymnasium
Sechs Mal im Jahr trifft sich die Gruppe 
von 18.30 bis 21 Uhr bei verschiedenen 
Kolleg*innen zu Hause.

Welche Themen bewegen euch zurzeit?
Die Arbeitsbelastung, Möglichkeiten der 
Arbeitsentlastung sowie die Digitali-
sierung.

Was wünscht ihr euch von der GEW?
Von den 6.160 Kolleg*innen sind auch
einige in der GEW organisiert. Unabhängig 
von der Tatsache, dass das Gymnasium 
von einigen GEW-Mitgliedern als Hemm-
schuh einer inklusiven demokra t ischen 
Entwicklung angesehen wird, wünschen 
wir uns als Fachgruppe eine offensivere 
Unterstützung für uns bei der Vertre-
tung der Interessen der Beschäftigten.

Was gefällt euch in der Gruppe?
Der Blick über den Tellerrand der eige-
nen Schule hinaus und die wertschät-
zende Willkommenskultur in einer 
solidarischen Atmosphäre. 

Warum sollten andere mitmachen?
Der professionelle Austausch benötigt 
weitere Perspektiven. Jede Person, die 
kommt, erfährt durch den Erfahrungs-
austausch »Neuigkeiten« aus unserer 
Schulform.

Was sind eure nächsten Ziele?
Derzeit beschäftigen wir uns mit der 
Verbesserung der Arbeitsbedingungen 
und Ideen zur Entlastung. Mittelfristig 
wollen wir eine Stellungnahme zu den 
Gelingensbedingungen an Ganztags-
schu len verfassen und eine Position zur 
Abschaffung des Probejahres erarbeiten.

Welche Schlagzeile würdet ihr in fünf 
Jahren gerne in der bbz lesen?
Die GEW hat ein Teilziel erreicht: Senats-
verwaltung senkt die Klassenfrequen-
zen und Stundenverpflichtung deutlich 
an allen Oberschulen.

Kontakt: michael.brueser@gew-berlin.de

Sigrid Masuch, LAMA/Internationales  
Koordinierungsgruppe Nord- und Ostsyrien 

in der GEW

Sie berichteten von den 
Gefahren, denen Gewerk-
schaft ler *innen in ihren 
Ländern ausgesetzt sind. 
Nesrîn Reşik wurde zu der 
Tagung und zu weiteren 
Gesprächen unter anderem 
mit dem Hauptvorstand 

nach Frankfurt eingeladen, um im per-
sönlichen Austausch über »Herausforde-
rungen für das Bildungssystem und die 
gewerkschaftliche Arbeit in der Selbstver-
waltung von Nord- und Ostsyrien« zu 
informieren. Die Ko- Vorsitzende des Bil-
dungsrates der Selbst verwaltung war 
ebenfalls auf der Tagung anwesend, so-
dass die Tagungsteilnehmer *in nen ei-
nen Einblick in die Strukturen des Bil-
dungssystems erhielten.

Am 7. Februar 2023 traf sich Nesrîn 
Reşik mit den beiden Mitgliedern des Lan-
desvorstandes, Anne Albers und Tom Erd-
mann, in der Geschäftsstelle der GEW 
Berlin. Anlässlich des an diesem Tag 
durchgeführten Warnstreiks ging es in 
dem Gespräch zunächst um die Bezah-
lung der Beschäftigten hier vor Ort und 
in den Gebieten der Selbstverwaltung. Als 
weiteres Thema wurden die gewerkschaft-
lichen Strukturen besprochen. Am 20. Fe-
bruar fand ein zweites Treffen statt. Nesrîn 
Reşik informierte Mitglieder des LAMA 
über das Bildungssystem und die schwie-
rigen Arbeitsbedingungen unter denen die 
Lehrer*innen trotz ständiger Bedrohung 
versuchen multikulturelle und multi-
ethnische Bildungsarbeit zu leisten. 

»Vom autoritären zum demokratischen Schul system – 
pädagogische Grundsätze des Bildungs wesens in der 
Selbstverwaltung von Nord- und Ostsyrien« Online-
Veranstaltung des LAMA/Internationales am 25. Mai 
um 18.30 Uhr mit Nesrîn Reşik. Anmeldung unter: 
sigrid.masuch@extern.gew-berlin.de

Die Jahrestagung Inter-
nationales 2022 stand 

unter dem Motto: »Interna-
tionale Zusammenarbeit 
stärken«. Die Diskussion, 
wie die GEW internationa-
le Bildungsgewerkschaften 
beim Organisationsaufbau 
unterstützen kann, trug dazu bei, dass die 
Abteilung Internationales vertreten durch 
Carmen Ludwig Kontakt zu »Yekîtiya Ma-
mosteyên Bakur û Rojhilatê Sûriyeyê« auf-
nahm. Mit eingebunden dabei waren die 
Mitglieder der ehrenamtlichen Koordinie-
rungsgruppe Nord- und Ostsyrien in der 
GEW und die Vertretung der Selbstverwal-
tung von Nord- und Ostsyrien.

Daraufhin wurde die Ko-Vorsitzende 
Nesrîn Reşik im Herbst 2022 zur Aufnah-
me ihrer Gewerkschaft in die Bildungsin-
ternationale (BI) zum Regionaltreffen nach 
Jordanien eingeladen. Dies war ein wich-
tiges Zeichen in puncto Würdigung der 
enormen Leistungen beim Aufbau eines 
demokratischen, multiethnischen Bil-
dungssystems in einer Region, die primär 
von autokratischen und monolingualen 
Staaten geprägt ist. In den Schulen der 
Selbstverwaltung wird das Recht auf Un-
terricht in der Erstsprache umgesetzt. 
Dazu wurden Lehrwerke auf Arabisch, 
Kurdisch und Aramäisch/assyrisch erstellt. 
Im Gegensatz zu patriarchalen Strukturen 
in Ländern der SWANA-Region wird die 
Gleichberechtigung der Geschlechter in 
Rojava durch eine Doppelspitze umgesetzt. 
Mädchen und Frauen haben Recht auf Zu-
gang zu kostenfreier Bildung und sind in 
allen Positionen der Verwaltung vertreten.

Auf der diesjährigen Konferenz am 10. 
und 11. Februar in Göttingen war ein 
wichtiges Thema der Tagesordnungs-
punkt »Einblicke in die aktuelle Solidari-
tätsarbeit der GEW«. Ein Beleg für die 
Fortsetzung aktueller Solidaritätsarbeit 
der GEW war die Anwesenheit von Vertre-
ter*innen verschiedener Gewerkschaften. 

Internationale�
Zusammenarbeit�stärken

Austausch zwischen Mitgliedern der GEW und Vertreter*innen  
aus Rojava zu bildungsgewerkschaftlichen Kämpfen

von Sigrid Masuch

GEWERKSCHAFT�|�INTERNATIONALES � bbz | MAI/JUNI�2023

GRUPPEN DER GEW
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Wer verbeamtet werden möchte, be-
nötigt die »Feststellung der gesund-

heitlichen Eignung« von einem*einer Arzt-
*Ärztin aus dem vertragsärztlichen haus-
ärztlichen Versorgungsbereich. Genauer 
bedeutet das laut www.wir-verbeamten.de: 
»Es dürfen keine Anhaltspunkte dafür vor-
liegen, dass die untersuchte Person vor 
Erreichen der gesetzlichen Altersgrenze 
wegen dauernder Dienstunfähigkeit vor-
zeitig in den Ruhestand versetzt wird oder 
sie/er mit überwiegender Wahrscheinlich-
keit bis zur Pensionierung über Jahre hin-
weg regelmäßig krankheitsbedingt ausfal-
len und deshalb eine erheblich geringere 
Lebensdienstzeit aufweisen wird.«

Diese »Anhaltspunkte« lassen viel Raum 
für Spekulation. Wird der (wissenschaftlich 
fragliche) BMI verwendet? Was ist mit De-
pressionen (während und wegen des Refe-
rendariats)? Muss man mit 52 Jahren ge-
nauso sportlich sein wie mit Mitte 20? 

Diese Fragen wird die beamt*innenen-
rechtliche Beratung und die Rechtsschutz-
stelle der GEW BERLIN mit den Mitglie-
dern und den Arbeitsgerichten geduldig 
klären. Ich finde, man könnte erheblich 
Zeit und Mühe sparen, wenn man jetzt 
schon fünf sportliche Aufgaben nennt, 
die jede Lehrkraft problemlos meistern 
muss. Wer bei diesen Verbeamtungsspie-
len besteht, darf auf Lebenszeit dienen.

gen. Der Rechner des Klassenraumes 
unterstützt Netflix nicht, weshalb Sie das 
Dienstgerät mit dem Beamer verbinden 
müssen. Die Kabel sind in einer Ecke hin-
ter dem Lehrer*innentisch, davor befin-
det sich noch ein Bücherschrank. Wäh-
rend Sie sich strecken und balancieren, 
um die unbekannte Verkabelung zu bear-
beiten, werden Sie von der Seite von der 
unbekannten Klasse mit Fragen über den 
Film durchlöchert. Verlieren Sie nicht die 
Fassung oder die Balance!

Aufgabe 5: Rückenresilienz und -flexi-
bili tät kontra Dienstgerät
Die ergonomischen Stühle, Stehtische 
und Rechner mit Monitor der Behörden-
beamt*innen der Senatsverwaltungen 
werden niemals in Schulen vorkommen, 
weshalb man sich gleich für den rücken-
feindlichen Microsoft Surface Tablet als 
Dienstgerät für Lehrkräfte entschieden 
hat. Um zu beweisen, dass Sie wegen der 
Dienstgeräte keineswegs eine kürzere Le-
bensdienstzeit aufweisen könnten, füh-
ren Sie zum Abschluss der Eignungsprü-
fung folgende Yoga-Stellungen vor: Cha-
krasana (das volle Rad mit den Fingern an 
den Fersen), Eka Pada Rajakapotasana 
(die Haltung der einbeinigen Königstau-
be), und Dhanurasana (der liegende Bo-
gen). Sie müssen diese Asanas ohnehin 
kennen, denn sie sind als Entlastung von 
der KMK vorgesehen! 

Da diese Aufgaben von jeder beliebi-
gen Sportlehrkraft geprüft werden 

können, wird der Stress der Terminsuche 
bei dem*der Arzt*Ärztin gespart. Oder 
vielleicht ist das doch Absicht: Ob die 
Terminfindung bei einem*einer geeigne-
ten Arzt*Ärztin ebenfalls Teil der Eig-
nungsprüfung ist? 

 

 Ryan Plocher

Aufgabe 1: Kopiererreparatur in der 
Hocke im heißen Raum
Es ist Hochsommer. Der Kopierraum ist 
auf 30 Grad erhitzt, alle sind schlecht ge-
launt, und Kollege M hat wie immer den 
Papierstau hinterlassen. Hocken oder kni-
en Sie sich hin und entfernen Sie mehrere 
Papierstaus, ohne Tinte überall auf die 
Kleidung zu bekommen. Während der 
Prüfung werden Sie von der Seite ange-
sprochen und der Kopierer wird ätzend 
fiepen. Entfernen Sie die Staus bevor die 
Pause vorbei ist, ohne die Fassung zu 
verlieren, und beweisen Sie Ihre charak-
terliche und körperliche Eignung.

Aufgabe 2: Treppensprint
Jetzt geht es zur Aufsicht. Leider haben 
Sie für die nächste Stunde etwas im Per-
sonalraum vergessen. Der Personalraum 
liegt in der dritten Etage, die Aufsicht im 
Erdgeschoss und die nächste Stunde in 
der ersten Etage. Die Schulleitung legt 
Wert darauf, dass Aufsichten bis zum En-
de der Pause geführt werden, und dass 
der Unterricht trotz Aufsicht immer 
pünktlich beginnt. Sprinten Sie die Eta-
gen hoch und runter innerhalb von 2 Mi-
nuten! 

Aufgabe 3: Distanzlauf mit Gewichten
Sie führen Klausuraufsicht und es fehlen 
ein paar Duden. Diese befinden sich auf 
der anderen Hofseite in der 2. Etage, ihre 
Klausur beginnt in wenigen Minuten. Der 
Treppensprint auf Aufgabe 2 wird um das 
Schleppen der Bücher und die notwendi-
ge Öffnung mehrerer Brandschutztüren 
mit einer Hand ergänzt. 

Aufgabe 4: Improvisierte Verkabelung 
bei Ablenkung
Sie haben von einer Stunde auf die nächs-
te eine Vertretung zugewiesen bekom-
men und wollen deshalb einen Film zei-

Die Verbeamtungsspiele
Welche körperlichen Herausforderungen bei der Verbeamtung geprüft werden sollten
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T H E AT E R
Kämpfe gegen  
den Klimawandel 

Dürren, Überschwemmungen, 
Stürme. Unbewohnbare Zonen und 
Verteilungskämpfe breiten sich 
aus. Das Zeitfenster, das noch zum 
Handeln bleibt, wird immer kleiner. 
Die Klima-Monologe erzählen von 
den weltweiten Kämpfen ver­
schiedenster Menschen gegen den 
Klimawandel. Sie geben Einblick, 
wie Menschen in unterschiedlichen 
Regionen der Welt ganz konkret 
die Folgen des Klimawandels in 
ihren eigenen Biografien spüren. 
Die Akteur*innen müssen immer 
wieder existenzielle Entscheidungen 
treffen: zwischen zu Hause bleiben 
oder weggehen, zwischen Ernte­
ausfällen auf dem Land oder dem 
Leben als Tagelöhner in der Stadt, 
zwischen Sicherheit und Identität, 
zwischen Hunger und Risiko. Die 
Klima­Monologe sind dokumen­
tarisches Theater. Michael Ruf 
führt Interviews, die mehrere 
Stunden, teils mehrere Tage 
dauern. Diese Interviews werden 
dann lediglich gekürzt und ver­
dichtet. Es wird dabei nichts 
hinzuerfunden und die sprachliche 
Ausdrucksweise wird beibehalten. 

Wortgetreues, menschennahes 
Theater. Nach 900 Aufführungen 
der Asyl­Monologe, Asyl­Dialoge, 
NSU­Monologe und Mittelmeer­
Monologe im Heimathafen Neu­
kölln, nun das neue Theater stück 
von Autor und Regisseur Michael 
Ruf. Die Mittelmeer­Monologe 
erzählen von Menschen, die den 
riskanten Weg über das Mittelmeer 
auf sich nehmen, in der Hoffnung, 
in Europa in Sicherheit leben zu 
können und werden weiterhin 
aufgeführt. Die Klima­Monologe 
dauern 120 Minuten und werden 
in englischer, arabischer und 
französischer Sprache übertitelt. 
Im Anschluss finden Publikums­
gespräche statt. Reguläre Tickets 
können für 18,50 Euro, ermäßigte 
für 13 Euro erworben werden. Am 
17. Mai, dem Neukölln Tag, können 
alle Neuköllner*innen Tickets für 
8 Euro erhalten. Geflüchtete Per­
sonen können an den Ver anstal­
tungen kostenlos teil nehmen.
Die Klima-Monologe – Heimathafen 
Neukölln

Geheimnisse der Wut

Ein humorvolles Theaterstück über 
die Geheimnisse der Wut im 
Wechselbad der Gefühle. Ob wir 
federleicht hüpfen oder uns 

bleischwer fühlen, ob wir uns 
verschließen oder laut brüllen, 
hat alles einen Grund: die Gefühle. 
Sie wohnen in uns und sind 
ziemlich schwer zu bändigen.
»Ist das toll!«, jubelt die Freude. 
»Doof!«, mäkelt der Ärger. »Trau 
mich nicht!«, flüstert die Angst. 
»Keine Lust.«, sagt die Traurigkeit. 
Und dann kommt die Wut ange­
rauscht: Knall Bumm Kaputt!  Das 
45­minütige Stück wird in deutscher 
Sprache am 10.,11. und 12. Mai 
in der Schaubude aufgeführt und 
ist ab vier Jahren empfohlen. Die 
Tickets kosten 6,50 Euro für Kinder, 
9 Euro für Erwachsene und 8 Euro 
ermäßigt.  
Knallwut – Schaubude Berlin

B Ü C H E R
Wer hat die Macht zu hassen?

Der Hass, dieses knirschende, 
zersetzende Gefühl, ist allgegen­
wärtig. Er brüllt von den Straßen 
oder flüstert in gutbürgerlicher 
Feindseligkeit. Er wächst in 
Parlamentsreden, Querköpfen und 
Kinderzimmern – und ganz 
bestimmt nicht im Verborgenen, 
auch wenn viele ihn gerne dorthin 
verdammen würden. Şeyda Kurt 
holt den Hass raus aus der 
Verbannung und begibt sich auf 
die Spuren seines widerständigen 
Potentials. Dabei interessieren sie 
vor allem die Menschen als 
Subjekte des Hasses in einer 
kapitalistischen, rassistischen und 
patriarchalen Welt. Wer sind sie, 
diese Hassenden, und aus welchen 

Machtverhältnissen kommen sie? 
Wer darf überhaupt hassen und 
wer nicht? Welche Gefühle lähmen, 
welche Gefühle helfen, nicht zu 
erstarren, und sich immer und 
immer weiter zu bewegen auf dem 
Weg in eine gerechtere und 
zärtliche Gesellschaft? Schonungs­
los, launig und jenseits selbst­
gerechter Entrüstung erkundet 
Şeyda Kurt den Hass von seiner 
schöpferischen Seite: als Kategorie 
der Ermächtigung, die Menschen 
in ihrem innersten Unbehagen 
abholen und mobilisieren kann, 
als widerständiges Handwerk – und 
nicht zuletzt als dienliches Gefühl, 
das uns hilft, uns in einem Ozean 
aus möglichen Reaktionen auf die 
Welt zurechtzufinden.

Über Zusammenhalt und 
Krabbenbrötchen

Der LesePeter des Monats Mai geht 
an das Kinderbuch »Reißaus mit 
Krabbenbrötchen«, das für Kinder 
von acht bis neun Jahren 
empfohlen wird. Das Buch folgt 
der Protagonistin Jonte, die ent­
setzt ist, dass ihr geliebter, offen­
bar dementer Opa ins Altenheim 
soll. Die Ich­Erzählerin schnappt 
sich ihren besten Freund und reißt 
mit dem Großvater nach Husum 
aus, wo sie die besten Krabben­
brötchen der Welt essen. Voller 
Tempo und Einfallsreichtum, witzig 
und doch bewegend, erzählt Silke 
Schlichtmann von den Gefühlen 
und Wünschen dreier Generationen 
und begegnet jedem Mitglied 
dieser liebenswerten Familie auf 
Augenhöhe.

Autor und Regisseur Michael Ruf thematisiert in seinem neuen Theater­
stück »Klima­Monolge« eindrücklich globale politische Kämpfe gegen 
den Klimawandel. FOTO: HEIMATHAFEN NEUKÖLLN

 k Şeyda Kurt (2023): »HASS – Von 
der Macht eines wider stän digen 
Gefühls«, HarperCollins Germany, 
208 Seiten, 18 Euro

 k Silke Schlichtmann (Text) & 
Jens Rassmus (Illustration) (2022): 
»Reißaus mit Krabbenbrötchen«, 
Hanser, 261 Seiten, 15 Euro
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M AT E R I A L
Auseinandersetzung  
mit Vielfalt

Gloria Boateng entwickelt in »Wir 
sind alle verschieden, und das ist 
gut so!« kreative Unterrichtsideen 
zur Förderung des Gemeinsinns 
und einer expliziten Auseinander­
setzung mit vielfältigen Lebens­
realitäten, um diese wertschätzen 
zu können. Dieses Material gibt 
Ideen dafür, Vielfalt in der Klasse 

und Schule, in den Familien und 
in der Gesellschaft zu entdecken. 
Über ein Vielfaltsbingo und ein 
Suchspiel lernen die Kinder sich 
in ihrer Klasse noch besser kennen 
und schätzen! Es werden ver­
schiedene Familienformen und 
Lebensumstände dargestellt und 
eine Auseinandersetzung mit der 
Vielfalt von Talenten und Lebens­
mitteln ermöglicht. Darüber hinaus 
werden Geschichten und Interviews 
zu Rassismuserfahrungen ange­
boten. Dabei wird Vielfalt nicht 
nur inhaltlich, sondern gleichzeitig 
durch liebevoll gestaltete Illustra­
tionen auf 30 farbigen Bildkarten 
aufgegriffen. 

Perspektiven  
Afrodeutscher Jugendlicher

Wie fühlen sich jugendliche, 
Schwarze Personen in der weißen 
Mehrheitsgesellschaft? Welche 
rassistischen Angriffe erleben sie? 
Was macht das mit ihnen? Mit 
diesen und anderen Fragen 
beschäftigt sich dieses Podcast­
Projekt zum Thema Rassismus. 
Über einen offenen Aufruf an 
afrodeutsche Menschen im Alter 
von 14 bis 22 Jahren haben sich 
Jugendliche und junge Menschen 
gemeldet, die in mehreren Sitz­
ungen gemeinsam thematische 
Schwerpunkte wie mentale Gesund­
heit, Rassismus in der Schule und 
Colorism für die Podcast­Reihe 
entwickelten. Darin moderieren 
und sprechen sie teils in Gruppen, 
teils mit Expert*innen über ihre 
Erfahrungen und setzten die Folgen 
mithilfe von Fachspezialist*innen 
eigenständig um. Das Projekt von 
Afrotopia culture + innovation und 
dem Zentrum für internationale 
Kulturelle Bildung des Goethe­
Instituts Hamburg ist auf Spotify 
oder bei Apple Podcast hörbar!

Konsens in leichter Sprache

Die Online­Publikation »Nein heißt 
Nein – Ja heißt Ja« der Rosa­Luxem­
burg­Stiftung beschäftigt sich mit 
der Zustimmung beim Sex in 
leichter Sprache. Die Broschüre 
thematisiert unter anderem sexuelle 
Selbst bestim mung, sexualisierte 
Gewalt und persönliche Grenzen 
beim Sex. Das Konzept Konsens 
bei sexuellen Handlungen wird im 
Text von Lisa Heizmann und durch 
die ergänzenden Illustrationen 
von Anna Gräser einfach ver­
ständlich vermittelt und kann für 

die Arbeit mit Kindern und Jugend­
lichen ge nutzt werden. 

Download:  
www.rosalux.de

Berliner Denkmalbox

Die Berliner Denkmalbox thema­
tisiert Berlin als Lern­ und Lehrort 
und liefert Lehrenden Anregungen 
und Materialien zur Integration 
von Themen rund um das Thema 
Denkmalpflege. Die Inhalte sind 
auf den Berliner Lehrplan bezogen 
und können direkt im Unterricht 
eingesetzt werden. Die Denkmal­
box gliedert sich in drei Themen­
abschnitte: Denkmale der Industri­
ali sierung, Denkmale des National­
sozialismus und Denkmale des 
Geteilten Berlins. Zu jedem Ab­
schnitt gehören eine Einführung, 
Arbeitsblätter für den Unterricht, 
Informationsmaterialien, Vor schläge 
für Exkursionen sowie ein Glossar 
und weiterführende Literatur. 

Download: www.berlin.
de/landesdenkmalamt/
aktivitaeten/denkmal-
und-schule/

Der Nahostkonflikt  
in der Bildungsarbeit

Die Publikation »Über Israel und 
Palästina sprechen« soll Lehrkräfte 
unterstützen, den Nahostkonflikt 
im Unterricht und Schulalltag zu 
behandeln. Es werden dabei sowohl 
Hintergründe vermittelt, als auch 
verschiedene Methoden und Zu­
gänge der politischen und histo­
rischen Bildungsarbeit sowie Ex­
kur sionsideen an die Hand ge­
geben. Dadurch soll im Unter richt 

das Verständnis für unter schied­
liche Erfahrungen und Blick winkel 
und damit verbundene Interessen 
gefördert und daraus Hand lungs­

perspektiven ent­
wickelt werden. 
Download:  
www.ufuq.de

Mach mit: von Politik bis MINT

Das kostenlose Informations ange­
bot »Mach mit« vereint in den 
Rubriken Kultur/Medien, Natur/
Umwelt, MINT, Politik, Sport sowie 
Wissenschaft/Forschung ver schie­
dene Materialien, die auf spiele­
rische Art und Weise Kindern Wissen 
vermitteln und ihr kreatives Tun 
fördern. Das Angebot richtet sich 
an Kinder, Familien und Pädagog­
*innen und wird wöchent lich er­
weitert. Neben Präsenz veran stal­
tungen wie Workshops, Museums­
führungen, Entdecker *innen touren 
und Lesungen, umfassen die 
Materialien ver schiedene Medien, 
unter Anderem Apps, Websites, 
Coloringbooks, Video­Tutorials, 
Podcasts, Bücher, Ausstellungs­
führer, Magazine, On line­Spiele, 

Hör bücher, Material­
Kisten und mehr. 
www.mach-mit.berlin

A K T I V I TÄT E N
Mädchenschach

Nur 8 Prozent der deutschen Schach­
spieler*innen sind weiblich. Die 
Deutsche Schach Jugend e.V. 
möchte dieses Ungleichgewicht 
ändern und möchte dafür sorgen, 

A N Z E I G E

  

 k Gloria Boateng (2023): »Wir sind 
alle verschieden, und das ist gut so!«, 
PERSEN, 82 Seiten, 24,95 Euro. 
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Frühjahresradtour der GEW 

Die diesjährige Frühjahresrad tour 
der GEW findet am Sams tag, den 
6. Mai 2023 statt. Weitere Infor­
ma tionen folgen. Fragen und An-
meldung bei Manfred Triebe unter 
umtriebe@web.de 

Senior*innenpolitische 
Fachtagung

»Altenpolitik und soziale Verant­
wortung« lautet der Titel der 
Senior*innenpolitischen Fach­
tagung der GEW vom 4. bis 6. Juli 
in Bonn. Wir wollen mit vielen 
aktiven GEW­Senior*innen zusam­
men treffen, das Verhältnis von 
Wohlfahrtsstaat, Ehrenamt, Genera­
tio nendialog und Mitwirkung in 
der Gesellschaft und der GEW erk­
schaftsarbeit durchdringen. Weitere 
Informationen zum Programm und 
Formalitäten zur Anmeldungen 
findet ihr digital: www.gew.de/
vs-alterspolitik. Für Rückfragen zur 
Veranstaltung bitte an Janina Henkes 
janina.henkes@gew.de wenden

dass sich Mädchen von Anfang 
an in ihren Vereinen und im 
Schachumfeld wohl fühlen. Daher 
hat der Verein zahlreiche Mädchen­
schachprogramme entwickelt, um 
Spieler*innen erfolgreich zu ver­
netzen, mit speziellen Ange boten 
zu unterstützen und Vorurteile 
abzubauen. Schach spieler *innen 
können an Mädchencamps teil­
nehmen, dort gemeinsam trai nie­
ren und unter anderem zum 
Mädchen GrandPrix antreten. 

Weitere Informationen: 
www.deutsche-
schachjugend.de

S E N I O R*I N N E N
Die Veranstaltungen der Senior*innen 
sind offen für alle GEW-Mitglieder 
und Gäst*innen! Eintrittsgelder müssen 
selbst getragen werden. Wenn du über 
die Angebote für GEW-Senior *innen 
auf dem Laufenden sein möchtest, 
schicke eine Mail an seniorinnen-
team@gew-berlin.de oder schau in 
den Veranstaltungskalender unter www.
gew-berlin.de/veranstaltungskalender
 Euer Senior*innen-Team

Hinweis: Das Senior*innen­Team 
bereitet eine Fragebogen­Aktion 
vor. Wir wollen unsere Mitglieder 
befragen, was sie sich von den Ge­
werkschaftssenior*innen wünschen, 
welche Aktivitäten sie erhoffen 
und was sie selbst einbringen 
können. Voraussichtlich wird das 
im April passieren, per Mail und 
wenn nötig per Post. Wir bitten 
euch um rege Beteiligung. Es grüßt 
euch das Leitungsteam der Senior­
*innen/Jungen Alten

Senior*innen/Junge Alte

• Mittwoch, 17. Mai | 14.30 Uhr
Erinnerung an die Zerschlagung der 
Gewerkschaften am 2. Mai 1933
Vortrag mit Kurzfilm und Gespräch

• Donnerstag, 25. Mai | 11 Uhr
Menschenbild – der expressionistische 
Blick Besuch der Ausstellung mit 
Führung durch die Kuratorin. 
Eintritt: 4 Euro/3 Euro (ermäßigt). 
Die Führungskosten übernimmt 
die GEW. Treffpunkt: Stiftung Kunst­
forum Berliner Volksbank, Kaiser­
damm 105, 14057 Berlin. An mel­
dung: reinhard.brettel@  t­online.
de oder Tel. 030/69 81 69 31

• Freitag, 16. Juni | 9.45 Uhr
Besuch der Stadt Brandenburg/Havel
Stadtrundgang und Besuch der 
Gedenkstätte für die Opfer der 
Euthanasie­Morde in Brandenburg. 
Die Führungskosten übernimmt 
die GEW. Treffpunkt: 9.45 Uhr 
Berlin Hauptbahnhof, Gleis 14 
vorne. Fahrt mit RE1, Hbf ab 10.03 
Uhr. Zustieg auch möglich in 
Erkner, Ostkreuz, Ostbahnhof, 
Alexanderplatz, Friedrichstraße, 

Willkommen in Berlins
Beamtenlaufbahn!
Endlich privat krankenversichern.

Per Klick
HUK.de/verbeamtung
Info@HUK-COBURG.de

Informieren Sie sich jetzt bei der HUK-COBURG

Persönlich
Geschäftsstelle Berlin
Marburger Straße 10
10789 Berlin                                                                                     

Ihr für uns. Wir für Euch.
Das Füreinander zählt.

WIR BILDEN EURE
ABSICHERUNG

IHR SORGT FÜR
BILDUNG

ÖFFENTLICHER DIENST

BERLIN VERBEAMTET WIEDER LEHRER –
WIR STEHEN BEREIT

Debeka Krankenversicherung

THE COMMUNICATION ACADEMY BERLIN
Vielfalt als Ressource & Vielfalt als Chance

Fortbildungen 2023
•  Theatermethoden für Sprech- und Stimmtraining
• Umgang mit unfairer Argumentation
• Das Puppenspiel in der pädagogischen und  
 sozialen Arbeit
• Lampenfieber als Herausforderung
Dr. Karin Iqbal Bhatti / Frank Morawski, M. A. 
Kalkreuthstr. 10, 10777 Berlin, Tel. 030-23 63 91 77

www.communication-academy.org

A N Z E I G E N
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Zoologischer Garten, Charlotten­
burg, Wannsee. Rückkehr ca. 18 Uhr. 
Anmeldung: reinhard.brettel @  
t­online.de oder Tel. 030/69 81 
69 31. Bitte mitteilen, ob Senior*in­
nen ticket oder 49­Euro­Ticket vor­
 handen ist. Für die übrigen kommt 
ein Brandenburg­Berlin­Ticket in 
Frage: 33 Euro für 5 Personen.

• Mittwoch, 21. Juni | 14.30 Uhr
Bildung statt Kinderarbeit Stephanie 
Odenwald stellt die Arbeit der 
GEW­Stiftung fair childhood vor. 
Die Projekte werden in Zusammen­
arbeit mit dem weltweiten Zusam­
men  schluss der Bildungsgewerk­
schaften durchgeführt, die meisten 
in afrikanischen Ländern, weiterhin 
in Bulgarien, Nicaragua und Indien.

Senior*innen Lichtenberg/
Marzahn­Hellersdorf

• Dienstag, 2. Mai | 16 Uhr 
Gedenken an den 90. Jahrestag der 
Zerschlagung der Gewerkschaften
Treffpunkt: 16 Uhr, Vorplatz der 
Gedenkstätte der Sozialisten auf 
dem Zentralfriedhof in Friedrichs­
felde, Veranstalter: DGB Kreis­
verband Berlin­Ost, Kontakt: Ute 
Thomas, Tel.: 0174/25 43 807

• Mittwoch, 10. Mai | 16 Uhr
Ein Juwel am Rande der Großstadt
Es ist ein Kirchlein klein, aber fein 
und lädt uns nach Hohen schön­
hausen ein. Tabor­Kirchlein wird 
es sein. Wir tauchen in Geschichte 
und Orgelmusik dort ein. Das wird 
spannend und erfrischend sein.

DAS GEW-HAUS IM MAI UND JUNI 2023

03. MAI 17.00 UHR  GEW­Infoveranstaltung zum Referendariat in Berlin  
(für Lehramtsstudierende von HU und TU) 

05. MAI 16.00 UHR AG Schwule Lehrer

09. MAI 17.00 UHR AG Quereinstieg

09. MAI 18.00 UHR Junge GEW

10. MAI 17.30 UHR Mitgliederversammlung Mete-Ekşi-Fond

10. MAI 18.00 UHR How to Landesvorstand

15. MAI 17.00 UHR LA Migration, Diversity und Antidiskriminierung

16. MAI 17.00 UHR AG Medienbildung

16. MAI 18.00 UHR How to Landesdelegiertenversammlung

16. MAI 17.00 UHR  GEW­Infoveranstaltung zum Referendariat in Berlin  
(für Lehramtsstudierende von FU und UdK)

17. MAI 14.30 UHR Senior*innen/Junge Alte

17. MAI 17.00 UHR AG lesbische Pädagoginnen

17. MAI 17.00 UHR AG Frieden

17. MAI 18.30 UHR LGBTQIA* AG queere Pädagog*innen in der GEW BERLIN

18. MAI 18.00 UHR Kita AG

22. MAI 16.30 UHR Vereinigung Berliner Schulleiterinnen und Schulleiter (VBS)

23. MAI 18.00 UHR Neumitgliedertreffen

23. MAI 18.30 UHR Abteilung Berufsbildende Schulen

23. MAI 19.00 UHR AG Schwule Lehrer

25. MAI 15.30 UHR AG Jugendliteratur und Medien (AJUM)

12. JUNI 17.00 UHR LA Migration, Diversity und Antidiskriminierung

15. JUNI 18.00 UHR Kita AG

20. JUNI 17.30 UHR AG Inklusion

20. JUNI 18.30 UHR Abteilung Berufsbildende Schulen

20. JUNI 19.00 UHR AG Schwule Lehrer

21. JUNI 14.30 UHR Senior*innen/Junge Alte

21. JUNI 17.00 UHR AG lesbische Pädagoginnen

21. JUNI 17.00 UHR AG Frieden

21. JUNI 18.30 UHR LGBTQIA* AG queere Pädagog*innen in der GEW BERLIN

22. JUNI 17.00 UHR AG Quereinstieg

27. JUNI 17.00 UHR AG Medienbildung

29. JUNI 15.30 UHR AG Jugendliteratur und Medien (AJUM)

Eine ausführliche Übersicht aller kommenden Veranstaltungen 
findest du auf unserer Webseite: www.gew-berlin.de/
veranstaltungskalender

Kinderbetreuung
Wir möchten die Vereinbarkeit von Gewerkschaft und Familie 
fördern, deswegen übernehmen wir einen Teil deiner Betreuungs-
kosten in Höhe von 15 Euro pro Stunde.
kinderbetreuung@gew-berlin.de
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Treffpunkt: 16 Uhr, 13055 Berlin, 
Hauptstr. 42, Eintritt frei, Fahr ver­
bindung: Station Alt­Hohen schön­
hausen, Tram 5 oder Bus 256, Kon takt: 
Marina Wulff, Tel. 030/64 39 70 43

• Mittwoch, 14. Juni | 10.30 Uhr
Sehenswürdigkeiten in unserer Heimat
Kommt mit auf einen Rundgang 
vorbei an in liebevoller Arbeit 
gestalteten Nachbildungen interes­
santer Bauwerke unserer Region 
im Modellpark Berlin/Branden burg. 
Zu Beginn erwartet uns eine kurze 
Führung. Kosten: 3 Euro/Person, 
Treffpunkt: 10.30 Uhr, BVG­Halte­
stelle Hegemeisterweg, Fahrver­
bindung: Tram M17, 21, 27, 37, 
Kontakt: Gudrun Braune, Tel. 030/ 
512 89 58

Senior*innen Pankow

• Dienstag, 16. Mai | 9.45 Uhr 
Führung im Museum Karlshorst
Treffpunkt: 9.45 Uhr vor dem 
Eingang Zwieseler Str. 4, 10318 
Karlshorst

• Mittwoch, 14. Juni | 10.45 Uhr
Führung durch das Palais Populaire
Treffpunkt: 10.45 Uhr, Unter den 
Linden 5, Beitrag: 5 Euro
 

Chor

• 3. und 17. Mai, 7. und 21. Juni | 17 Uhr
Lette Verein, Raum A 480, Victoria­
Luise­Platz 6, 10777 Berlin; Kon­
takt: Peter Sperling und Christine 
Naumann, Tel. 030/28 43 25 01

A N Z E I G E

Singkreis

• 10. und 24. Mai, 14. und 28. Juni | 
16.30 Uhr, Lette Verein, Raum A 
480, Victoria­Luise­Platz 6, 10777 
Berlin; Kontakt: Luis von Simons, 
Tel. 0170/544 60 76 und Ulfert 
Krahé, Tel. 030/833 33 63

Stammtisch GEW 
Ruheständler*innen 

• 24. Mai und 28. Juni | 14.30 Uhr  
Café Ulrichs, schräg gegenüber 
dem GEW­Haus, Kontakt: Monika 
Rebitzki, Tel. 030/471 61 74
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Für den schulischen Alltag ist es wichtig, die rechtlichen Grundlagen für das  
eigene Handeln zu kennen. Das Schulgesetz sowie Verordnungen und 
Ausführungsvorschriften stellen den schulrechtlichen Rahmen dar. Die GEW 
BERLIN hat eine Reihe von Info­Blättern erarbeitet, die sich mit speziellen 
Aspekten des Gesetzes befassen. Dort findet ihr Infos zu Anträgen und Ab  stim­
mungen in schulischen Gremien oder ein Muster für Grundsatzbeschlüsse  
zur Arbeitszeit und Teil zeit von Lehrkräften in der Gesamtkonferenz.

Kenn' dein Recht
Unsere Schulrechtsinfos helfen, eure  
Arbeitsbedingungen vor Ort zu verbessern

www.gew­berlin.de/schule/

schulrecht

Mehr Informationen




